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234. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 6. Mai 1998 

Beginn: 11.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich bitte Sie, mit mir der Abgeordneten Christine 
Kurzhals zu gedenken, die am 4. Mai 1998 im Alter 
von 47 Jahren gestorben ist. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Frau Kurzhals wurde am 31. Mai 1950 in Böhlen 
bei Leipzig geboren. 

Nach dem Abschluß der Klasse 10 machte sie eine 
Lehre als Maschinenbauzeichnerin und besuchte an-
schließend die Fachschule, die sie als Ingenieu rin für 
Chemieanlagenbau verließ. Später qualifizierte sie 
sich weiter in der Vermessungstechnik. Sie war drei 
Jahre lange als Maschinenbauzeichnerin tätig, dann 
- nach Abschluß der Fachschule - fünf Jahre lang als 
Vermessungstechnikerin und drei weitere Jahre als 
Chemieanlageningenieurin. Zuletzt war sie Dozentin 
für Umschüler in der Vermessungstechnik. 

Vor 1989 gehörte Frau Kurzhals keiner politischen 
Partei an. Im Dezember 1989 wurde sie Mitbegrün-
derin des SPD-Ortsvereins und Ortsvereinsvorsit-
zende, Mitglied des Unterbezirksvorstands und 
schließlich Stadträtin. 

Dem Deutschen Bundestag gehörte Frau Kurzhals 
seit 1994 an. Sie war ordentliches Mitglied im Aus-
schuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und 
stellvertretendes Mitglied im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung. 

Mit Frau Kurzhals verliert der Deutsche Bundestag 
eine jener engagierten Streiterinnen, die sich mit der 
ganzen Kraft ihrer Persönlichkeit an der Nahtstelle 
der beiden Teile Deutschlands in den Tagen der Wie-
dervereinigung und danach eingesetzt haben. Sie 
hat die Sorgen und Hoffnungen der Menschen vor al-
lem in Sachsen an vorderster Front mitgetragen. Da-
für gebührt ihr unser aller Dank. 

Unsere Anteilnahme gilt ihren Angehörigen, vor 
allem ihrem Mann und ihren beiden Kindern. 

Der Deutsche Bundestag wird Frau Kurzhals ein 
dankbares und ehrendes Gedenken bewahren. 

Sie haben sich zu Ehren der Toten erhoben. Ich 
danke Ihnen. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung, um die Ihnen mit einer Zusatzpunkt

-

liste vorgelegten Punkte zu erweitern: 
1. a) Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 

F.D.P.: Der Euro - eine dauerhaft stabile Währung für 
Europa - Drucksache 13/10604 - 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD zu den Um-
ständen der Entscheidung des Europäischen Rates vom 
2. Mai 1998 zur Ernennung des ersten Präsidenten der 
Europäischen Zentralbank und zur Festlegung des Teil-
nehmerkreises an der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion - Drucksache 13/10603 - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Helmut 
Lippelt, Christian Sterzing und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die Krise in der deutsch-
französischen Zusammenarbeit überwinden - Drucksa-
che 13/10605- 

2. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der SPD: Hal-
tung der Bundesregierung zu den Auswirkungen des von 
der Deutschen Post AG beabsichtigten neuen Filialkonzep-
tes für Kunden und Beschäftigte 

Außerdem soll die für heute vorgesehene Befra-
gung der Bundesregierung entfallen. Sind Sie mit 
den Vereinbarungen einverstanden? - Das ist der 
Fall. Wir verfahren so. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 1 a bis 1 c auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 

Der Euro - eine dauerhaft stabile Währung 
für Europa 
- Drucksache 13/10604 - 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

zu den Umständen der Entscheidung des 
Europäischen Rates vom 2. Mai 1998 zur Er-
nennung des ersten Präsidenten der Europäi-
schen Zentralbank und zur Festlegung des 
Teilnehmerkreises an der Europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion 
- Drucksache 13/10603 - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Helmut Lippelt, Christian Sterzing und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Krise in der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit überwinden 
- Drucksache 13/10605 - 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache eineinhalb Stunden vorgesehen. 
- Auch dazu sehe ich keinen Widerspruch. 

Als erster Redner in der Debatte spricht der Frakti-
onsvorsitzende der CDU/CSU, Dr. Wolfgang Schäu-
ble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion ist der wichtigste Meilenstein im 
europäischen Einigungsprozeß seit der Grün-
dung der Montanunion im Jahr 1951 und seit der 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft im Jahr 1957. Der Euro stärkt die Europäi-
sche Union als Friedens- und Freiheitsordnung 
und schließt die Teilnehmerstaaten noch enger 
zusammen ... Der Euro eröffnet zugleich die 
große Chance für neue wi rtschaftliche Dynamik, 
für dauerhaftes Wachstum und dringend benö-
tigte zukunftssichere Arbeitsplätze im 21. Jahr-
hundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

So steht es im Antrag der Koalitionsfraktionen, zu 
dem ich Sie um Ihre Zustimmung bitte. 

Hinter diesen vielleicht nüchtern klingenden Wor-
ten stehen historische Entscheidungen. Vielleicht ist 
für manche das Wort  „historisch" in den letzten Wo-
chen zu oft gefallen. Aber wenn wir uns vergegen-
wärtigen, was mit der Einführung einer gemeinsa-
men Währung in Europa erreicht wurde, kommen 
wir am Begriff des Historischen nicht vorbei. Unser 
Bundespräsident Roman Herzog hat zu Recht darauf 
hingewiesen: Zum erstenmal haben elf souveräne 
europäische Staaten aus freien Stücken eine so 
grundlegende Entscheidung wie die Einführung ei-
ner gemeinsamen europäischen Währung getroffen. 

Diese gemeinsame europäische Währung steht für 
Stabilität nach innen und gibt Europa mehr Gewicht 
nach außen. Der Euro stärkt auch das Bewußtsein da-
für, daß wir Europäer in einer Schicksals- und Ver-
antwortungsgemeinschaft verbunden sind, daß wir 
von allem, was in Europa zum Guten wie zum Bösen 
geschieht, mit betroffen sind. Der Euro steht für das 
immer enger zusammenwachsende Europa. 

Es wird eine stabile Währung sein. Wir haben in 
zwei großen Debatten in diesem Hause dargelegt, 
warum die Erwartungen und Hoffnungen unserer 
Bürger begründet sind, daß diese europäische Wäh-
rung so stabil sein wird, wie es die D-Mark in ihren 
besten Zeiten war. Sie bildet den Schlußstein des 
Binnenmarkts. Der Gemeinsame Markt wird mit die-
ser gemeinsamen Währung besser funktionieren als 
ohne sie. Deshalb wird die europäische Währung 
mittelfristig auch dazu beitragen, daß wir mehr Ar-
beitsplätze und weniger Arbeitslosigkeit bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das alles ist in den letzten Wochen - im Grunde 
auch weitgehend einvernehmlich - in diesem Hause 
zutreffend gesagt worden. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist 
wahr! Neun Stunden haben wir es disku

-

tiert!) 

Es sollte nicht durch das kleinliche Gezänk über Per-
sonalfragen zerstört oder in den Hintergrund gerückt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das müssen Sie nicht uns sagen!) 

Jetzt müssen Sie natürlich durch Ihr Verhalten zei-
gen, worum es Ihnen geht, und Farbe bekennen. 
Wollen Sie dieses kleinliche Gezänk, oder wollen Sie 
sich der Größe des Ereignisses würdig und angemes-
sen zeigen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Mon cher ami, Wolfgang!) 

- Französisch können wir, Herr Fischer, auch reden. 
Aber im Deutschen Bundestag ist die Amts- und Ver-
handlungssprache Deutsch. Heute lassen Sie uns 
einmal deutsch reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich finde, wenn man ein bißchen genauer hin-
schaut, ist das ganze Feldgeschrei viel Lärm um 
nichts, um mit Shakespeare zu reden. Die Entschei-
dung für Wim Duisenberg als Präsidenten der Euro-
päischen Zentralbank ist - das ist völlig unstreitig 
und unbestritten - im Einklang mit dem Vertrag von 
Maastricht getroffen worden. Nicht nur die Person 
des Präsidenten, auch alle anderen Mitglieder des 
Direktoriums der Europäischen Zentralbank, die am 
Wochenende bestellt und gewählt worden sind, sind 
von der Presse in ganz Europa in seltener Einmütig-
keit als für ihre Aufgaben hervorragend qualifiziert 
bezeichnet worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Hans Barbier, ein Mann, der an politisches Füh-
rungspersonal strenge Anforderungen stellt, hat in 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" geschrieben: 

Gerade im Licht des deutschen Paradigmas der 
Geldpolitik kann sich die Qualität dieser ersten 
Führungsmannschaft nicht nur sehen lassen - sie 
darf insgesamt wohl als überraschend gut bewer-
tet werden. Man hat in „Europa" schon weniger 
überzeugende Personalentscheidungen erlebt. 

Wenn das so ist, frage ich: Was soll das Gezänk? 

Bei uns im Schwarzwald sagt man: Man muß vor 
lauter Bäumen noch den Wald sehen. - Man sollte 
also trotz vieler Einzelheiten noch das Wesentliche 
erkennen. Man kann sich auch an die Maxime von 
La Rochefoucauld erinnern, der einmal gesagt hat: 
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„Wer sich zuviel mit Kleinigkeiten befaßt, wird unfä-
hig zum Großen." 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist 
wahr! Das gilt für den Europäischen Rat!) 

- Frau Kollegin, was zählt, sind die Resultate und 
nicht die Begleitmusik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen: Daß diese gute Entscheidung vom 
Rat der Staats- und Regierungschefs nachts um 2 Uhr 
und nicht nachmittags um 2 Uhr verkündet worden 
ist, ist vor dem Hintergrund der Bedeutung dieser 
Entscheidung letzten Endes völlig irrelevant. Haupt-
sache ist, daß eine gute Entscheidung zustande ge-
kommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Ich weiß ja, was Sie wollen: Sie wollen von einer 
richtigen Entscheidung ablenken. Damit sind Sie 
aber unfähig, Zukunft zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ich habe doch gar nichts gesagt!) 

Man darf sich durch die Mühsal der Ebenen den 
Blick zum Horizont, also in die Zukunft, nicht verstel-
len lassen; sonst wird man unfähig, Wesentliches zu 
gestalten. 

Im übrigen ist es nicht das erste Mal in der Ge-
schichte, sondern die Normalität, daß Großes im Mo-
ment seiner Entstehung immer auch von Banalem 
begleitet wird. Die historische Größe wird dadurch 
aber nicht geschmälert. Die Reaktion der Finanz-
märkte am vergangenen Montag hat das übrigens 
bestätigt. Die Entscheidung für den Euro hat nicht zu 
einem Nachgeben der Kurse und der europäischen 
Währungen geführt - im Gegenteil. Das zeigt: Das 
Vertrauen in den Euro ist ungebrochen, und die inter-
nationalen Finanzmärkte sind von der Nachhaltigkeit 
der Stabilitätspolitik in Europa überzeugt. Wir sollten 
uns deshalb nicht davon abhalten lassen, den Erfolg 
als solchen zu bezeichnen und der Bundesregierung 
und dem Bundeskanzler für ihre Arbeit zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Niemand in Europa bestreitet - wer in diesem 
Haus ernst genommen werden will, kann es nicht be-
streiten -, daß die Bundesregierung, allen voran der 
Bundeskanzler Helmut Kohl, an dieser bedeutenden 
Entscheidung einen wesentlichen Anteil hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das gilt genauso für die Außenminister der Regierun-
gen seit 1982 von Hans-Dietrich Genscher bis zu 
Klaus Kinkel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Es fehlt noch 

Theo Waigel!) 

Daß die europäische Währung eine stabile Wäh-
rung sein wird, hat nicht zuletzt mit dem Stabilitäts-
und Wachstumspakt und der Stabilitätserklärung  

vom vergangenen Wochenende zu tun, die Theo 
Waigel entscheidend durchgesetzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Thema ver- 

fehlt!) 

- Nein, überhaupt nicht. Frau Kollegin Matthäus-
Maier, wenn Sie die Kraft zur Gestaltung deutscher 
und europäischer Politik beweisen wollen, dann dür-
fen Sie im Rahmen dieser historischen Entscheidung 
nicht in kleinliches parteipolitisches Gezänk verfal-
len, sondern dann müssen Sie den Blick auf das We-
sentliche richten. Anders werden Sie die Zukunft 
nicht gestalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sparen Sie sich Ihre kleinlichen Vorwürfe! Wie lange 
das Mittagessen der Staats- und Regierungschefs ge-
dauert hat, interessie rt  übermorgen niemanden 
mehr. Es interessie rt  vielmehr, daß die Grundlagen 
dieser Währungsgemeinschaft dauerhaft stabil sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Von Interesse ist, daß sich die Stabilitätspolitik heute 
überall in Europa durchgesetzt hat. 

Wer noch etwas von sozialer Gerechtigkeit ver-
steht, der weiß, daß die Stabilität des Geldes die 
wichtigste Voraussetzung für soziale Sicherheit und 
soziale Gerechtigkeit in unserem Lande ist. Inflation 
ist die brutalste Form der Ausbeutung gerade der so-
zial schwächeren Schichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Überall in Europa haben wir die niedrigsten Preis-
steigerungsraten weltweit in der Geschichte. Das ist 
das Entscheidende. Es gibt doch gar keinen Anlaß, 
Sieger oder Verlierer aufzuzählen. Alle haben am 
vergangenen Wochenende gewonnen, weil für alle 
das Tor in eine gute Zukunft aufgeschlagen wurde. 
Was zählt, ist, daß Europa gestärkt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen in aller Bescheidenheit: Wenn ich dar-
über nachdenke, wer was wie gewonnen hat, dann 
ist die Frage, welche Nationalität welches Mitglied 
des Direktoriums der Europäischen Zentralbank hat, 
in dem alle unbestrittenermaßen hervorragend quali-
fiziert sind, nicht so entscheidend. Mir ist viel wichti-
ger, daß die Europäische Zentralbank ihren Sitz in 
Frankfurt  hat. Das hat Bundeskanzler Helmut Kohl 
durchgesetzt, und das liegt im deutschen Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nebel, dein Name ist Wolf- 

gang! Badische Nebelwand!) 

Es ist ein Symbol dafür, daß diese europäische Wäh-
rung stabil sein wird. Im übrigen ist es auch für den 
Standort Deutschland, wo Finanzmärkte im globalen 
Wettbewerb nicht ganz unwichtig sind, nicht 
schlecht, daß die Europäische Zentralbank ihren Sitz 
in Frankfurt  hat. Ich finde, wir alle haben Grund, 
dem Bundeskanzler dafür zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Politik ist immer die Kunst des Möglichen. Der 
Blick für das Machbare, Augenmaß und Geduld sind 
die Väter des Erfolgs. Helmut Kohl handelt nach die-
ser Devise. Er hat mit seinem Ansehen und mit seiner 
Erfahrung dafür gesorgt und durchgesetzt, daß der 
Euro als starker Euro kommt. Die inte rnationale 
Presse hat diesen Anteil am Erfolg in gebührender 
Form herausgestellt. Ich erwähne nur Jacques De-
lors, der Helmut Kohl als den „größten Baumeister 
des wiedererwachenden Aufbaus Europas seit 15 
Jahren" bezeichnet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

ich verstehe ja - das verstehen wir alle -, daß Herr 
Schröder eine ähnliche Einschätzung nicht öffentlich 
aussprechen kann. Das wäre zuviel verlangt. Aber 
was er in Rom zur Euro-Entscheidung zum besten 
gegeben hat, war schon erschreckend mager und 
entlarvend zugleich. Wir sind ja gewohnt, daß er den 
Mund gerne voll nimmt und mit großer Pose Zensu-
ren für andere verteilt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist er denn, 
der Schröder?) 

Aber es scheint ihn wenig zu kümmern, daß seine ei-
genen Haushalte verfassungswidrig sind. So frage 
ich dann doch: Mit welchem Recht verteilt Herr 
Schröder Zensuren, wenn er noch vorgestern zuge-
geben hat, man könne als Außenstehender nicht be-
urteilen, ob die Europäische Währungsunion besser 
zu machen gewesen wäre? 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
F.D.P.) 

Frau Wieczorek-Zeul, da Sie es mir wahrscheinlich 
nicht abnehmen: Heribert Prantl gilt nicht als ein par-
teiischer Befürworter und Anhänger der Koalition; 
sein Urteil ist insoweit der Voreingenommenheit 
nicht verdächtig. Herr Prantl schreibt am Ende eines 
Artikels über diesen Gipfel, es möge zwar sein, daß 
Herr Schröder Freude habe, aber: 

Den mag man sich freilich an Kohls Stelle am ver-
gangenen Wochenende in Brüssel nicht sehr 
gerne vorstellen. 

Damit hat er recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wenn es Sie tröstet: Ich kann mir auch schlecht 
Herrn Fischer im NATO-Rat und Herrn Trittin bei der 
- nun nicht stattfindenden - Gelöbnisfeier der Bun-
deswehr in Frankfurt  an der Oder vorstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Die Geschichte der europäischen Integration lehrt, 
daß die großen Entscheidungen für unseren Konti-
nent immer nur nach zähem Ringen, nach hartem 
Verhandeln zustande gekommen sind. Der Teufel 
steckt immer auch im Detail. Warum sollte es denn 
bei der Entscheidung über den Euro anders gewesen 
sein? Was zählt, ist, daß die Entscheidung programm-

gemäß vorangekommen ist und daß wir weiter voran-
schreiten. 

Frankreich hat seine Nationalversammlung vorzei-
tig aufgelöst, weil man sich nicht zugetraut hat, vier 
oder fünf Monate vor einer Wahl eine solche Ent-
scheidung zu treffen. Wir, die Bundesregierung und 
die Koalition, haben die Kraft, im Rahmen des Fahr-
plans, wie er im Maastricht-Vertrag vereinbart ist, die 
richtige Entscheidung zum richtigen Zeitpunkt zu 
treffen. Das zeigt Führungsstärke, Zukunftskraft und 
Verläßlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Hui!) 

Auch diese Bemerkung will ich machen: Die 
deutsch-französischen Beziehungen sind nicht 
schlecht. Sie sind mit das Wichtigste, was wir in Eu-
ropa haben. Aber auch bei guten Beziehungen gibt 
es manchmal Meinungsverschiedenheiten, und diese 
müssen gute Beziehungen verkraften. Die deutsch-
französischen Beziehungen bleiben auch in Zukunft 
für weitere Fortschritte in der europäischen Politik 
und für die Interessen beider Länder von großer Be-
deutung. Deswegen, Herr Bundeskanzler, wünschen 
wir Ihnen für die heutigen und morgigen Beratungen 
im Rahmen des deutsch -französischen Gipfels in 
Avignon viel Erfolg. Wir bleiben Verbündete der 
deutsch-französischen Beziehungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es geht nicht allein um Symbolik, sondern um Sub-
stanz. Es geht nicht um goldene Worte, sondern um 
Worte, denen Taten folgen. Über alle Meinungsver-
schiedenheiten hinaus ist entscheidend, daß 
Deutschland und Frankreich in den grundlegenden 
Fragen unserer gemeinsamen europäischen Zukunft 
übereinstimmen, daß wir eine gemeinsame Vision in 
bezug auf ein wirtschaftlich geeintes, sicheres und 
politisch handlungsfähiges Europa haben, daß wir es 
mit der europäischen Einigung ernst meinen und daß 
wir Europa voranbringen wollen. Wir haben in der 
Vergangenheit Europa gemeinsam vorangebracht, 
und wir werden es auch in Zukunft tun. 

Frankreich und Deutschland bleiben aufeinander 
angewiesen. Jacques Delors hat dieser Tage ganz 
nüchtern festgestellt, Europa sei ein Weg, um für 
Frankreich notwendigen Manövrierraum zurückzu-
gewinnen. Für Deutschland gilt: Auf Grund unserer 
Mittellage in Europa und all der Brüche in unserer 
Vergangenheit haben wir ein überragendes Interesse 
an Stabilität, die sich nur aus europäischer Einigung 
und Integration ergeben kann. Deshalb sehen Frank-
reich wie Deutschland im Fortgang der europäischen 
Einigung die beste Zukunftsoption. Diese Einigung 
wird weiter wachsen. Ebenso gilt im Umkehrschluß: 
Auch Europa bleibt auf Frankreich und Deutschland 
angewiesen; denn Europa braucht die besonders in-
tegrationswilligen Mitglieder, die dafür sorgen, daß 
Europa vorankommt und die Integration nicht stek-
kenbleibt. 

Wir haben große Aufgaben vor uns. Wir werden in 
den nächsten Monaten über die Agenda 2000, über 
die Fragen, wie es im Kosovo und im Mittelmeerraum 
weitergeht, und über viele andere Bereiche sprechen 
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müssen. All diese Zukunftsherausforderungen wer-
den wir nur bewältigen, wenn wir in Europa gemein-
sam handeln und die europäische Einigung voran-
bringen. 

Die Entscheidungen vom Wochenende markieren 
eine wichtige, eine historische Etappe. Dieser Erfolg 
gibt uns nicht Grund, auf dem Erreichten auszuru-
hen. Aber er gibt uns Grundlage, weiter, in die Zu-
kunft gerichtet, erfolgreich zu handeln. Deswegen ist 
die gemeinsame europäische Währung der bessere 
Weg, um Sicherheit, Wohlstand, Stabilität und soziale 
Gerechtigkeit in Europa zu gewährleisten, als wenn 
dies jeder für sich allein mit einer nationalen Wäh-
rung zu erreichen versuchen würde. Deshalb bleibt 
die weitere europäische Einigung unser Weg, um die 
Interessen des vereinten Deutschlands an der 
Schwelle zum kommenden Jahrhundert so gut wie ir-
gend möglich wahrzunehmen. Nationale Interessen 
und die europäische Einigung sind kein Gegensatz. 
Die europäische Einigung ist der beste Weg, um den 
wohlverstandenen Interessen der Deutschen am 
Ende dieses Jahrhunderts und in der Zukunft gerecht 
zu werden, und mit Bundeskanzler Helmut Kohl kön-
nen wir das besser als mit Gerhard Schröder. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU - 
Beifall bei der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt die 
Abgeordnete Heidi Wieczorek-Zeul auf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist denn Herr 
Schröder?) 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben am 
23. April dieses Jahres hier im Deutschen Bundestag 
in einer neunstündigen Debatte eine Bewe rtung der 
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
vorgenommen und ein zustimmendes Votum quer 
durch das ganze Haus - das gilt auch für die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion - zum Einstieg in 
diese dritte Stufe gegeben. Die Entscheidung der 
Staats- und Regierungschefs zum Einstieg in diese 
Stufe war richtig. Das bringt auch die SPD-Bundes-
tagsfraktion in ihrem heute vorgelegten Antrag zum 
Ausdruck. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hoffen vor allem, daß der Euro das politische 
und wirtschaftliche Gewicht der Europäischen Union 
und damit ihren Einfluß auf die Gestaltung der Welt-
wirtschaft zum Tragen bringt. Wir erwarten, daß jetzt 
endlich das angepackt wird, was in Europa das ei-
gentliche Problem ist. Denn der Euro allein ist kein 
Rezept gegen die Massenarbeitslosigkeit. Auch die 
stabile D-Mark hat nicht verhindern können, daß es 
in Deutschland fast 5 Millionen Arbeitslose gibt. 

Massiv aber kritisieren wir am Gipfel der Staats-
und Regierungschefs die Art der Entscheidung über 
den Präsidenten der Europäischen Zentralbank. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Schäuble hat in seiner Rede das Thema voll-
ständig verfehlt. Er hat hier die Debatte vom 23. Ap ril 
wiederholt, aber nichts zu der Tatsache gesagt, daß 
die große Entscheidung zur Europäischen Wäh-
rungsunion durch das Klein-klein und das Gemau-
schel der Regierungschefs überschattet und verdun-
kelt worden ist. Das ist das eigentliche Problem, der 
eigentliche Skandal sowohl dieser Debatte als auch 
des Gipfels selbst. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin 
Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die Art  des Kuhhandels und des Feilschens schürt 
nämlich das Mißtrauen gegenüber dem Euro in der 
deutschen Bevölkerung, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

anstatt Vertrauen in die neue gemeinsame Währung 
zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Vertrauen 
der Märkte ist wichtig. Genauso wichtig aber ist das 
Vertrauen der Menschen in die neue Währung. Ohne 
dieses Vertrauen der Menschen wird der Euro nicht 
dauerhaft funktionieren können. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Art , in der alle Fraktionen des Deutschen Bun-
destages am 23. Ap ril die Diskussion über die 
schwerwiegende Entscheidung für den Euro geführt 
haben, war dem großen Thema angemessen; sie fand 
auf hohem Niveau statt. Die A rt, wie das große 
Thema des Beginns der Währungsunion am letzten 
Wochenende auf dem EU-Gipfel unter Ihrer Beteili-
gung, Herr Bundeskanzler, in kleinliches Geschacher 
umgemünzt wurde, ist jedoch geeignet, dem Anse-
hen der Europäischen Zentralbank und dem Anse-
hen der gemeinsamen Währung zu schaden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist keineswegs nur die Position der Sozialde-
mokratie. Lesen Sie doch einmal die Kommentare: 
„Historischer Kuhhandel", schreibt die „Berliner Zei-
tung", „Brüsseler Gipfelblamage" die „Frankfu rter 
Rundschau". 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

„Ein würdeloses Spektakel" tituliert zum Beispiel die 
„Neue Ruhr-Zeitung".  

Wenn Sie, Herr Schäuble, zitiert hätten, was Herr 
Prantl in seinem Artikel zu Helmut Kohl gesagt hat, 
hätte sich bei Ihnen kaum eine Hand gerührt. Er hat 
nämlich ausdrücklich gesagt, es sei ganz ersichtlich, 
daß der von ihm geplante Lorbeer in der eigenen 
Hand verdorrt sei. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man

-

fred Müller [Berlin] [PDS]) 

Auch das sollten Sie an dieser Stelle zitieren. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben am 21. Ap ril im 
Rahmen der Anhörung des EU- und des Finanzaus-
schusses, nach dem EZB-Präsidenten gefragt, folgen- 
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des gesagt - ich zitiere aus dem Wortprotokoll der 
Anhörung - : 

Ich bin absolut sicher, daß es eine Entscheidung 
sein wird, die dem Ansehen, der Reputation, die-
ses Instituts zuträglich ist. Das heißt, es wird nicht 
der Eindruck erweckt werden, das sei eine uner-
trägliche Mauschelei. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Hört! Hört!) 

Die Umstände der Ernennung des ersten Präsidenten 
der Europäischen Zentralbank stehen im krassen Wi-
derspruch zu diesen Ihren Ausführungen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] und des Abg. Manfred Müller [Berlin] 
[PDS]) 

Sie haben diese Ihre Zusage gegenüber allen Frak-
tionen des Deutschen Bundestages, die anwesend 
waren, und gegenüber der deutschen Öffentlichkeit 
nicht eingehalten. Das ist ein weiteres gebrochenes 
Versprechen. 

Sie haben fälschlicherweise den Eindruck einer 
einvernehmlichen Lösung dieser Personalfrage ge-
weckt, ohne einen konkreten Lösungsansatz mit den 
europäischen Partnern im Vorfeld des Gipfels abge-
stimmt zu haben. Monatelang haben Sie und Herr 
Waigel den Eindruck erweckt, es gehe Ihnen um 
eine achtjährige Amtszeit des EZB-Präsidenten. Jetzt 
haben Sie eine formal-juristisch vielleicht nicht an-
greifbare Regelung gefunden, haben aber natürlich 
gegen den Geist des Vertrags von Maastricht versto-
ßen. Das sollten Sie dann hier auch sehr deutlich sa-
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Im übrigen: Sie hatten fünf Monate Zeit; denn im 
November letzten Jahres ist der Vorschlag „Trichet" 
erfolgt. Es war grob fahrlässig, die Regelung dieser 
Frage so lange anstehen zu lassen, bis sie auf dem 
letzten Gipfeltreffen die große historische Entschei-
dung zum Euro mit dem unwürdigen Ringen um den 
EZB-Präsidenten überschattete. Es war grob fahrläs-
sig, dies zuzulassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aussitzen, Herr Bundeskanzler, funktioniert eben 
weder zu Hause noch in der Europäischen Union an-
gesichts der Probleme, die sich stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Umstände der Benennung des EZB-Präsiden-
ten sind ein Beweis für das Versagen der Europapoli-
tik dieser Bundesregierung. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Es hat offensichtlich zwischen dem Kanzler, dem Au-
ßenministerium und dem Finanzministerium keiner-
lei einvernehmliche Strategie dazu gegeben, wie 
eine volle Amtszeit für den ersten Präsidenten der 
EZB durchgesetzt werden könnte. Da werden Sie, 

meine Damen und Herren von der Koalition, unru-
hig. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vergegenwärtigen Sie sich doch einmal die Situa-
tion: Heute nachmittag und heute abend findet der 
deutsch-französische Gipfel statt. Warum nimmt 
daran zum Beispiel der Finanzminister nicht teil? 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Weil 
er hierbleiben will!) 

Es hat offensichtlich ausreichend große Divergenzen 
in der Frage, wie man dort vorgehen sollte, zwischen 
den beteiligten Ministe rien gegeben. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist anders 
als in Mururoa, Frau Kollegin!) 

Dieses Chaos in der Regierung schadet dem Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland; es schadet unseren 
Interessen in Europa. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Man

-

fred Müller [Berlin] [PDS]) 

Der Antrag, den Sie heute hier vorlegen, drückt 
sich um die entscheidende Frage des EZB-Präsiden-
ten. In einer Zeitung war zu lesen, in dem Antrag 
solle die Verhandlungsführung auf dem Gipfeltreffen 
vom letzten Wochenende unterstützt werden. Im 
Text des Antrags steht davon nichts. Wahrscheinlich 
hat sich die F.D.P. in dieser Frage dann doch noch mit 
den Bedenken, die sie öffentlich geäußert hat, durch-
setzen können. Bei diesem Antrag handelt es sich um 
einen Null-Antrag. Über das, was in dem Antrag ent-
halten ist, hätten wir am 23. Ap ril abstimmen müs-
sen. Wir werden uns bei der Abstimmung über die-
sen Antrag der Stimme enthalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen 
bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben einen eigenen Antrag vorgelegt, in dem 
unsere Kritik an diesem unwürdigen Gezerre auf 
dem EU-Gipfel zum Ausdruck gebracht wird. Der 
Deutsche Bundestag sollte bei dieser Frage soviel 
Selbstbewußtsein und soviel Selbstachtung aufbrin-
gen, daß er unserem Antrag zustimmt. Das sage ich 
auch an die Adresse von CDU/CSU und F.D.P. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Wieczorek

-

Zeul, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schmidt? 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Im Moment 
nicht. - Der französische Präsident Chirac hat im 
übrigen mit seinem Starrsinn viel dazu beigetragen, 
daß die Signale, die vom Euro-Gipfel ausgingen, 
überall in der EU negativ aufgenommen wurden. Kri-
tische Kommentare dazu hatte er auch im eigenen 
Land erhalten. 

Bei diesem Gipfel ist auch eine bedenkliche Ent-
wicklung, die seit Monaten anhält, deutlich gewor-
den: Seit längerem ist im deutsch-französischen Ver-
hältnis einiges im argen. Das deutsch-französische 
Verhältnis ist für die europäische Entwicklung von 
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zentraler Bedeutung. Sie haben vor allem dann nicht 
die Kooperation mit der neuen französischen Regie-
rung gesucht, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das müssen aus

-

gerechnet Sie  sagen!)  

als sie die Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
auf die Tagesordnung setzen wollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ferner haben Sie sich gegen das Beschäftigungska-
pitel des Vertrages von Amsterdam monatelang en-
gagiert. Sie haben sich geweigert, die Wirtschaftspo-
litik zu koordinieren. Ich sage an dieser Stelle: Es 
wird Zeit, daß endlich eine deutsche und eine franzö-
sische Regierung in dieser zentralen Frage an einem 
Strang ziehen, damit der deutsch-französische Motor 
wieder rund läuft, damit gemeinsam der Bekämp-
fung der Massenarbeitslosigkeit Vorrang gegeben 
wird und die EU im Bewußtsein der Bevölkerung 
wieder Vertrauen erhält. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Ch ristian 
Schmidt [Fürth] [CDU/CSU] steht an einem 

Saalmikrophon) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schmidt, darf 
ich fragen - die Frage können Sie ja nicht mehr stel-
len -: Was ist Ihr Begehren? 

(Heiterkeit) 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin, ich würde gern meine Frage in eine Kurzin-
tervention fassen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das können Sie 
tun. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Ich hätte 
unwahrscheinlich gern von der Kollegin Wieczorek-
Zeul, über die ich dem Handbuch des Deutschen 
Bundestages entnehme, daß sie in Frankfu rt  geboren 
ist, in Frankfurt auf das Gymnasium ging, in Frank-
furt  studiert hat und jetzt, glaube ich, in Groß-Gerau 
wohnt, erfahren, ob sie auch bei der Eröffnungsfeier 
der Europäischen Zentralbank in Frankfu rt , zu der 
sie als örtliche Abgeordnete vielleicht mit eingeladen 
wird, die Wahlkampfmär vom Versagen der deut-
schen Europapolitik vorzutragen gedenkt. Das wäre 
meine Frage gewesen. Ich bedaure, daß die Kollegin 
bei ihrer Rede offensichtlich nicht in der Lage gewe-
sen ist, 

(Widerspruch bei der SPD) 

die kleinen Dinge von den großen zu unterscheiden, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

was wiederum ein bedauerliches Zeichen für die Un-
fähigkeit mancher in diesem Hause ist - die Kollegin 
Matthäus-Maier, daneben sitzend, beziehe ich gleich 
mit ein; 

(Lachen bei der SPD) 

wer am Sonntag gehört hat, was gesagt worden ist, 
der kann sie nur mit einbeziehen -, sich der Größe 
des Augenblicks würdig zu zeigen. Aber das ist 
schon immer so gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Detlev von Lar

-

cher [SPD]: Weiter! Diese Leuchte der CDU 
sollte weiterreden!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Wieczorek-
Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Frau Präsiden-
tin, abgesehen davon, daß dem Kollegen der Ort mei-
nes Wahlkreises, nämlich Wiesbaden, entgangen ist, 
wollte ich sagen: Es gibt einfach Kurzinterventionen 
und Bemerkungen, die sagen so viel über denjeni-
gen, der spricht, daß sich eine Erwiderung erübrigt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster in der 
Debatte spricht der Fraktionsvorsitzende des 
Bündnisses 90/Die Grünen, Joseph Fischer. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der Deutsche Bundestag hat sich mit sehr, sehr 
großer Mehrheit für den Übergang zur dritten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion in Europa aus-
gesprochen. Der Rat der Regierungschefs hat am 
Wochenende diesen Beschluß umgesetzt. Währungs-
politisch ist damit - da kann ich dem Kollegen Schäuble 
nur zustimmen - eines der wichtigsten, wenn nicht 
das wichtigste Projekt für Europa erfolgreich auf den 
Weg gebracht worden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

An diesem Punkt, Herr Bundeskanzler - das habe 
ich in der letzten Debatte schon gesagt - gebührt al-
len, die in verantwortlicher Position dazu beigetra-
gen haben, der Dank des ganzen Hauses. Gerade 
weil es ein währungspolitischer Erfolg war und hof-
fentlich auch bleiben wird, wird aber das politische 
Debakel, das an diesem Wochenende stattgefunden 
hat, um so krasser sichtbar. 

Herr Schäuble, Sie haben hier eine Rede gehalten, 
die eigentlich unter Ihrem Niveau war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich muß Ihnen ganz ehrlich sagen: Die Betroffenheit 
bei der F.D.P., bei der CDU und auch bei der CSU 
über das, was an diesem Wochenende beim Rat der 
Regierungschefs vor sich gegangen ist, ist doch mit 
den Händen zu greifen. Nun verstehe ich, daß wir in 
einem Wahljahr sind, nun verstehe ich auch, daß hier 
zu einem Scherbenhaufen geworden ist, was eigent-
lich das innenpolitische Glanzstück der Wahlkam-
pagne des Bundeskanzlers für seine Wiederwahl 
werden sollte. All dies begreife ich. Aber wir können 
doch als Deutscher Bundestag in einer von Ihnen zu 
Recht so genannten zentralen historischen Entschei-
dung nicht zugunsten von Wahlkampfrhetorik so 
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weit abdanken, wie Sie das heute morgen getan 
haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Es geht hier nicht um einfache Schuldzuweisungen 
in Richtung der Bundesregierung. Vielmehr wird es 
darum gehen, daß wir die Bedeutung dessen, was 
sich am Wochenende abgespielt hat, in den positiven 
Teilen, aber vor allen Dingen auch in den negativen 
Folgen entsprechend bewerten. In diesem Hause ist 
es in dieser Koalition oft der Fall, daß das, was nicht 
geschieht, fast wichtiger ist als das, was geschieht. 
Ich versuche mir einmal vorzustellen, daß Herr 
Duisenberg glanzvoll als erster EZB-Präsident be-
nannt worden wäre 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Ist er doch!) 

- ich sagte „glanzvoll", das heißt für acht Jahre -, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - und Hans Michelbach 

[CDU/CSU]: Ist er doch!) 

ohne daß man ihn, wie es ein EU-Diplomat laut einer 
bürgerlichen Zeitung genannt hat, gezwungen hätte, 
auf dem Bauch daherzukriechen und „freiwillig" sei-
nen Verzicht innerhalb von vier Jahren zu erklären. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Völliger 
Unsinn! Wo steht denn das?) 

- Reagieren Sie doch nicht so nervös: „Wo steht 
das?" Diese Erklärung konnten Sie allenthalben zur 
Kenntnis nehmen. - Meine Damen und Herren, dann 
hätten wir heute im Deutschen Bundestag eine Re-
gierungserklärung eines erfolgreichen Bundeskanz-
lers gehört und nicht das Verlesen vom Blatt eines 
Oberministranten erlebt, der noch irgendwelche 
Dankadressen an einen schwer angeschlagenen 
Bundeskanzler zum besten geben muß, wie das bei 
Herrn Schäuble der Fall war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Meine Damen und Herren, ich sage nochmals: 
Währungspolitisch war das Wochenende erfolgreich, 
europapolitisch aber ein Debakel. 

Die beiden wichtigsten Probleme, die das Wochen-
ende sichtbar gemacht hat, verdienen es trotz des 
Wahljahres, hier mit einiger Sachlichkeit behandelt 
zu werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die bei Ihnen 
nicht da  ist!)  

So schön es klingt, Kollege Schäuble, wenn Sie das 
deutsch -französische Verhältnis hier gesundbeten 
wollen: Sie wissen so gut wie ich, daß das deutsch-
französische Verhältnis nicht in einer existenzbedro-
henden Krise ist, daß es sich aber in eine negative 
Richtung entwickelt. 

Wenn ich die verschiedenen Verlautbarungen bei-
derseits des Rheins zur Kenntnis nehme, wenn ich 
höre, daß der Begriff des nationalen Interesses plötz-

lich offensichtlich wieder der zentrale europapoliti-
sche Begriff der Zukunft ist, 

(Beifall des Abg. Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

wenn ich mitbekomme - - 

(Zurufe von der CDU/CSU: Von wem?) 

- Unter anderem von Michael Glos, der diese Konse-
quenz daraus gezogen hat. Ich sage nicht, daß das 
nur bei Ihnen zu Hause so ist. Ich weiß, bei Ihnen 
sind viele, die diese Sorge teilen. Deswegen spreche 
ich sie ja an. Das ist aber keine Frage einfacher par-
teipolitischer Zuordnung. 

Wenn die Einführung des Euro zur Konsequenz 
hat, daß wir plötzlich wieder nationales Interesse, 
Prestigepolitik in den Vordergrund stellen und nicht 
begreifen, wie wichtig es ist, an den eingeschlagenen 
Wegen festzuhalten, dann wird das deutsch-französi-
sche Verhältnis nicht Motor, sondern Bremsfaktor der 
zukünftigen europäischen Integrationspolitik sein. 
Dies wäre grundfalsch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Herr Bundeskanzler, ich habe Sie in der letzten De-
batte, in der wir uns gemeinsam für die dritte Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion ausgesprochen 
haben, auf das Debakel hingewiesen, das die Frak-
tion des RPR in der Assemblée nationale, dem fran-
zösischen Parlament, angesichts der Abstimmung 
über den Euro angerichtet hat. Ich habe Sie darauf 
hingewiesen, welche Bedeutung dieses Debakel hat. 

Ich rede jetzt nicht von Fundamentalkritik, von 
„Kohl hat versagt" und ähnlichem, sondern frage 
Sie, Herr Bundeskanzler: Vor dem Hintergrund der 
Entwicklung in der französischen Nationalversamm-
lung anläßlich der Abstimmung über den Euro - ur-
sprünglich ein französisches Projekt -, auf Grund der 
Übernahme der Struktur der Bundesbank, der deut-
schen Stabilitätskultur, auf Grund der Entscheidung 
für Frankfurt  als den Sitz der EZB - daran gibt es 
überhaupt nichts zu kritisieren, im Gegenteil -, auf 
Grund des Stabilitätspaktes, der ebenfalls gegen 
Frankreich durchgesetzt wurde, auf Grund der Tatsa-
che, daß Theo Waigel jüngst beim Stabilitätspakt 
nachgesattelt hat, daß die Franzosen auch in der Be-
schäftigungspolitik das Gefühl hatten, daß sie nicht 
ernst genommen werden, war es doch absehbar, daß 
die Frage des Präsidenten eine zentrale Prestigefrage 
werden würde. Die Frage stelle ich an Sie, Herr Bun-
deskanzler: Warum waren Sie nicht besser darauf 
vorbereitet? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Warum war es nicht möglich - auch da würde mich 
Ihre Antwort interessieren -, diese Konfrontation zu 
vermeiden? Ich stelle diese Frage als jemand, der 
Ihre Politik bei der Einführung der Wirtschafts- und 
Währungsunion hier mit Ja unterstützt hat. 
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Deswegen nochmals meine Bitte an Sie: Treten Sie 
heute an dieses Pult und erklären Sie dem Haus Ihre 
Politik, wie es möglich war, daß dieses politische De-
bakel den währungspolitischen Erfolg vom Wochen-
ende zu überschatten droht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole es noch-
mals: Ich sehe das deutsch-französische Verhältnis in 
bedrohliche Gewässer kommen, wenn es nicht ge-
lingt, hier gemeinsame neue Initiativen in Ang riff zu 
nehmen. Es nützt nichts, daß wir hier versuchen, die-
ses Verhältnis gesundzubeten. In der Wirtschafts-
und Währungspolitik gibt es große Widersprüche. In 
der Innenpolitik gibt es große Widersprüche. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Bei den 
Grünen auch!) 

Es zeigt sich gleichzeitig, daß wir mit den bisherigen 
Instrumentarien nicht in der Lage sind, den Integra-
tionsprozeß, vor allen Dingen die Umsetzung des 
Euro erfolgreich voranzubringen. Das ist neben der 
Krise im deutsch-französischen Verhältnis der zweite 
Punkt, den das Wochenende gezeigt hat. 

Die traditionelle Struktur, die Europa bisher - beru-
hend auf dem persönlichen Kontakt von Regierungs-
chefs - vorangebracht hat, wird - auch das habe ich 
Ihnen hier schon mehrmals gesagt - die nächsten In-
tegrationsschritte nicht erfolgreich voranbringen 
können. 

Völlig unterschiedliche Entscheidungen der In-
stanzen - denken Sie an die Entscheidung des Euro-
päischen Gerichtshofs zum europäischen Sozialraum 
- machen klar, daß wir um die Ausgestaltung der 
politischen Integration und damit um eine europäi-
sche Verfassung nicht herumkommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Genauso wird es mit der weiteren Ausgestaltung 
des Euro sein. Wir wollen diesen Erfolg gemeinsam. 
Das ist hier in diesem Hause keine Frage von Opposi-
tion und Koalition. Ich bin der festen Überzeugung: 
Wenn dies ein Erfolg werden soll, müssen wir jetzt 
dringend Initiativen von der Bundesregierung, aber 
auch von diesem Haus verlangen, daß wir zu einer 
echten demokratischen Vergemeinschaftung wichti-
ger Politikfelder, wie der Währungs- und der Budget-
politik, aber auch der Sozialpolitik, kommen, weil 
sonst die Widersprüche - das hat das Wochenende 
klar gezeigt - im deutsch-französischen Verhältnis 
als Blockadefaktor auftauchen werden. 

Ich appelliere noch einmal an Sie, Herr Bundes-
kanzler: Kommen Sie hierher, und geben Sie dem 
Haus eine Darstellung der Ereignisse aus Ihrer Sicht! 
Wir haben ein Recht darauf, daß Sie das heute hier 
erklären. Kommen Sie hierher, und beantworten Sie 
vor allen Dingen die von mir aufgeworfenen Fragen, 
wie es möglich war, daß ein solches politisches Deba-
kel vor dem Hintergrund des währungspolitischen 
Erfolges stattfinden konnte! Äußern Sie sich hier zum 
Zustand der deutsch-französischen Beziehungen aus 
Ihrer Sicht, bevor Sie zum deutsch-französischen 

Gipfel fahren! Ich denke, das Haus hat darauf einen 
Anspruch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Dr. Helmut Haussmann. 

Dr. Helmut Haussmann (F.D.P.): Verehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines ist 
beruhigend: Die weltweiten Märkte sind weiter als 
die deutsche Opposition und viele Journalisten in un-
serem Land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Natürlich war die Ouvertüre vom letzten Wochen-
ende alles andere als geglückt. Natürlich kann man 
die Frage stellen, inwieweit man die deutsch-franzö-
sischen Gespräche professioneller vorbereiten kann. 
Aber am Ende des Tages zählen der Inhalt und das 
Ergebnis. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Am Ende des Tages wird klar, daß es insbesondere 
für die Deutschen ein gutes Wochenende war. Die In-
flationsrate in den Eurostaaten liegt inzwischen bei 
1,2 Prozent. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Das ist internationale Stabilitätspolitik. In Deutsch-
land werden durch die Exportwirtschaft, durch die 
Erwartung eines stabilen Euro 200000 neue, zusätzli-
che Arbeitsplätze geschaffen. 

Der beste Präsident amtiert während der Grün-
dungsphase, die entscheidend ist. Eines kann man 
als Angehöriger einer Koalitionsfraktion in aller Be-
scheidenheit sagen: Weder wäre der Sitz der Euro-
päischen Zentralbank in Frankfu rt  am Main noch 
gäbe es den Stabilitätspakt, noch wäre Herr Duisen-
berg heute in der Spitzenposition, wenn sich nicht 
von Anfang an die Bundesregierung mit Unterstüt-
zung des Parlaments so vehement dafür eingesetzt 
hätte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Bei historischen Projekten ist immer eine Entschei-
dung notwendig: Will man ein solches Projekt innen-
und wahlpolitisch ausschlachten, oder hat man die 
Größe, ein solches Projekt auch global und euro-
päisch zu beurteilen? Natürlich wäre es wahlpolitisch 
günstiger gewesen, wenn der Bundeskanzler, der 
Bundesaußenminister und Herr Waigel nach 
Deutschland zurückgekommen wären und gesagt 
hätten: Wir wollen das so nicht, wir lassen das schei-
tern, wir möchten Herrn Duisenberg für acht Jahre. 
Was wäre dann erfolgt? Wir hätten ein Chaos an den 
Märkten erlebt. Wir hätten auch kein besseres Er-
gebnis erreicht. 

Deshalb hat sich die Bundesregierung zugunsten 
der europäischen Integration entschieden und hat in-
nenpolitische kurzfristige Nachteile bewußt in Kauf 
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nehmen müssen. Ich persönlich halte dies für richtig. 
Es gibt dazu keine Alternative. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist ja auch bezeichnend, daß gerade in die-
ser europapolitischen Debatte die außenpolitische 
Freundin von Herrn Schröder das Wort ergreift. Das 
ist interessant. 

Ich erinnere an das, was Präsident Herzog gesagt 
hat: 

Zukunftsfragen in Europa vertragen keine Tritt-
brettfahrer, die ihr Engagement nur danach be-
messen, was es ihnen kurzfristig bringt und wie 
die Umfragen gerade sind. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

So wird internationale Politik nicht gemacht. 

Den Elchtest für Rotgrün werden wir in Zukunft 
dann erleben, wenn es wirklich um die politische Un-
abhängigkeit der Europäischen Zentralbank geht. 
Das wird spannend, Herr Fischer; wir haben das im 
Vorfeld gesehen: „Keine Währungsunion ohne Be-
schäftigungskapitel" , „keine Währungsunion ohne 
politische Union", 

(Manfred Müller [Berlin] [PDS]: Ist doch 
richtig!) 

möglichst zusammen mit den Sozialisten in Frank-
reich eine Regierung stellen, die dagegen ist. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: O Backe!) 

Ich sage Ihnen voraus: Der jetzt so hochgelobte er-
ste Präsident, Herr Duisenberg, wird aus Ihren Rei-
hen gescholten werden. Man wird ihn als herzlos be-
zeichnen, man wird ihn als neoliberal bezeichnen, 
wenn er eine klare Stabilitätspolitik und eine Interes-
senpolitik zugunsten der politischen Unabhängigkeit 
vertritt, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

wenn er Zinsen durchsetzt, die Stabilität garantieren. 

Zu Ihrer Bemerkung, Herr Fischer, „wir brauchen 
eine Demokratisierung der Währungspolitik" : Kön-
nen Sie einem Ökonomen erklären, was das bedeu-
tet? 

(Zustimmung bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Das geht nach dem Motto: Die Grünen in Bonn, Brüs-
sel und Straßburg entscheiden über den künftigen 
Außenwert des Euro. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie sind mir ein Demokrat! 

Und der nennt sich liberal!) 

So läuft das international nicht! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was das deutsch-französische Verhältnis angeht, 
so sollte man im deutschen Parlament innehalten 
und überlegen, was es für unsere französischen Kol-
legen in der Assemblée nationale bedeutet hat, die  

jahrhundertelange Kontrolle über die Geldpolitik 
aufzugeben. Das ist eine Revolution. Da hat sich 
Frankreich weit mehr bewegt als Deutschland. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Anerkennung von Frankfu rt  am Main als dauer-
haftem Sitz der wichtigsten Einrichtung gehört dazu. 
Wir werden es in den Fernsehnachrichten der näch-
sten Jahre erleben: Weltwährungspolitik wird zwi-
schen Washington und Frankfu rt  am Main gemacht. 
Wenn man überlegt, was das für die Franzosen be-
deutet, kann man hier doch nicht sagen: Es gibt be-
rechtigtes nationalistisches Großmachtdenken der 
Franzosen. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Sehr gut!) 

Nein, die Franzosen haben einen gewaltigen Weg 
zurückgelegt, um ein europäisches Projekt zu unter-
stützen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zumindest ein Teil der französischen Politiker er-
kennt - anders als manche Ministerpräsidenten in 
Deutschland - inzwischen keinen Gegensatz mehr 
zwischen mehr europäischer Integration und eigenen 
nationalen Interessen. Das sind die Vorboten eines 
globalen Denkens. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Viele werden sich in ihrem eigenen Verständnis von 
Politik und in bezug darauf, was angesichts der Glo-
balisierung im nationalen Rahmen überhaupt noch 
möglich ist, am Weg der Franzosen messen lassen 
müssen. 

Ich teile die Meinung der „FAZ": Das deutsch-
französische Fundament ist so gut, daß es auch eine 
verpatzte Ouvertüre aushält. Aber beachten wir das 
Ergebnis: Es gibt keinen besseren Präsidenten als 
Herrn Duisenberg. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Deswegen tritt er nach vier 

Jahren zurück!) 

Herrn Trichet haben wir - Herr Waigel und ich - im 
deutsch-französischen Wirtschafts- und Finanzrat er-
lebt. Er gilt als unabhängig. Es ist doch interessant, 
daß er vorgeschlagen wurde, obwohl er innenpoli-
tisch höchst umstritten war: 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Ja!) 

weil er für die Unabhängigkeit der internationalen 
Währung eingetreten ist, weil er zum Beispiel der 
These widersprochen hat, man müsse den Euro 
schwach machen, damit die Exportwirtschaft läuft, 
und weil er für eine ganz klare stabilitätsorientierte, 
unabhängige Zinspolitik eintritt. 

Damit ist klar, daß eben die Europäische Zentral-
bank in Frankfurt  am Main über einen langen Zeit-
raum, über mehr als zehn Jahre, von zwei angesehe-
nen, unabhängigen, international renommierten Prä- 
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sidenten geführt wird. Das ist für den Euro gut, und 
daran gibt es im Deutschen Bundestag überhaupt 
nichts zu kritisieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Frau Matthäus-Maier, wer ein solches Ergebnis als 
außenpolitische Niederlage bezeichnet, der hat von 
internationaler Politik, von Währungszusammenar-
beit überhaupt nichts verstanden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was haben Sie denn gegen Herrn Duisenberg? 

Deshalb bleibt die Aufgabe, auch in Deutschland 
jetzt nicht weiter die Ängste zu schüren. Natürlich 
versteht der normale Bürger das nicht so langfristig 
wie Fachleute und sagt, da wurde gefeilscht. Aber 
langfristig bleibt die Unabhängigkeit, bleibt der Sitz 
in Frankfurt, bleibt der Stabilitätspakt. Langfristig 
wird klar, daß die Märkte von einem stabilen Euro-
päischen Währungssystem ausgehen. Langfristig ist 
auch wichtig, daß ein so anerkannter unabhängiger 
Mann wie Herr Professor Issing für acht Jahre dem 
Direktorium angehört und - was dazukommt - daß 
ihm eben auch die Möglichkeiten, die Analysefähig-
keit der Deutschen Bundesbank zur Verfügung ste-
hen. Wir werden noch sehen, wie wichtig das ist, 
denn die Europäische Zentralbank hat noch nicht 
den Unterbau mit internationalen Währungsspeziali-
sten. Auch hier besteht aus deutscher Sicht eine 
große Chance der positiven Beeinflussungsmöglich-
keit. Das ist auch im internationalen, im europäi-
schen Interesse. 

Ich möchte abschließen und sagen: Die Diskussion 
über die Einführung des Euro lehrt, daß bei dem 
nächsten großen europäischen Thema, der Agenda 
2000, sehr viel mehr Bereitschaft in den Nationalstaa-
ten bestehen muß, eigene, nationale Interessen mit 
europäischen Interessen zu verbinden, 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Hört! 
Hört!) 

daß es notwendig sein wird, sich professionell vor al-
lem mit Frankreich abzustimmen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Aha!) 

Frankreich weiß, daß es sich bewegen muß: in der 
Agrarreform, in der Agenda 2000. Wir werden auf 
die Kompromißbereitschaft, die die Bundesregierung 
jetzt gezeigt hat, verweisen und umgekehrt die Fran-
zosen bitten, ihre Kompromißbereitschaft bei der 
Agenda 2000 in unserem Sinne zu zeigen. 

Am Ende des Tages, meine Damen und Herren, 
ist es wichtig festzustellen: Die Europäische Zentral-
bank ist in Frankfurt  am Main. Sie hat einen erst-
klassigen Präsidenten. Das Direktorium ist aus-
schließlich besetzt mit international anerkannten 
Stabilitätspolitikern. Jetzt wird es darauf ankom-
men, daß alle politischen Parteien im Deutschen 
Bundestag auch in schwierigen Zeiten, die es für 
die europäische Währungspolitik gibt, die Unab-
hängigkeit der Zentralbank anerkennen. Insofern 
gratuliere ich nach wie vor der Bundesregierung  

zur Einführung der Europäischen Währungsunion 
und zu dem Ergebnis. 

Ich bedanke mich. 

(Anhaltender Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt das 
Wort  dem Abgeordneten Manfred Müller. 

Manfred Müller (Berlin) (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich habe noch im Ohr, 
was Sie, Herr Bundeskanzler, am 21. Ap ril bei der 
Anhörung des Finanzausschusses und des Euro-
paausschusses gesagt haben: Die Entscheidung über 
den EZB-Präsidenten wird der Reputation der Institu-
tion zuträglich sein, und es wird nicht der Eindruck 
einer unerträglichen Mauschelei entstehen. 

Was für eine Geburtsstunde haben wir dagegen in 
Brüssel erleben müssen? Der Euro kommt und ganz 
Europa ist eher peinlich berührt. Der angekündigte 
Jubel blieb sogar gestern bei dem Frankfu rter Ban-
kengipfel aus. Das war aber voraussehbar und hatte 
ursächlich nichts mit schlechtem Management zu 
tun. Schlechtes Management und schlechtes Timing 
mögen dazugekommen sein, aber die Ursachen lie-
gen ganz woanders. Sie liegen in dem System dieses 
Maastrichter Euro. 

Die Pannen von Brüssel verweisen ganz klar auf 
Konstruktionsfehler der Europäischen Währungs-
union, auf Konstruktionsfehler, vor denen die PDS 
immer gewarnt hat. Deshalb wird der Brüsseler Streit 
auch nicht das letzte Trauerstück auf der Euro-Bühne 
gewesen sein. Im Gegenteil: Das war erst der An-
fang. Das ist die logische Konsequenz einer europäi-
schen Integrationspolitik, die das Pferd vom Schwanz 
her aufzäumen will. 

Was macht der Maastrichter Euro, den wir als ein-
zige Partei in diesem Haus abgelehnt haben? Er spal-
tet Europa in Gewinner und Verlierer der Währungs-
union. Verlieren werden all jene in Europa, die den 
strukturellen Zwängen der neuen Währung nicht ge-
wachsen sind. Verlieren werden ganze Regionen und 
Branchen, die sich im neoliberalen Dumpingwettbe-
werb als nicht konkurrenzfähig erweisen. 

Dabei geht es nicht nur um Zahlen; es geht um 
Menschen. Diese Menschen werden ihre Interessen 
zu artikulieren wissen. Aber an wen richtet sich ihr 
Protest? Natürlich an die Politiker ihres jeweiligen 
Landes. Deshalb wird es immer wieder dazu kom-
men, daß nationale Interessen in Europa aufeinan-
derprallen, wie das in Brüssel der Fall war. Unsere 
Sorge ist, daß die europäische Idee bei diesem Auf-
prall widersprüchlicher nationaler Interessen dauer-
haften Schaden erleidet. 

Nehmen Sie doch nur diesen unsäglichen Stabili-
tätspakt, den der Bundesfinanzminister seinen euro-
päischen Partnern, insbesondere Frankreich und Ita-
lien, aufgezwungen hat. Dieser Stabilitätspakt, ohne 
den der CSU-Vorsitzende Waigel in seiner Partei 
keine Zustimmung zum Euro bekommen hätte, sieht 
bekanntlich Strafen für Ausgabensünder vor. Die 
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aber greifen Gott sei Dank nicht automatisch. Es wird 
also ein elendes politisches Tauziehen darum geben, 
ob ein Land, das knapp bei Kasse ist, auch noch 
Strafe zahlen soll. Der gesunde Menschenverstand 
sagt nein. Allein: Es ist im Stabilitätspakt so vorgese-
hen. Deshalb wird man sich von Fall zu Fall mit f au-
len Kompromissen über ein vermeidbares Dilemma 
hinwegretten wollen, genau so, wie in Brüssel gerade 
vorexerziert. 

Was aber soll erst passieren, wenn ganze Regionen 
unter dem Euro-bedingten Konkurrenzdruck zusam-
menbrechen, wie wir das in den neuen Ländern er-
lebt haben und erleben werden? An wen wenden 
sich die Betroffenen? An die Brüsseler Bürokratie mit 
Sicherheit nicht. Diese hat dafür kein Ohr. Man wird 
sich also an heimische Politiker halten. Die werden 
aber solchen Erwartungshaltungen angesichts leerer 
Kassen und rigider Sparauflagen sehr ohnmächtig 
gegenüberstehen, oder aber diese Politiker setzen 
auf die nationalistische Karte und schieben alles 
Übel der fernen europäischen Bürokratie zu. 

Wenn die europäische Integration nun als soziale 
Schocktherapie erfahren wird, ist ein nationalisti-
scher Backlash geradezu programmiert. Wenn sich 
die politische Elite dieses Landes nicht traut, das 
Volk in Sachen Euro zu befragen - weil sie weiß, wie 
die Antwort ausfällt -, dann ist das ein politisches 
Armutszeugnis sondergleichen. 

(Beifall bei der PDS) 

So erzeugt man Politikverdrossenheit. Das ist 
der sicherste Weg zu DVU-Wahlergebnissen à la 
Sachsen-Anhalt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Deshalb hat die PDS den Maastrichter Euro abge-
lehnt und forde rt  statt dessen eine soziale und politi-
sche Union in Europa, die der Währungsunion vor-
ausgehen muß. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-NEN]: In 100 Jahren!) 

Denn nur so kann auch ein europäischer Souverän 
neben der gemeinsamen Währung entstehen; nur so 
können sich demokratische Strukturen in Europa bil-
den, die die Interessenpolitik aus dem nationalen 
Dunstkreis heben. 

Aber eines möchte ich an dieser Stelle klar sagen: 
Wenn es im Zuge sozialer Verwerfungen infolge der 
Euro-Einführung in der Bundesrepublik zu nationali-
stischen Gegenreaktionen kommt, vor denen wir 
wiederholt gewarnt haben, wird die PDS den euro-
päischen Gedanken konsequent gegen national-
braune Ideologen verteidigen. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit ebensolcher Konsequenz werden wir aber 
auch darauf achten, wie die Kosten der Währungs-
union verteilt werden. Das fängt bei den Kommunen 
an, auf die eine Ausgabenflut zukommt, die sie allein 
nicht bewältigen können - erst recht nicht in den 
neuen Bundesländern -, und das hört beim nationa-
len Stabilitätspakt noch lange nicht auf, der alle  

struktur- und finanzschwachen Bundesländer beson-
ders hart  treffen wird. 

Der Europäischen Union fehlt es an einer euro-
päischen Identität, aus der sich eine europäische 
Solidarität entwickeln könnte. Ihr fehlt die demo-
kratische Legitimation durch eine europäische 
Öffentlichkeit. Das kann 

- so der Kollege Conradi vor zwei Monaten in der De-
batte um den Amsterdamer EU-Vertrag - 

nur langsam wachsen. 

Mit diesem Euro, so steht zu befürchten, wird gar 
nichts wachsen - im Gegenteil. Meine Sorge ist, daß 
sich Westeuropa im Streit um das knapper werdende 
neue Geld entzweit und den Osten gänzlich aus dem 
Blick verliert. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Theo Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Währungsgrenzen in Europa 
fallen. Am 1. Januar 1999 beginnt in elf Mitgliedstaa-
ten die Währungsunion. 

Die Staats- und Regierungschefs sind am vergan-
genen Wochenende der Empfehlung der Finanzmi-
nister gefolgt und haben elf Mitgliedstaaten die Teil-
nahme an der Währungsunion eröffnet. Dies ist die 
zentrale Entscheidung des vergangenen Wochenen-
des. Sie entspricht dem, was dieser Bundestag vor 
wenigen Wochen mit großer Mehrheit gefordert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Europäische Zentralbank kann voraussichtlich 
schon im Juni errichtet werden und mit ihrer Arbeit 
beginnen. Mit der Nominierung von Wim Duisen-
berg als EZB-Präsident und Professor Dr. Otmar Is-
sing als Direktoriumsmitglied jeweils für acht Jahre 
werden die deutschen Wunschkandidaten Mitglied 
des ersten Leitungsgremiums der EZB. 

Vertragsgemäß sind alle Direktoriumsmitglieder in 
Währungs- oder Bankfragen anerkannte und erfah-
rene Persönlichkeiten und wurden einvernehmlich 
ausgewählt. Der Vertrag - das weiß man - läßt nur 
eine unkonditionierte Ernennung des Präsidenten 
der Europäischen Zentralbank zu. Wir haben uns da-
her jeder Befristung und Fixierung von Daten erfolg-
reich widersetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben diese Position schließlich durchsetzen 
können. Das war schwierig. Dazu bedurfte es lang-
wieriger Diskussionen und der ganzen Überzeu-
gungskraft von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

Meine Damen und Herren, ich finde, es ist ein un-
glaublich kleines Karo, das was wir über das Wo-
chenende und in den letzten zehn Jahren in Europa 
erreicht haben, in einem Entschließungsantrag der 
SPD so zu beschreiben. Das ist wirklich ganz kleines 
Karo. Das beweist, daß Sie außen- und europapoli- 
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tisch und auch im nationalen Interesse unfähig sind, 
die Dinge zu begreifen und ins richtige Maß zu stel-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Sie, Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, haben das 
Ganze, glaube ich, Gemauschel genannt. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Der 
Bundeskanzler hat das 	Mauschelei 

genannt!) 

Wer ist dann wohl der Obermauschler? Ist das der 
Ratsvorsitzende Tony Blair? Sind dann Wim Kok, Jo-
spin, Guterres, Klima, Lipponen - alle Mitglieder der 
Sozialistischen Internationalen und weitgehend Vize-
präsidenten - sämtlich Teilnehmer am Gemauschel? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Nein, 
Kohl hat von Mauscheln gesprochen!) 

Sie sollten sich eigentlich schämen, mit Europäern, 
die Ihrer eigenen Fraktion angehören, so umzuge-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Machen Sie sich, verehrte Frau Kollegin, um meine 
Teilnahme am deutsch-französischen Konsultations-
prozeß keine Sorgen. Ich habe das mit Strauss-Kahn 
besprochen. Sie können bei ihm nachfragen. Ich bin 
davon überzeugt, daß mein Verhältnis zu ihm eine 
Idee besser ist als Ihr Verhältnis zu ihm. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Übrigens, ich war mit ihm am Freitag und am 
Samstag zusammen. Er war der letzte, mit dem ich 
Sonntag früh zusammen war. Ich habe ihn also am 
Sonntag noch einmal getroffen. Ich treffe ihn am 
Freitag und Samstag wieder. Von einer Entfremdung 
kann also keine Rede sein. Da brauchen Sie sich 
wirklich keine Sorgen zu machen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und F.D.P.) 

Wim Duisenberg hat erklärt, seine Amtszeit nicht 
voll ausschöpfen zu wollen. Diese persönliche Erklä-
rung von Herrn Duisenberg haben wir akzeptiert. 
Wichtig dabei ist allein: Wim Duisenberg wird 
ebenso wie der nächste Präsident für acht Jahre er-
nannt. Die Entscheidung über einen möglichen frü-
heren Rücktritt liegt allein bei ihm. Ich sage noch ein-
mal: Ob und wann er sein Amt früher zurückgibt, 
entscheidet allein er. So steht es in seiner Erklärung, 
und sie ist widerspruchslos zur Kenntnis genommen 
worden. 

Mit Wim Duisenberg - das will ich auch einmal sa-
gen - steht in den ersten und entscheidenden Jahren 
ein Mann an der Spitze der EZB, der unser aller Ver-
trauen und auch das der Finanzmärkte genießt. Das 
zeigt sich bereits heute: Die D-Mark notiert fest, die 
Zinsen sind rückläufig. Die objektiven Märkte haben 
offenbar Vertrauen in die Unabhängigkeit der EZB 
und in einen stabilen Euro. 

Meine Damen und Herren, wer hätte eigentlich vor I 
einem oder vor zwei Jahren für möglich gehalten, 
was sich am Montag, gestern und heute auf den Fi-
nanzmärkten gezeigt hat? Daß der Dollar heute bei 
1,7729 liegt, in einer völlig normalen Breite, das zeigt 
- und darauf sind wir stolz -, daß der Euro eines er-
reicht hat: das Vertrauen der Märkte. Natürlich geht 
es darum, das Vertrauen der Menschen zu gewinnen. 
Nur, wenn die Märkte anders spielen würden, 
möchte ich wissen, wie die Menschen heute in 
Deutschland und in anderen Ländern reagieren wür-
den. Insofern ist das Vertrauen der Märkte ein wichti-
ges Signal für das Vertrauen der Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wim Duisenberg wird von einem Direktorium un-
terstützt, dessen fachliche Kompetenz unbest ritten 
ist. Dieses von Wim Duisenberg geführte Direktorium 
ist Garant für stabiles und entpolitisiertes Geld, wie 
wir es in Deutschland mit der D-Mark seit 50 Jahren 
haben. 

Die EZB muß in den ersten Jahren das in sie ge-
setzte Vertrauen der Märkte festigen. Das erste Di-
rektorium mit Wim Duisenberg an der Spitze wird in 
der Aufbauphase und in den Anfangsjahren wich-
tige, zukunftsweisende Weichenstellungen vorneh-
men. Dazu gehören die Festlegung des geldpoliti-
schen Instrumentariums, die geldpolitische Strategie 
der EZB und auch die Verteilung ihrer Gewinne auf 
die nationalen Notenbanken. 

Wim Duisenberg zur Seite stehen Direktoriumsmit-
glieder, die durch ihre persönliche und fachliche 
Qualifikation ebenfalls Garanten für einen stabilen 
Euro sind. Zu ihnen gehört zum Beispiel der Franzose 
Noyer als Vizepräsident mit einer vierjährigen Amts-
zeit. In seiner Funktion als Vorsitzender des Pariser 
Clubs haben wir mit ihm eng zusammengearbeitet, 
insbesondere bei der Schuldenregelung für Rußland. 

Professor Issing, Mitglied des Direktoriums der 
Deutschen Bundesbank, der seit seinem Eintritt in 
die Deutsche Bundesbank 1990 die deutsche Geld-
politik entscheidend mitgeprägt hat, ist für acht 
Jahre als Direktoriumsmitglied der EZB ernannt wor-
den. 

Außerdem gehört zum Direktorium der Italiener 
Padoa-Schioppa mit einer Amtszeit von sieben Jah-
ren, der während seiner Tätigkeit als Generaldirektor 
für Wirtschaft und Finanzen der Europäischen Korn-
mission wertvolle Erfahrungen in der Wirtschafts-
und Währungspolitik auf europäischer Ebene gesam-
melt hat. 

Der für eine Amtszeit von sechs Jahren ernannte 
Spanier Solans gilt als strenger Vertreter einer libera-
len Wirtschaftspolitik und strikter Verfechter einer 
stabilitätsorientierten Geldpolitik. 

Das gilt ebenso für die Präsidentin der Finnischen 
Zentralbank, Frau Hämäläinen, die für fünf Jahre er-
nannt wurde. 

Mit den im Vertrag vorgesehenen unterschiedlich 
langen Amtszeiten wird die Kontinuität der Arbeit 
des EZB-Direktoriums gewährleistet. 
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Wenn auch die Personalentscheidungen im Vor-
dergrund vor allem auch des öffentlichen Interesses 
standen, haben wir am Wochenende auch andere 
wichtige materiell-rechtliche Entscheidungen getrof-
fen. Die Finanzminister haben auch die von mir vor-
geschlagene Erklärung von York zur Fortsetzung der 
Haushaltskonsolidierung angenommen. Was jetzt 
einvernehmlich erreicht wurde, geht über das hin-
aus, was ich in York beim informellen Ecofin im März 
gefordert habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit der Erklärung haben sich die Euro-Länder ver-
pflichtet, die Haushaltsziele 1998 zu erreichen und 
erforderlichenfalls Korrekturmaßnahmen zu ergrei-
fen. Die Entwürfe der Haushalte für das nächste Jahr 
werden frühzeitig auf Gemeinschaftsebene über-
prüft. Sollte die Entwicklung günstiger verlaufen als 
geplant, wird die Haushaltskonsolidierung verstärkt, 
um das mittelfristige Ziel eines Haushaltsausgleiches 
oder eines Überschusses zu erreichen. Drei Länder 
haben 1997 einen Überschuß erreicht; voraussicht-
lich fünf Länder werden es bereits 1998 sein. 

Die Mitgliedstaaten mit hohem Schuldenstand - je-
der weiß, wer angesprochen ist - haben sich ver-
pflichtet, ihre Anstrengungen zum Schuldenabbau 
zu verstärken. Die Minister haben den im EG-Ver-
trag verankerten Haftungsausschluß für Verbindlich-
keiten anderer Mitgliedstaaten bekräftigt. Jedes 
Land haftet allein für seine Schulden. 

Die Währungsunion wird keine Transferunion. Wir 
waren uns einig: Es wird keine speziellen Finanz-
transfers für die Wirtschafts- und Währungsunion ge-
ben. Auch die Bedenken an der Nachhaltigkeit des 
erreichten Konvergenzstandes sind damit aufgenom-
men und klar beantwortet. 

Die Erklärung der Finanzminister enthält aber 
auch wichtige Schwerpunkte zur Durchführung 
struktureller Reformen, um einen Abbau der Arbeits-
losigkeit zu erreichen. Zu diesen Schwerpunkten ge-
hört die Verpflichtung, die Flexibilität auf den Ar-
beitsmärkten zu verbessern, damit der Lohn- und 
Produktivitätsentwicklung besser Rechnung getra-
gen wird. Dazu gehört auch die Verpflichtung, die 
Effizienz des Steuersystems zu verbessern und einen 
schädlichen Steuerwettbewerb zu vermeiden. 

Die Finanzminister haben ebenfalls die bilateralen 
Umrechnungskurse der Währungen der Teilnehmer 
an der Wirtschafts- und Währungsunion bekanntge-
geben. Damit stehen die Wechselkurse der Teilneh-
merwährungen untereinander fest. Basis für die bila-
teralen Umrechnungskurse sind die geltenden Leit-
kurse im Europäischen Währungssystem. Mit der 
Vorankündigung der bilateralen Leitkurse werden 
die Erwartungen der Marktteilnehmer kanalisiert 
und Instabilitäten an den Finanzmärkten vermieden. 
Die Umrechnungskurse der einzelnen Euro-Teilneh-
merwährungen können jedoch erst zum 1. Januar 
1999 unwiderruflich festgelegt werden. Entspre-
chend dem Vertrag von Maast richt soll der Wert des 
Euro dem Wert der Ecu am 31. Dezember 1998 ent-
sprechen. 

Mit den Entscheidungen von Brüssel gehen wich-
tige, zehn erfolgreiche Jahre in die nun entschei-
dende Phase. Wir haben die wichtigsten Vorberei-
tungen erfolgreich zum Abschluß gebracht. Kaum 
ein anderes politisches und wirtschaftliches Projekt 
ist so lange und so gründlich vorbereitet worden wie 
die Währungsunion. Diese historische Dimension 
kommt bei der Diskussion der aktuellen Entschei-
dungen meist zu kurz. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 
Ihre Schuld!) 

- Reden Sie doch nicht so dummes Zeug daher! Es ist 
doch nicht unsere Schuld; vielmehr haben doch wir 
das Menschenmögliche dazu beigetragen, daß dieser 
Erfolg erzielt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Das ist unver

-

schämt!)  

Vor fast genau zehn Jahren, im Juni 1988, erging 
beim Europäischen Rat in Hannover der Auftrag an 
die Delors-Gruppe, einen Bericht über eine Wäh-
rungsunion zu erarbeiten. 1989 wurde der soge-
nannte Delors-Bericht vorgelegt. Im Dezember 1990 
begann in Rom die Regierungskonferenz, die zum 
Vertrag von Maastricht führte. In den beiden darauf-
folgenden Jahren haben die Zentralbankpräsidenten 
unter Vorsitz des damaligen Bundesbankpräsidenten 
Karl Otto Pöhl die Statuten für eine unabhängige 
Zentralbank geschaffen. Die erfolgreiche unabhän-
gige Deutsche Bundesbank stand Pate. Die Europäi-
sche Zentralbank sollte genauso unabhängig sein 
und in erster Linie der Geldwertstabilität verpflichtet 
werden. 

Am 7. Februar 1992 wurde der Vertrag von Maas-
tricht unterzeichnet. Bundesrat und Bundestag 
stimmten dem Vertragswerk noch im gleichen Jahr 
mit überwältigender Mehrheit zu. Das Bundesverfas-
sungsgericht bestätigte in seinem Maastricht-Urteil: 
Die Währungsunion ist als Stabilitätsgemeinschaft 
konzipiert, die vorrangig die Preisstabilität zu ge-
währleisten hat. Im Herbst 1993 konnten wir durch-
setzen, daß die Europäische Zentralbank ihren Sitz in 
der Stadt haben sollte, die weltweit als Symbol für 
die stabile D-Mark steht. Der Europäische Rat 
stimmte Frankfurt am Main als Sitz zu. Das ist ein 
großartiger Erfolg des Bundeskanzlers und dieser 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch unser Vorschlag, die gemeinsame Währung 
Euro zu nennen und ihr damit eine einheitliche und 
für alle bekannte Bezeichnung zu geben, wurde an-
genommen. Mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 
haben wir einen verläßlichen rechtlichen Rahmen 
zur dauerhaften Sicherung der Haushaltsdisziplin 
vorgelegt. Im Juni 1997 wurde der Pakt von den 
Staats- und Regierungschefs verabschiedet. 

Mit dem Vertrag von Maastricht hat sich in Europa 
eine breite Stabilitätskultur entwickelt, wie wir sie 
uns vor zehn Jahren wohl kaum vorzustellen gewagt 
hätten. Die Inflationsraten sind ebenso wie die lang-
fristigen Zinsen europaweit auf historisch niedrigem 
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Niveau. Elf Mitgliedstaaten haben sich wirtschaftlich 
so angenähert, daß sie im nächsten Jahr die gemein-
same Währung einführen können. Die Währungs-
union ist nicht nur stabilitätspolitisch vertretbar, son-
dern schon heute ein politischer Erfolg, der seines-
gleichen sucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Erfolg des Euro wird überzeugen. Der Euro 
wird die Voraussetzungen für das Wachstum in unse-
ren Volkswirtschaften verbessern. Er wird das ökono-
mische und politische Gesicht Europas verändern 
und den Einfluß Europas in der Welt stärken. Die Eu-
ropäer gehen mit einer gemeinsamen Währung ins 
nächste Jahrhundert. Der Euro ist unsere Antwort 
auf die Globalisierung. Der Euro steht für unseren 
Willen, die Zukunft miteinander, statt gegeneinander 
zu gestalten. 

Meine Damen und Herren, wer nun wie der Bun-
deskanzler 16 Jahre oder wie ich neun Jahre Diskus-
sionen auf europäischer Ebene, europäische Räte 
und europäische Veranstaltungen miterlebt hat, der 
weiß: Da gibt es viel Ärger, da gibt es viele Enttäu-
schungen. Manchmal kann ich den Euro-Skeptiker 
in Deutschland ganz gut verstehen. Nur, wenn ich 
dann wieder daheim bin und mir überlege, was in 
Deutschland und Europa wäre, wenn diese Entwick-
lung nicht stattgefunden hätte, dann weiß ich ganz 
genau: Wir müssen am nächsten Tag darangehen, 
das gleiche wieder aufzubauen und nach vorne zu 
bringen, was jetzt auf einem ganz hohen Niveau be-
reits Bestand hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieser Weg - das haben Michael Glos und andere 
gesagt - liegt im nationalen Interesse Deutschlands. 
Darum bringen wir unsere nationalen Interessen ein 
und verbinden sie, wie ich meine, in einer großarti-
gen Weise mit den europäischen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schwacher Beifall! Da 

klatscht nur der Paladin!) 

- Ach, reden Sie doch nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ich habe gar nicht mit 

Ihnen geredet! Sie waren nicht gemeint!) 

- Entschuldigung! Es steht doch Ihnen nicht zu, hier 
einen frei gewählten Parlamentarier als Paladin zu 
bezeichnen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Mischt sich hier ein, wenn 

er gar nicht gemeint ist!)  

Was sind denn dann Sie, Herr Fischer? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Harlekin!) 

Ich halte das für eine Unverfrorenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die ersten französi-
schen Namen, die ich als Kind in mein Gedächtnis 
aufgenommen habe, waren die Namen von Gebie-
ten, als mein Vater davon erzählte, wie er in den Vo-
gesen im ersten Weltkrieg, wie zum Beispiel an der 
Somme, furchtbare Kämpfe mitmachen mußte. Lo-
thringen war das erste Gebiet, das mir in Erinnerung 
bleibt, weil dort 1944 mein Bruder gefallen ist, mit 
den Städten Metz und Niederbronn, wo heute 15 000 
deutsche Soldaten liegen; darunter auch mein Bru-
der. 

Wenn ich heute Namen französischer Orte höre, 
dann werde ich daran erinnert, daß sich meine Kin-
der in Mayenne, Laval und in anderen Orten mit ih-
ren französischen Schulfreunden in einer Art und 
Weise treffen, die man vor kurzer Zeit gar nicht für 
möglich gehalten hätte. So positiv haben sich die 
Welt und Europa verändert. Deswegen kann ich sa-
gen: Das deutsch-französische Verhältnis wird das 
Gerangel um den Präsidenten der EZB gut überste-
hen. Der Aufbau dieses Verhältnisses, eingebunden 
auf europäischer Ebene, ist das beste, was wir in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts für unser Vater-
land tun konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich erinnere mich noch gut daran, wie mich mein 
Vater 1948 mit einem Sparbuch zum Raiffeisenrech-
ner - er war mein Taufpate - nach Bayersried 
schickte, um es umschreiben zu lassen. Damals 
herrschte eine gedrückte Stimmung über das, was 
geschah. 50 Jahre später garantieren wir unseren 
Kindern und der nächsten Generation eine stabile 
D-Mark und ab dem 1. Januar 1999 einen stabilen 
Euro. Er ist so stabil wie die D-Mark und stellt damit 
eine stabile Grundlage für unseren Weg in das 
nächste Jahrhundert dar. 

Wir können stolz darauf sein, daß wir - wie am letz-
ten Wochenende - bei diesen Prozessen mitgewirkt 
haben. Das ist der richtige Schritt für Deutschlands 
Weg in das nächste Jahrhundert. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Fraktionsvorsitzende der SPD, Rudolf 
Scharping. 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Bundeskanzler, alles, was 
heute in diesem Hause zur historischen Bedeutung 
der europäischen Integration, zu der Bedeutung für 
ihre Zukunft und zu der Bedeutung der Entschei-
dung über die gemeinsame europäische Währung 
gesagt worden ist, wird im Hause - praktisch unge-
teilt - mit Zustimmung begleitet. Das steht außer 
Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Man muß aber aufpassen, die Debatte vom 
23. April nicht zu wiederholen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das hat der Waigel 
gemacht!) 
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Würde man sie wiederholen, ginge das nur zu Lasten 
Ihres Zeitbudgets, von dem ich weiß, daß es begrenzt 
ist. Nachdem Sie uns haben wissen lassen, daß Sie 
selbst noch sprechen wollen, stelle ich mir natürlich 
die Frage: Warum ist die in diesem Hause bisher üb-
liche Praxis nicht angewandt worden, diese Debatte 
über eine Entscheidung, die auf europäischer Ebene 
getroffen worden ist und für die Sie eine historische 
Dimension beanspruchen, nicht mit einer Regie-
rungserklärung des Kanzlers zu eröffnen? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Angesichts der Vorgänge auf dem europäischen 
Gipfel in Brüssel ist es in einem gewissen Sinne 
schwer, die europapolitische Gemeinsamkeit auf-
rechtzuerhalten, die sich ja in der Entscheidung des 
Deutschen Bundestags vom 23. April mit einer Zu-
stimmung von 95 Prozent zur dritten Stufe der Wäh-
rungsunion, also zur gemeinsamen europäischen 
Währung, ausgedrückt hat. Wenn aber jetzt nur we-
nige Tage nach der ungeteilten Zustimmung der 
SPD-Bundestagsfraktion in bezug auf die gemein-
same europäische Währung, also nach dem Gleich-
klang der Argumente, und nur wenige Tage nach 
diesem europäischen Gipfel Vertreter der Koalition 
diese Gemeinsamkeit plötzlich in Zweifel ziehen, 
dann ist das der beste Beweis dafür, wie unwohl Sie 
sich auf Grund der Umstände fühlen und daß Sie ver-
suchen, Ihr Unbehagen auf uns abzuladen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muß Sie fragen: Wollen Sie den deutschen Ban-
ken, den Wirtschaftsverbänden und Unternehmen, 
die sich geäußert haben, der internationalen Presse, 
die so wie wir und wie die Verbände, Banken und 
Wirtschaftsunternehmen in Deutschland die Um-
stände dieses Gipfels und der Entscheidungen im 
Zusammenhang mit der Europäischen Zentralbank 
kritisieren, mangelnde europapolitische Zuverlässig-
keit und Stetigkeit unterstellen? Das ist doch lach-
haft! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Präsident der Deutschen Bundesbank hat sich 
in der klarstmöglichen und zugleich größtmöglich 
zurückhaltenden Form zu den Dingen mit dem Satz 
geäußert, auf den er sonst öffentlich hätte verzichten 
können, er wolle es nicht kommentieren. Nein, es 
geht nicht um die Frage, ob man Europa und seine 
Integration will, es geht nicht um die Frage, ob man 
eine gemeinsame Währung will, sondern es geht nur 
um die Frage, ob Sie diesen Willen befördert oder im 
öffentlichen Ansehen, in der öffentlichen Wahrneh-
mung beschädigt haben. Nur darum geht es. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Es gibt manchmal Schutzbehauptungen, denen die 
mangelnde Treue zu den Tatsachen regelrecht auf 
die Stirn geschrieben ist, und diese provozieren dann 

Fragen, leider begründete Fragen. Sie haben nicht 
verstanden, was sich international und europäisch im 
Vorfeld entwickelt hatte. Im Gegenteil, Herr Bundes-
kanzler: Sie haben in den Gremien des Deutschen 
Bundestages den Eindruck erweckt, es sei alles in 
Ordnung, Sie hätten alles im Griff. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das ist doch 
so! Was ist denn nicht in Ordnung? - 
Gegenruf des Abg. Joseph Fischer [Frank

-

furt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
glaubt ihr doch selber nicht, daß alles in 

Ordnung ist!)  

Wenn ich mir überlege, wie sich alle Beobachter, 
die Sozialdemokraten nicht an erster Stelle, mit die-
sen Umständen herumschlagen müssen, wi ll  ich 
schon sagen: Natürlich bezweifelt niemand - ganz im 
Gegenteil - die Qualität von Herrn Duisenberg. Übri-
gens: Währungs- und stabilitätspolitisch gibt es zwi-
schen ihm und Herrn Trichet keinen Unterschied. 
Das ist alles richtig. Aber die Unabhängigkeit nach 
Statut und Persönlichkeit allein ist es doch nicht. Sie, 
Herr Bundeskanzler, haben hier den Eindruck er-
weckt, das gehe gewissermaßen wie das warme 
Messer durch die Butter. Es hat sich herausgestellt: 
Da erlagen Sie einer groben Fehleinschätzung. 

(Beifall bei der SPD) 

Schlimmer noch ist es, wenn auf der Ebene hoher 
Beamter Bemerkungen ausgetauscht und Möglich-
keiten ausgelotet werden bezüglich der Frage, ob 
man nicht unter Umständen - das war doch der Hin-
tergrund für diese Bemerkung - eine Begrenzung 
der Amtszeit von Herrn Duisenberg, die er jetzt 
scheinbar freiwillig verkündet hat, in einen Beschluß 
schreiben könnte, und dabei alle Vertreter der Koali-
tion systematisch verschweigen, daß es einen Kampf 
gab, den Europäischen Rat daran zu hindern, be-
stimmte Vorschläge, denen auch Sie einmal zuge-
stimmt hatten, hineinzuschreiben, und daß die Auf-
nahme der Begrenzung der Amtszeit zu einem tiefen 
Konflikt zwischen den Teilnehmern am Gipfel längs 
der Koalitionslinie geführt hat. Auch das muß ich an 
dieser Stelle leider sagen, denn diese Art von Schön-
färberei, die Sie hier betreiben, ist nicht mehr vertret-
bar. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Niemand kann daran interessie rt  sein, daß Autori-
tät und Glaubwürdigkeit der eigenen Regierung im 
internationalen Feld beschädigt werden. Aber das 
haben Sie nun selber getan, und wir stellen es fest. 

Im übrigen: Das zeigt doch, daß die von Ihnen 
beanspruchte große Autorität trotz der vielfach be-
schriebenen Verdienste gelitten hat. Sie ist beschä-
digt; sie ist auf Normalmaß geschrumpft. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Wenn in einer solchen Situation ein Teil Ihrer hohen 
Beamten - und zwar nicht jene, die mit Franzosen, 
Briten, Niederländern oder anderen im Vorfeld 
reden, ausloten, Signale geben, übrigens auch fehler-
hafte und mißverständliche Signale, die einen Teil 
der französischen Reaktion begründet haben - durch 
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Deutschland fährt - man fragt sich, ob das deren Auf-
gabe ist -, im wesentlichen durch Bonn, und in Hin-
tergrundgesprächen signalisiert: Das wird jetzt der 
große Auftakt für den sogenannten Aufschwung der 
CDU, das werden wir nutzen, um deutlich zu ma-
chen, wie unzuverlässig, unerfahren oder sonst etwas 
die Opposition ist, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

dann muß ich sagen: Wenn Sie diese Erwartungen 
erzeugt haben, dürfen Sie sich über das Echo nicht 
wundern. Dieser Sta rt  ist von Ihnen selbst vermasselt 
worden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Es weiß doch jeder - das macht übrigens deutlich, 
wie heuchlerisch der Vorwurf ist, man gehe damit 
taktisch um -, daß Sie selbst das getan haben. Sie ha-
ben manchem Journalisten und manchem in Ihrer 
Koalition - denken Sie einmal an Ihre Fraktionssit-
zung - signalisiert, daß jetzt der Staat eingreife. Ich 
sage Ihnen: Das ist genau der Hinweis darauf, daß 
Sie mit den wahltaktischen Bemühungen um die ge-
meinsame europäische Währung an Ihrem eigenen 
Unvermögen und am Verantwortungsbewußtsein der 
Opposition gescheitert sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Nicht meine Kollegin Wieczorek-Zeul, sondern Sie 
selbst haben von unerträglichen Mauscheleien ge-
sprochen, die man vermeiden müsse. Dann kam es 
doch so. 

Nun kommt der Kollege Waigel und reicht eine 
seine Brüsseler Gesprächspartner unausweichlich 
provozierende Interpretation nach. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Angst!) 

Denn, lieber Herr Kollege Waigel, daß Sie nachträg-
lich in der deutschen Öffentlichkeit so sprechen, wie 
Sie es jetzt tun, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Unglaub lich!) 

mag zwar der Beruhigung der deutschen Szenerie 
dienen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Gespaltene 
Zunge!) 

Aber für das, worüber in Europa debattiert wird, ist 
das nicht gut. Wenn Sie tatsächlich, wie Sie 
sagen - ich habe keinen Grund, daran zu zweifeln -, 
häufig mit dem französischen Wirtschafts- und 
Finanzminister, Dominique Strauss-Kahn, sprechen 
und ein gutes Verhältnis zu ihm haben, dann ist dies 
gut. Aber in dieser Situation ist im Rahmen des 
deutsch-französischen Gipfels nicht scheinbar routi-
nierte Abwesenheit, sondern demonstrative Anwe-
senheit erforderlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie dürfen nicht vergessen, daß Sie manchen unse-
rer europäischen Partner schon einmal provoziert ha-
ben. Zu Ihrer Art  des Umganges hinsichtlich eines 

europäischen Beschäftigungspaktes bzw. einer be-
schäftigungspolitischen Verantwortung auf europäi-
scher Ebene 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich kann nur 
sagen,  Mururoa!)  

und zu Ihrer Art  des Umganges, die manchmal 
höchst belehrend und von oben herab ab ist, was die 
Finanz-, Wirtschafts-, Stabilitäts- und Währungspoli-
tik angeht, 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Das machen 
Sie natürlich anders!) 

sage ich Ihnen auf Grund meiner Erfahrungen aus 
vielen Gesprächen mit denjenigen, mit denen auch 
Sie sprechen - das wissen wir doch voneinander; 
warum soll man sich da im Deutschen Bundestag 
irgend etwas vormachen? -: Sie haben mit dieser A rt 

 der Politik und mit dieser Art  des Auftretens das 
deutsch-französische Verhältnis in einem Maße 
belastet, das besser unterblieben wäre. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU: Unglaublich! - Carl-Ludwig Thiele 

[F.D.P.]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Sie haben die Verpflichtung, es in Ordnung zu brin-
gen. 

Ich füge hinzu: Dies ist auch eine besondere Ver-
pflichtung des Bundeskanzlers. Denn es gibt noch 
ein anderes, bisher gar nicht angesprochenes Thema 
im Zusammenhang mit diesen Entscheidungen und 
ihren Umständen. Sie haben leider auch dazu beige-
tragen, daß es zu einem neuerlichen Mißverhältnis im 
Ansehen verschiedener Institutionen kommt. Sie 
haben dazu beigetragen - insofern ist das Vertrauen 
der Finanzmärkte eine Reaktion auf bestimmte 
Umstände, die hier jetzt auch eine Rolle spielen 
müssen -, 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Konkret 
wozu? - Zuruf von der CDU/CSU: Schwa

-

che Rede!) 

daß die Unabhängigkeit des Währungsinstituts bzw. 
der Europäischen Zentralbank am Ende womöglich 
gestärkt wurde. Das wi ll  ich hier gar nicht beurteilen. 
Ich will Sie aber auf einen Umstand aufmerksam ma-
chen: Es kann nicht im Interesse politischer Entschei-
dungsträger liegen, Institutionen wie die Europäi-
sche Zentralbank im Lichte der Öffentlichkeit als 
den einzigen glaubwürdigen und vertrauenswürdi-
gen Anker für Stabilität darzustellen. Sie haben nicht 
nur das deutsch-französische Verhältnis belastet, 
sondern auch das Vertrauen in bestimmte Institutio-
nen zusätzlich in Mißkredit gebracht. 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hinter-
grund ist festzustellen: Die Entscheidung über die 
gemeinsame europäische Währung ist völlig unum-
stritten. Das Vertrauen in die Stabilität der gemeinsa-
men europäischen Währung muß auf der Seite der 
Märkte und auf der Seite der Bürger gestärkt wer-
den. Sie haben durch die Umstände der Entschei-
dung Schaden im Vorfeld entstehen lassen. Sie ha-
ben auf dem Gipfel die Züge förmlich erst aufeinan-
der zurasen lassen, anstatt sich sorgfältig, intensiv 
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und nachvollziehbar darum zu kümmern, daß das 
vermieden wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Sie haben das deutsch-französische Verhältnis im 
übrigen auf eine Art  und Weise mit zusätzlichen 
Schwierigkeiten belastet, was angesichts der manch-
mal etwas mangelnden Substanz des deutsch-franzö-
sischen Verhältnisses und Ihrer Politik nicht vertret-
bar ist. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Wir sind 
hier doch nicht bei der Tour de France!) 

Daß eine Konzentration auf den eigentlichen Ge-
genstand der Debatte in Ihren Reihen zu Nervosität, 
zu Zwischenrufen und Schreiereien führt, kann ich 
sehr gut verstehen. Das ist aber nur ein emotional 
nachvollziehbarer Mechanismus der Entlastung. 
Wenn Sie das miserable Gefühl, das auch Sie ange-
sichts der Entscheidung haben, wenn Sie das greif-
bare Unbehagen angesichts dieser Entwicklung 
plötzlich in Aggression gegenüber der SPD-Bundes-
tagsfraktion verwandeln, dann ist das wirklich lach-
haft. 

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Sie wissen doch selbst ganz genau, daß mit dieser 
Entscheidung und den sie begleitenden Umständen 
viel Schaden angerichtet worden ist und daß es un-
beschadet des Wahlkampfes, verehrter Herr Kollege 
Schäuble, darauf ankommen wird, trotz der notwen-
digen und berechtigten Kritik am Verhalten der Re-
gierung in der Vorbereitung und in der Durchfüh-
rung des Gipfels 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Auf diese 
Rede waren Sie auch nicht vorbereitet!) 

das aufrechtzuerhalten, was gemeinsame Verpflich-
tung des Hauses ist, nämlich das Vertrauen in die 
Stabilität der Währung zu stärken und dafür zu sor-
gen, daß die europapolitische Einigkeit in diesem 
Hause erhalten bleibt. Das liegt nicht in Ihrem wahl-
taktischen Interesse, aber im Interesse des Staates 
und seiner Zukunft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht Bundes-
kanzler Helmut Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler (von der CDU/ 
CSU und der F.D.P. mit Beifall begrüßt): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Herr Scharping, 
lassen Sie mich vorweg sagen: Ich muß aus Ihnen 
verständlichen, zwingenden Gründen früher gehen, 
aber nicht aus Gründen der Aversion gegen die SPD-
Fraktion. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Daß Sie hier heute Wahlkampf veranstalten, ist in 
Ordnung. Ich habe gar nichts dagegen. Nur, die 

Wahl wird nicht heute mittag in dieser Frage ent-
schieden, sondern von den deutschen Wählern. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Da sind wir uns 
einig! Das wissen wir!) 

Das warten wir gelassen ab; darüber brauchen wir 
nicht weiter zu reden. Sie sollten aber bei dem, was 
Sie hier an Behauptungen aufstellen, wenigstens in 
der Nähe der Wirklichkeit bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Scharping, Sie sind nicht irgendein Redner 
aus der SPD, der sich heute an diesem oder jenem 
profilieren muß. Sie haben ein im deutschen Inter-
esse liegendes und über die Parteigrenzen hinausge-
hendes wichtiges Amt inne: Sie sind der Vorsitzende 
der Gemeinschaft der europäischen Sozialdemokra-
ten. In dieser Eigenschaft geben Sie sich im Gegen-
satz zu manchem Ihrer Amtsvorgänger auch sehr viel 
Mühe, diese Gemeinschaft zu strukturieren und zu-
sammenzubringen. So haben Sie regelmäßig vor und 
nach wichtigen Tagungen der Europäischen Ge-
meinschaft bzw. der Europäischen Union Zusammen-
künfte; so auch jetzt wieder. 

Eine stattliche Zahl von Sozialisten ist im Rat ver-
treten. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Viel zu viele!) 

Seltsamerweise spielt in der heutigen Debatte - das 
verwundert mich schon sehr - der Vorsitzende des 
Rates überhaupt keine Rolle. Sie sagen doch immer, 
daß die Führung einer solchen Sitzung in der Hand 
des amtierenden Präsidenten liegt. Das war Tony 
Blair, meine Damen und Herren, und nicht ich. Ich 
werde es im nächsten Frühjahr sein; das ist wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Scharping, Sie alle waren doch zu-
sammen: Tony Blair, Wim Kok, Lionel Jospin, Guter

-
res aus Portugal, Klima aus Wien und der finnische 
Kollege Lipponen. Und das Zusammentreffen fand 
vor der Tagung statt. Folglich wußten Sie doch, wo 
die Schwierigkeiten lagen. Insofern können Sie doch 
nicht hierherkommen und sagen: „Diese Sitzung war 
nicht vorbereitet" und was Sie sonst noch an Gerede 
über das, was da durch hohe Beamte aus Bonn an-
geblich getrieben würde, zu bieten hatten. Das ist 
doch alles wirklich Unsinn. 

Sie wußten ziemlich genau, wo die Schwierigkei-
ten bei dieser Sitzung lagen. Sie wissen übrigens 
auch - es ist komisch, daß Sie das nicht erwähnt ha-
ben -, daß nicht ausschließlich Präsident Chirac eine 
bestimmte Position vertreten hat. Vielmehr hat der 
französische Premierminister Lionel Jospin, wie Sie 
eine der führenden Persönlichkeiten der europäi-
schen Sozialisten, genauso entschieden wie Chirac 
diese Position vertreten. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Es gab hier Meinungsunterschiede. Deswegen war 
auch ganz klar, daß die Dinge sehr schwierig sein 
würden. 
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Es ist doch wirklich abwegig, wenn Sie jetzt in die-
ser Form über den Kollegen Waigel reden. Was soll 
das? Es gibt zweimal im Jahr deutsch-französische 
Gipfeltreffen. Es ist üblich, daß bei diesen Treffen ein 
bestimmtes Thema besonders intensiv behandelt 
wird und daß dann einer der Kollegen sozusagen fe-
derführend die Diskussion führt. Theo Waigel hat ja 
eben erwähnt, wie oft er mit seinen französischen 
Kollegen zusammen ist. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Inner

-

halb einer Woche!) 

- Innerhalb einer Woche; jedenfalls ist er mit ihnen 
häufiger zusammen als mit dem Bundeskanzler, was 
ich schon für sehr schlimm halte. 

(Heiterkeit) 

Was soll das, wenn Sie hier so theatralisch ausru-
fen: Es ist eine Belastung für das deutsch-französi-
sche Verhältnis, weil er heute und morgen früh nicht 
in Avignon anwesend ist. Das ist doch ziemlich ab-
wegig, wenn man bedenkt, daß er sonst in einer Wo-
che bis zu viermal mit französischen Kollegen zusam-
mentrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Scharping, ich denke, so etwas haben Sie gar 
nicht nötig, weil Sie es besser wissen. Überlassen Sie 
solche Sachen doch den Leuten, die jetzt als New-
comer bei Ihnen ganz nach vorn kommen. Sie sollten 
so etwas nicht machen; Sie verfügen doch über 
Erfahrung. 

Was soll das, wenn Sie jetzt über Theo Waigels An-
sehen in Frankreich reden? Sie wissen, daß das nicht 
stimmt, was Sie hier behaupten. Ich beobachte nun 
schon seit vielen Jahren seine Arbeit und weiß um 
seine ganz spezielle Sympathie für Frankreich. Ich 
habe erlebt, wie er mit mindestens vier oder fünf - 
ich weiß nicht, der wievielte das jetzt ist - Finanzmi-
nistern aus Frankreich 

(Dr. Helmut Haussmann [F.D.P.]: Sechs!) 

eine enge Zusammenarbeit gepflegt hat. Dabei han-
delte es sich um Finanzminister, die aus den ver-
schiedensten politischen Gruppierungen kamen. Ich 
habe noch nie feststellen können, daß Theo Waigel 
mit ihnen irgendwelche Probleme im Persönlichen 
hatte - im Sachlichen schon. 

Da bin ich bei einem anderen Thema, das der Kol-
lege Fischer angesprochen hat und das auch mir sehr 
wichtig ist - deswegen habe ich mich, ehrlich gesagt, 
vor allem gemeldet -, nämlich beim deutsch-franzö-
sischen Verhältnis. Dabei handelt es sich doch nicht 
um irgendein Thema; darin stimmen wir ja überein. 
In diesem Hause sitzen viele aus den verschiedenen 
Altersstufen, für die das deutsch-französische Ver-
hältnis im wahren Sinne des Wortes eine Herzenssa-
che ist. Das sage ich nicht so einfach daher. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Sie haben den Kollegen Wolfgang Schäuble ange-
sprochen. Er ist ein sehr gutes Beispiel für viele Deut-
sche, die in der deutschen Gesellschaft, in der Politik,  

im Staat Verantwortung tragen. Wenn Sie seinen Le-
bensweg und - was vielleicht noch wichtiger ist - 
seine  Herkunft, seine Familie, seine Eltern betrach-
ten, dann verstehen Sie: Das ist die Erfahrung eines 
vom Grenzland geprägten Lebensschicksals. Er ist 
wie auch ich in dem Geist aufgewachsen, den wir 
schon als junge Leute beschworen haben: Wir wol-
len, daß so etwas wie in der Vergangenheit nie wie-
der geschieht. 

Die deutsch-französische Freundschaft ist nicht ir-
gendein Verhältnis, das sich ausschließlich auf Ab-
kommen gründet. Das haben wir inzwischen begrif-
fen. Ich denke, inzwischen gibt es auch bei Ihnen 
viele, die das begriffen haben. Lesen Sie die in vielen 
Reden geäußerten leidenschaftlichen Bekenntnisse 
von Carlo Schmid, Willy Brandt, Fritz Erler. Wenn Sie 
das studieren, dann werden Sie wissen, daß das 
deutsch-französische Verhältnis auch kompliziert ist. 
Wenn ich mit Franzosen über das rede, was jetzt an-
steht, über monetäre Fragen, Währungsfragen, die 
Unabhängigkeit der Zentralbank, dann berücksich-
tige ich immer, daß viele dieser führenden Franzosen 
- wenn ich es recht sehe, handelt es sich dabei jetzt 
um die halbe Regierung - von den großen französi-
schen Schulen wie beispielsweise der ENA kommen. 
Sie haben dort, nicht nur, weil do rt  die Büste von Col-
bert  zu sehen ist, eine Auffassung von den Staatsfi-
nanzen kennengelernt, die diametral dem entgegen-
gesetzt ist, was wir in Deutschland über Generatio-
nen erfahren und gelernt haben. 

Jetzt kommen wir zusammen, jetzt reden wir zu-
sammen. Ich kann den Prozeß der Veränderung aus 
der Nähe beurteilen. Die Amtszeit von François Mit-
terrand ist ein klassisches Beispiel dafür. Er hat doch 
wirklich völlig anders angefangen. Daß dieser Mann 
am Ende, auch im Gegensatz zu dem, was in Paris 
behauptet wird, ohne jeden Vorbehalt der Europäi-
schen Zentralbank mit Sitz in Frankfurt zugestimmt 
hat, zeigt doch, welchen Weg er und mit ihm Frank-
reich gegangen ist. Das können wir voller Dankbar-
keit erwähnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In Wahrheit - das sage ich mit Bedacht - sind die 
Franzosen in dieser speziellen Frage einen viel wei-
teren Weg gegangen als wir Deutschen. Sie haben 
keine föderale Erfahrung und Struktur, sie kommen 
aus einem Umfeld, das sich zentralistischer über-
haupt nicht vorstellen läßt. Wir kommen aus einem 
föderal gegliederten Land mit Bundesstaaten und all 
dem, was im Positiven wie im Negativen dazugehört 
und unmittelbar Bestandteil unserer Finanzverfas-
sung ist. 

Deswegen ist es doch verständlich, Herr Abgeord-
neter Fischer, daß sich das in der französischen Kam-
mer in einem solchen Moment demonstrativ zeigt 
und daß Abgeordnete jetzt nicht teilnehmen oder da-
gegen stimmen - ich lasse die parteipolitische Seite, 
die man bedenken muß, einmal weg -, weil sie auf 
diesem Weg noch nicht so weit gekommen sind. 
Aber auch wir haben das erlebt. Daß die Deutschen - 
das darf man doch in aller Offenheit sagen - schnel-
ler vorangekommen sind, hängt auch damit zusam-
men, daß wir 1945 den Krieg verloren hatten, daß wir 
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Outsider der internationalen Gesellschaft geworden 
waren. Die Vision von Konrad Adenauer war, über 
den Weg nach Europa in die Gesellschaft der freien 
Völker zurückzukehren. Das war doch die Politik. 
Alle meine Vorgänger haben diese Politik fortgesetzt. 

Es ist einfach wahr - es hat doch keinen Sinn, das 
zu leugnen -, daß es immer ein Prozeß mit Geben 
und Nehmen und mit Schwierigkeiten war. Sie brau-
chen doch nur einmal zu rekapitulieren, was es für 
Frankreich bedeutet hat, 1989/90 den Weg zu gehen, 
den man schließlich eingeschlagen hat. François Mit-
terrand hat - das hat ihn Überwindung gekostet - am 
Ende seiner Zeit ein Buch geschrieben, um zu erläu-
tern, wie er auf diesem Weg mit manchen Schwierig-
keiten letztendlich zu dem Ziel gelangt ist. Ich kann 
das nur voller Bewunderung und Respekt sagen. 

So werden wir diesen Weg weiter vorangehen, 
Herr Abgeordneter Fischer. Es ist nicht wahr, daß die 
deutsch-französischen Beziehungen gefährdet sind. 
Es stellen sich nur neue Probleme. Für die Franzosen, 
wie übrigens für viele, die in Brüssel waren, bedeutet 
die Erweiterung nach Mittel- und Osteuropa nicht 
das gleiche wie für uns. Es ist für mich verblüffend - 
ich stelle dies immer wieder fest - daß selbst die Län-
der, die 1939 im Kampf gegen Hitler und den Natio-
nalsozialismus zur Unterstützung Polens ihre Exi-
stenz aufs Spiel setzten, sich heute in ihrer Innenpoli-
tik zum Teil schwertun, den Beitritt Polens zu akzep-
tieren. 

Aber wir haben eine andere Lage. Von Posen ist es 
nach Berlin genauso weit wie nach Warschau, in 
Frankfurt an der Oder ist die Grenze unmittelbar 
nah, es sind, wenn man es genau nimmt, nur wenige 
Kilometer bis nach Berlin. Wir wissen - das ist doch 
ganz unstreitig -, daß das Ziel des Friedens und der 
Freiheit im 21. Jahrhundert für uns nur erreichbar ist, 
wenn es mit unserem unmittelbaren Nachbarn Polen 
möglichst rasch zu einem ähnlichen Verhältnis 
kommt, wie wir es heute an der deutsch-französi-
schen Grenze haben: daß es eine Grenze ist, aber 
daß wir sie überschreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich zitiere hier bewußt Adenauer, der schon im Ok-
tober 1949 - das muß man sich klarmachen - in seiner 
ersten Regierungserklärung gesagt hat - ich sage es 
mit meinen eigenen Worten -: Wir wollen Frieden 
und Aussöhnung mit allen unseren Nachbarn, vor 
allem mit dem Staat Israel, mit Frankreich und mit 
Polen. - Mit Israel und Frankreich ist es gelungen. 
Auch mit Polen ist es im Prinzip gelungen; es gibt 
aber noch viel zu tun. 

Wenn wir jetzt beispielsweise mit unseren französi-
schen Freunden und anderen über die Frage der 
künftigen Finanzierung der Europäischen Union re- 
den - im Oktober werden die entsprechenden Pläne 
vorgelegt; im ersten Halbjahr 1999 stehen die Ent-
scheidungen an -, dann zeigt das, daß wir in der Tat 
ein elementares Interesse an der Osterweiterung ha-
ben. Das ist wahr und muß gesagt werden. 

Ich habe mich gestern abend in Berlin mit den Kol-
leginnen und Kollegen der EVP-Fraktion des Euro-
päischen Parlaments getroffen. Alle waren da. In der 
Diskussion ist offenbar geworden, daß die Einstel-
lung zu der von mir eben geschilderten Frage in 
Dublin und Athen eine völlig andere ist als bei uns. 

Herr Abgeordneter Fischer, das ist in den Ländern 
am Mittelmeer ähnlich. Unsere Meinung, daß die 
Ostsee wie das Mittelmeer ein europäisches Meer ist, 
ist dort  nicht selbstverständlich. Das so zu sehen fällt 
vielen schwer. Deshalb werden wir miteinander um 
den besten Weg ringen müssen. Ich darf aber nicht 
bei jeder Gelegenheit sagen: Jetzt geht die Welt un-
ter. 

Wir werden heute abend in Avignon ein Thema an-
sprechen, das ich für elementar halte und das sehr 
schwierig ist. Die Amerikaner haben mit der Grün-
dung des Riesenkonzerns Boeing sozusagen die öko-
nomische Faust auf den Tisch gelegt. Jetzt stellt sich 
die Frage, ob die Europäer das schlucken werden 
oder ob sie in der Lage sein werden, eine Antwort zu 
geben. Daß keiner in Europa für sich allein eine Ant-
wort  geben kann, ist eigentlich unstreitig. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Da gibt es aber massive Interessengegensätze. Die 
deutsche Flugzeugindustrie ist privatrechtlich struk-
turiert. Die französische, die wir dringend brauchen - 
wir wollen das ja gemeinsam machen -, ist in einer 
Art strukturiert, wie sie bei uns nicht vorzufinden ist: 
Sie ist staatlich. Außerdem: Der Wahlkreis des Pre-
mierministers ist der Hauptsitz der französischen 
Flugzeugindustrie. Auch das muß man in diesem Zu-
sammenhang erwähnen. 

Danach müssen wir mit den Briten und korrekter-
weise auch mit den anderen reden: mit den Spaniern, 
mit den Italienern, mit allen anderen, die mitmachen. 

Ich weiß nicht, wie weit wir heute kommen. Es ist 
ein mühsamer Weg. Man muß hier dicke Bretter boh-
ren. Aber man darf doch nicht sagen: Hoppla, jetzt 
komme ich, und die Sache klappt. Diesen Ruf habe 
ich nie für mich beansprucht. Sie von der SPD haben 
einen neuen Kandidaten, der diesen Ruf hat. Meine 
Art  war das nie. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich weiß, daß Europapolitik mühselig ist. Ich weiß 
auch, daß sie Zeit, Geduld und noch einmal Geduld 
erfordert. 

Ich möchte jetzt noch kurz auf den letzten Samstag 
zu sprechen kommen. Ich weiß nicht, warum keiner 
von Ihnen gesagt hat: Wir sind glücklich darüber, 
daß Sie die ganze Zeit ohne Wenn und Aber zu Wim 
Duisenberg gestanden haben. Es wäre angemessen 
gewesen, das zu sagen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Jetzt 
mal zur Sache!) 

Aber niemand von Ihnen hat es gesagt. Es ist doch 
selbstverständlich, daß ich zu ihm gestanden habe. 
Ich lasse die Parteipolitik jetzt völlig weg. Wir haben 
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nicht nach der Parteizugehörigkeit der Kandidaten 
gefragt, sondern nach ihrer fachlichen Qualität. 

Im heutigen „Handelsblatt" hat Jean Claude Jun-
cker viele Aspekte aus der Sitzung vom Samstag in 
der ihm eigenen Weise sehr deutlich angesprochen. 
Er hat gesagt, entscheidend für die zähen Verhand-
lungen in Brüssel sei gewesen, daß sich Bundeskanz-
ler Helmut Kohl, der niederländische Premier Wim 
Kok und er selbst, Juncker, bereits im Vorfeld ent-
schlossen gegen einen eklatanten Vertragsbruch ge-
stellt hätten. - Das genau ist wahr. 

Natürlich war das nicht einfach. Ich habe genug 
Grund gehabt, mich zu ärgern; denn es war völlig 
klar, daß das hervorragende Ergebnis dieses Tages 
schon durch die Dauer der Verhandlungen leiden 
würde. Wenn man eine Veranstaltung inszeniert - 
ich war nicht ihr Vorsitzender; ich bin nicht gefragt 
worden, wie sie ablaufen sollte -, zu der man 1 500 
Journalisten und Hunderte von Mitarbeitern lädt, 
eine Veranstaltung, die sich über fast 14 Stunden 
hinzieht, dann darf man sich nicht über entspre-
chende publizistische Reaktionen wundern. Dazu 
gab es eine Menge Anmerkungen. 

Ich hätte es auch gern gesehen - Sie hätten wahr-
scheinlich sogar Beifall geklatscht -, wenn das Er-
gebnis, das letztendlich beschlossen wurde, statt 
Sonntagmorgen am Samstag mittag um 14 Uhr veröf-
fentlicht worden wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann hätten Sie gesagt: Die haben das Richtige ge-
macht. - Aber auch jetzt können Sie doch sagen: Die 
haben das Richtige gemacht. Wir haben beispiels-
weise ein Direktorium berufen, das mit zum Besten 
gehört, was Europa anzubieten hat. Deswegen haben 
die Märkte auch so und nicht anders reagie rt . Ich 
bleibe dabei: Wim Duisenberg ist der richtige Mann. 
Damit sage ich doch nicht, daß ich etwas gegen an-
dere Kandidaten habe. 

Ich habe allerdings im Verlauf dieser vielen Stun-
den, die wir in Brüssel zusammen waren, deutlich 
gemacht: Die Bundesrepublik wird keiner Entschei-
dung über die Berufung des Präsidenten der Euro-
päischen Zentralbank zustimmen, wenn die Dauer 
der Berufung nicht akzeptabel geregelt ist. 

Wahr ist auch - mein luxemburgischer Kollege 
Juncker hat ein sehr viel persönlicheres Verhältnis zu 
Herrn Duisenberg als ich und hat das auch in diesem 
Interview bekundet -, daß seit Tagen - und nicht erst 
am Tag der Entscheidung - bekannt war, was der 
Kandidat selbst zur Amtsdauer sagt. Das können Sie 
jetzt doch nicht einfach anders darstellen. Ich habe 
darauf bestanden, daß er seine Erklärung vor dem 
gesamten Europäischen Rat abgibt. Wenn ich - ich 
sage das jetzt auf mich bezogen - einen Kandidaten 
wähle, von dessen fachlicher und charakterlicher 
Eignung ich völlig überzeugt bin, dann nehme ich 
ihm auch seine Erklärung ab. Dann akzeptiere ich 
nicht, daß diese Erklärung in Zweifel gezogen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei allem verständlichen Ärger - der meine war 
wahrscheinlich größer als der Ihre, denn ich bin mir  

gar nicht sicher, ob Sie überhaupt ärgerlich waren 
oder ob Sie nicht ganz andere Gefühle hatten - 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und F.D.P.) 

ist für mich in der Sache entscheidend: Dies war ein 
glücklicher Tag. Es war ein großartiger Tag. Es war 
ein Tag, von dem ich ganz sicher bin - das ist nicht 
oft so bei solchen internationalen oder nationalen 
Entscheidungen -, daß er nicht nur etwas zu Frieden 
und Freiheit beigetragen hat, sondern auch zum 
Glück der Menschen in Europa - der jetzigen Gene-
ration und der kommenden Generationen. Vor die-
sem Hintergrund, meine Damen und Herren, muß 
man unsere heutige Debatte sehen. 

Ich bitte nun um Verständnis, daß ich mich jetzt 
verabschieden muß - nicht vom Amt, wie Sie gern 
möchten, 

(Heiterkeit bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
Die Grünen und der PDS - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir wünschen guten Flug, Herr Bundes- 

kanzler!) 

sondern in dem schönen Gefühl: Ich gehe jetzt, Herr 
Fischer, zu unseren französischen Freunden und 
werde von Freunden freundlich aufgenommen, und 
das ist gut so. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Rudolf Scharping, Vorsitzender der SPD-
Fraktion. 

(Abgeordnete der CDU/CSU und der F.D.P. 
verlassen den Saal - Dr. Peter Struck [SPD]: 
Sauhaufen! - Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU], zu Abg. Dr. Peter Struck [SPD] 

gewandt: Schlechter Verlierer!) 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte vier Feststellungen 
treffen, weil mich der Herr Bundeskanzler, der jetzt 
gerade weggeht, als Vorsitzender der europäischen 
Sozialdemokratie angesprochen hat. 

Erstens. Seine Reaktion heute muß konfrontiert 
werden mit einem Zitat aus der gemeinsamen öffent-
lichen Sitzung des Finanzausschusses und des Aus-
schusses für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union. Der Bundeskanzler hat dort im Zusammen-
hang mit der Besetzung des Vorsitzes und des Präsi-
diums der EZB gesagt, er habe sich nicht danach ge-
drängt, 

aber die fürsorgliche freundschaftliche Bezie-
hung meiner vielen Kollegen hat mir diese Ange-
legenheit vor die Haustür gelegt. 

Wer sich selbst in dieser Frage - öffentlich und ge-
genüber dem Deutschen Bundestag - eine Vermitt-
lerrolle zuschreibt, der richtet diplomatischen Scha-
den an. Im übrigen ist es billig, wenn er jetzt andere 
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für die Fehler und Umstände des Gipfels verantwort-
lich machen will. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Auch wenn Sie es nicht gerne hören; es ist so! 

Zweitens. Manchem Schreihals auf der Seite der 
Koalition sage ich im übrigen auch: Ich habe sehr 
wohl verstanden, daß sich ein Teil der Rede des Bun-
deskanzlers - diesbezüglich habe ich mit ihm gar 
keine Differenzen - an die CSU und an manch an-
dere in der Koalition gerichtet hat, die man immer 
wieder neu überzeugen muß, daß ein europapoliti-
scher Kurs der Integration richtig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Egal, in welche Perspektive man das im 
einzelnen einordnen mag: Die Umstände der Ent-
scheidung signalisieren, daß man im Vorfeld nicht 
sorgfältig genug gearbeitet hat. Man hat den Ver-
trauensschaden in der Öffentlichkeit in Kauf genom-
men und auch die Beschädigung der Person Wim 
Duisenberg, der das nicht verdient hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Die Reaktion des Bundeskanzlers macht, 
soweit es um den Kern der Debatte geht, eines deut-
lich: Intern hat er ein ungewöhnlich selektives Ge-
dächtnis. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Peinlich!) 

Was die Stimmung im Volk angeht, weiß er nichts 
mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Beides zusammen - daß er mit Blick auf das Verhal-
ten anderer in Europa dieses höchst selektive Ge-
dächtnis hat und nicht mehr weiß, wie diese Ent-
scheidung sowie die Prozesse und Umstände, die da-
bei im einzelnen eine Rolle gespielt haben, auf die 
deutsche Bevölkerung und weit darüber hinaus in 
Europa wirken - stimmt mich noch bedenklicher als 
manches andere, was wir hier diskutiert haben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort wird 
weiter nicht gewünscht? - Dann schließe ich die Aus-
sprache. 

Ich muß den Kollegen Struck darauf hinweisen, 
daß es jenseits der parlamentarischen Regeln ist, für 
eine andere Fraktion das Wort  „Sauhaufen" zu ver-
wenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Uwe  Hiksch [SPD]: Es ist aber richtig!) 

- Wer hat gesagt, das sei aber richtig? - Herr Kollege 
Hiksch, dann erscheinen auch Sie im Protokoll mit 
einem Ordnungsruf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. „Der 

Euro - eine dauerhaft stabile Währung für Europa" 
auf Drucksache 13/10604. - Wer stimmt für diesen 
Antrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Der  Antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen sowie des Kollegen Hirsch von der F.D.P. ange-
nommen. 

Abstimmung über den „Antrag der Fraktion der 
SPD zu den Umständen der Entscheidung des Euro-
päischen Rates vom 2. Mai 1998 zur Ernennung des 
ersten Präsidenten der Europäischen Zentralbank 
und zur Festlegung des Teilnehmerkreises an der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion", 
Drucksache 13/10603. Wer stimmt dafür? - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Antrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Gruppe der PDS gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen bei Stimmenthaltung des Kollegen Hirsch 
von der F.D.P. abgelehnt. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zur deutsch-französischen 
Zusammenarbeit, Drucksache 13/10605. Wer stimmt 
dafür? - Gegenprobe? - Enthaltungen? - Der Antrag 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktionen der SPD und des 
Bündnisses 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung der 
PDS abgelehnt. 

Ich halte es für richtig, die Sitzung des Bundesta-
ges jetzt für fünf Minuten zu unterbrechen. Dann be-
ginnen wir mit der Fragestunde. 

(Unterbrechung von 13.10 bis 13.13 Uhr) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wir setzen die 
unterbrochene Sitzung fo rt . 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/10576 - 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. Zur Beantwortung steht der Parla-
mentarische Staatssekretär Joachim Günther bereit. 

Ich rufe die Frage 1 der Kollegin Gabriele Iwersen 
auf: 

Wie will  die Bundesregierung angesichts der beabsichtigten 
(Gagfah, Eisenbahnerwohnungen, Frankfurter Siedlungsge-
sellschaft) und bereits erfolgter Verkäufe (Deutschbau, Post-
wohnungen) von bundeseigenen Wohnungen in Zukunft ihrer 
Wohnungsfürsorgeverpflichtung weiter nachkommen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Frau Kollegin Iwersen, bei den Wohnungen 
der Gagfah, der Frankfu rter Siedlungsgesellschaft 
und der Deutschbau handelt es sich nicht um bun-
deseigene Wohnungen, sondern um mit Wohnungs-
fürsorgemitteln des Bundes geförderte Wohnungen 
im Eigentum der Gesellschaften. 
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Die Veräußerung bundeseigener Gesellschaften 
gefährdet die Wohnungsfürsorge nicht, da die aus 
der staatlichen Förderung der Wohnungen resultie-
renden Mietpreis- und Belegungsbindungen vom 
Verkauf nicht berührt werden. 

Die nach den Darlehensverträgen grundsätzlich 
für alle geförderten Wohnungen - also auch für Woh-
nungen sonstiger p rivater Eigentümer - bestehende 
Möglichkeit, nach Ablauf einer Mindestfrist für das 
Belegungsrecht, die je nach Förderzeitraum 20 oder 
30 Jahre beträgt, die Bindungen durch vorzeitige 
Rückzahlung der Fördermittel mit Ablauf des Rück-
zahlungsjahres zum Erlöschen zu bringen, wurde im 
Zusammenhang mit der Veräußerung der Gemein-
nützigen Deutschen Wohnungsbaugesellschaft zu-
gunsten der Mieter eingeschränkt. 

Es wurde vereinbart, daß die Belegungsbindungen 
auch in diesen Fällen für zehn Jahre und die Miet-
preisbindungen für fünf Jahre weiterbestehen. 

Im Zusammenhang mit der Veräußerung der Ei-
senbahnerwohnungen ist bei vorzeitiger Rückzah-
lung der öffentlichen Mittel eine Fortdauer der Bele-
gungsbindung und der Mietpreisbindung für zehn 
Jahre vorgesehen. 

Damit wird sichergestellt, daß auch im Rahmen der 
Wohnungsfürsorge in Zukunft in ausreichendem 
Umfang Wohnraum zur Verfügung gestellt werden 
kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gabriele Iwersen (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß früher bei vorzeitiger Rückgabe der För-
dermittel diese wieder dem Wohnungsbau zuflossen 
und auf die Art  und Weise der Bestand an preiswer-
tem Wohnraum zum Zwecke der Wohnungsfürsorge 
des Bundes dauerhaft sichergestellt wurde? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Das ist richtig, Frau Kollegin Iwersen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Gabriele Iwersen (SPD): Ich möchte dann gerne 
noch wissen, ob in diesem Fall nach Abschluß der 
Verkaufsgeschäfte die Mittel wieder dem Wohnungs-
bau und damit der Wohnungsfürsorge des Bundes 
zugeflossen sind oder ob das Geld woanders ver-
schwunden ist. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Frau Kollegin Iwersen, bisher ist lediglich der 
Verkauf der Deutschbau durchgeführt worden. Bei 
allen anderen Gesellschaften werden noch Vertrags-
verhandlungen geführt, so daß ich Ihnen über die 
Rückführung der Erlöse gegenwärtig nichts sagen 
kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reschke, bitte. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, wie hoch 
ist die Anzahl der noch öffentlich geförderten Woh-
nungen bei den genannten Gesellschaften, ein-
schließlich der Deutschbau, die schon verkauft wor-
den ist, und gilt die Fortsetzung der Bindung auch 
bei Wiederbelegung? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Reschke, ich habe hier den Stand 
vom 31. Dezember 1997 vorliegen. Danach stehen 
dem Bund für Wohnungsfürsorgezwecke insgesamt 
98 671 Belegungsrechtswohnungen, 70 516 bundesei-
gene Wohnungen (ohne rund 28 000 für Wohnungs-
fürsorgezwecke nicht geeignete Wohnungen) und 
darüber hinaus noch 16 345 Belegungsrechte an Ei-
gentumsmaßnahmen von Bundesbediensteten zur 
Verfügung. Insgesamt stehen also im Prinzip rund 
169 000 Mietwohnungen zur Verfügung. Die Nach-
frage - auch das möchte ich gleich hinzufügen - von 
wohnungsberechtigten Personen liegt im Moment 
deutlich unter dieser Zahl, so daß gegenwärtig rund 
ein Drittel dieser Wohnungen fremdvermietet ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Conradi, bitte. 

Peter Conradi (SPD): Nachdem der Deutsche Bun-
destag § 15 Abs. 2 des Eisenbahnneuordnungsgeset-
zes beschlossen hat, wonach die Sozial- und Selbst-
hilfeeinrichtungen der bisherigen Bundeseisenbahn 
für den Bereich des Bundeseisenbahnvermögens auf-
rechtzuerhalten und nach den bisherigen Grundsät-
zen weiterzuführen sind, frage ich Sie: Wie äußern 
Sie sich zu dem Vorwurf, daß die Bundesregierung 
offenbar Gesetze, die dieser Bundestag mit ihr be-
schlossen hat, einfach bricht, sich nicht daran hält? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Conradi, die Verhandlungen für das Bun-
deseisenbahnvermögen laufen gegenwärtig noch. 
Ich kann Ihnen auf diese konkrete Frage nicht ant-
worten. Ich kenne diese Details nicht. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Do rt 
 dürften gar keine Verhandlungen laufen! - 

Peter  Conradi [SPD]: Aber der Verkauf ist 
ein Gesetzesbruch! Das heißt also, Sie pla

-

nen den Gesetzesbruch?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gibt es noch Zu-
satzfragen? - Das ist nicht der Fall. Dann danke ich 
dem Herrn Staatssekretär. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung. 
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Die Frage 2 des Abgeordneten Hans Wallow wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Be-
antwortung steht der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Rudolf Kraus bereit. 

Ich rufe die Frage 3 des Kollegen Otto Reschke auf: 

Wie weit sind die Verkaufsverhandlungen für die Gagfah-
Wohnungen im Besitz der Bundesanstalt für Arbeit (BA) inzwi-
schen vorangeschritten? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte führt 
derzeit ein Bieterverfahren durch, das jedoch noch 
nicht abgeschlossen ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, auch 
wenn das Auslobungsverfahren oder Bieterverfah-
ren, wie Sie es genannt haben, noch nicht abge-
schlossen ist, gehe ich davon aus, daß die Bundes-
regierung die Unterlagen der Berliner Bank, die mit 
dem Bieterverfahren beauftragt ist, gelesen hat. 

Welche Ertragspotentiale im Hinblick auf Mietstei-
gerungen sieht die Berliner Bank in dieser Aus-
lobung gegenüber den Investoren, und zwar bezo-
gen auf die Durchschnittsmiete des Unternehmens 
und bezogen auf die Erträge im Unternehmen insge-
samt, und inwieweit sieht die Berliner Bank in der 
Auslobung - um Investoren zu locken - Ertragsstei-
gerungen über Verkäufe? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Natürlich wird 
sich die Bundesregierung bzw. das Bundesministe-
rium nach Abschluß der Verhandlungen noch einmal 
mit dieser Frage beschäftigen. Heute irgendwelche 
Auskünfte über die möglichen Höhen preiszugeben, 
würde ja bedeuten, daß man dem Verhandlungspart-
ner einiges signalisierte. So etwas ist im geschäft-
lichen, im wirtschaftlichen Bereich natürlich nicht 
üblich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Der Abgeord-
nete stellt eine zweite Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Gestatten Sie mir, daß ich die 
Frage noch einmal wiederhole. Ich möchte wissen 
- und frage nichts Geheimes; die Auslobungsunterla-
gen sind ja offen; sie sind über 50 Anfordernden zu-
gesandt worden -, welche Ertragspotentiale die - 
vermutlich im Auftrage der BfA - auslobende Berli-
ner Bank hinsichtlich der Mieterhöhungen und hin-
sichtlich der Verwertung von Immobilien insgesamt 
sieht. Sie können eine Antwort darauf nicht verwei-
gern, indem Sie sagen: Die Regierung kann sich über 
Verhandlungen nur in Schweigen hüllen. - Das geht 
doch wohl nicht, Herr Präsident. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Die Frage hin-
sichtlich der möglichen Mieterhöhungen, die Sie an-
sprechen, kann ich schon deshalb nicht beantworten, 
weil die Beratungen hierüber noch nicht abgeschlos-
sen sind. Und wenn ich die Frage nach möglichen 
Mieterhöhungen nicht beantworten kann, kann ich 
natürlich auch noch nichts darüber sagen, wie dies 
wirtschaftlich einzuschätzen ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reschke, es ist so: Ich muß darauf achten, daß geant-
wortet wird. Eine Bewe rtung, ob eine Frage ausrei-
chend beantwortet ist, steht mir nicht zu. 

(Otto Reschke [SPD]: Das ist eine Frage der 
Qualität der Regierung! Das sehe ich ein!) 

Ich rufe die Frage 4 des Kollegen Otto Reschke auf: 

Inwieweit sind im Rahmen der Verkaufsverhandlungen Mög-
lichkeiten der Privatisierung an Mieter oder Mietergenossen-
schaften geprüft worden, und welche Rolle hat eine mögliche 
Notierung der Wohnungsbaugesellschaft Gagfah an der Börse 
gespielt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Gemäß § 293 
Abs. 3 SGB VI hat die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte ihr Beteiligungsvermögen aufzulösen, 
also den Verkauf ihrer Aktien an der Gagfah vorzu-
nehmen. Die BfA hat im Rahmen ihrer Veräuße-
rungsbemühungen sowohl Finanz- und strategische 
Investoren als auch Banken angesprochen, die einen 
Börsengang anstreben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Ich bin erstaunt, daß die Re-
gierung - nach dem Buchstaben des Gesetzes - nicht 
die Möglichkeit einer Teilliquidation sieht. Diese 
würde ja die Ausgründung von Genossenschaften er-
möglichen. Will die Regierung diesen Weg nicht ge-
hen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich kann auch 
darüber noch nichts Endgültiges sagen. Soweit ich 
unterrichtet bin, gehen die Verhandlungen jetzt in 
die Richtung, daß der Verkauf an einen großen Inve-
stor oder an jemanden, der vielleicht auch an die 
Börse gehen will, erfolgen soll, wenn die Vorausset-
zungen stimmen, und zwar nicht nur die wirtschaft-
lichen Voraussetzungen, sondern auch die Voraus-
setzungen für eine sozialverträgliche Übernahme der 
Wohnungen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
keinen Widerspruch darin, daß die Bundesregierung 
auf der einen Seite den sozialen Wohnungsbau im-
mer stärker einschränkt, ihn immer weiter zurück-
fährt und die Kommunen auffordert, die Belegungs- 
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bindungen anzukaufen, um sicherzustellen, daß das 
untere Einkommensdrittel der Bevölkerung in 
Deutschland auch in Zukunft über Sozialwohnungen 
verfügt, und auf der anderen Seite in Form solcher 
Gesellschaften Sozialkapital verkauft? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Wir sehen hier 
überhaupt keinen Widerspruch. Tatsache ist, daß der 
Schutz der Mieter erhalten bleibt. Tatsache ist, daß 
es eine lange Übergangsfrist geben wird. Tatsache 
ist, daß auch in die Richtung verhandelt wird, daß 
Mieter, soweit sie dazu in der Lage sind, die Möglich-
keit bekommen sollen, die Wohnungen, die sie be-
wohnen, zu kaufen. Im übrigen denken wir, daß es 
nicht Aufgabe der Bundesversicherungsanstalt ist - 
auch nicht unter dem Gesichtspunkt der Sozialver-
träglichkeit -, Eigentümer einer Wohnungsgesell-
schaft zu sein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 5 des Kollegen Wolfgang Spanier auf: 

Wie bewe rtet die Bundesregierung die Kritik, daß der Ver-
kauf der Wohnungen der Gagfah an einen Großinvestor nur zu 
einem Dumpingpreis gegenüber dem Substanzwert der Immo-
bilien möglich sei? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Zu der hier ge-
übten Kritik kann ich nur sagen, daß das Bieterver-
fahren noch nicht abgeschlossen ist. Für eine derar-
tige Kritik, wie Sie sie in Ihrer Frage ansprechen, 
fehlt nach unserer Auffassung jede Grundlage. 

Darf ich gleich die zweite Frage beantworten? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Diese Frage 
müssen wir an den Kollegen Spanier richten: Darf er 
gleich Ihre Frage 6 beantworten? 

Wolfgang Spanier (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
die Frage 6 ebenfalls auf: 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Ver-
wertungsabsichten interessie rter Bieter hinsichtlich des Weiter-
verkaufs, der Modernisierung oder weiterer Möglichkeiten, die 
insbesondere die zukünftige Mietpreisgestaltung beeinflussen 
können, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
entsprechenden Entwicklungen gegenzusteuern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Die Frage be-
antworte ich wie folgt: Der Bundesregierung liegen 
noch keine Erkenntnisse über die Verwertungsab-
sichten interessie rter Bieter vor. Das Veräußerungs-
verfahren wird von der Bundesversicherungsanstalt, 
wie Sie ja wissen, selbst durchgeführt. Wir sind ein-
geschaltet, wenn es darum geht, die getroffenen Ver-
einbarungen abzusegnen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie haben vier 
Zusatzfragen. 

Wolfgang Spanier (SPD): Sie haben gerade selbst 
noch einmal darauf hingewiesen, daß Ihnen der 
Schutz der Mieterinnen und Mieter dabei am Herzen 
liegt; auch der frühere Bundesbauminister hat dies 
ausdrücklich erklärt. Deswegen frage ich noch ein-
mal: Ist dieser Schutz über diese grundsätzliche Aus-
sage hinaus bereits in der Auslobung sichergestellt 
worden? Wie sieht der konkrete Schutz der Mieterin-
nen und Mieter aus? Könnten Sie sich nicht vorstel-
len - ich vermute, Sie werden jetzt wieder antworten, 
daß das Ganze noch nicht abgeschlossen sei -, daß es 
doch zu einer beträchtlichen Verunsicherung der 
Mieterinnen und Mieter führt, wenn zwar gesagt 
wird, ihr Schutz sei gewährleistet, aber gleichzeitig 
gesagt wird, konkrete Aussagen könnten dazu nicht 
gemacht werden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Zunächst einmal 
kann eine konkrete Aussage schon dahin gehend ge-
macht werden, daß in dem Auftrag an die Berliner 
Bank bzw. die BfA ausdrücklich enthalten ist, daß die 
Standards, die wir zum Schutz der Mieter vorgege-
ben haben, auf jeden Fall Bestandteil des Kaufvertra-
ges sein müssen. Zu den Standards zählen die zehn-
jährige Übergangsfrist und all die anderen Punkte, 
die Sie als Sachkundiger ja kennen. 

Daß eine gewisse Verunsicherung bei den Mietern 
entsteht, ist natürlich klar. So etwas gab es auch bei 
anderen Gelegenheiten. Ich erinnere mich beispiels-
weise daran, daß es in Bogenhausen, als die Woh-
nungen der Neuen Heimat verkauft wurden, auch 
diese verständliche Verunsicherung gab. Sie kann 
aber bei sachgerechter Aufklärung und unter Weg-
lassung von irgendwelchen Reden von Politikern, die 
die Leute noch mehr verunsichern wollen, beseitigt 
werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Wolfgang Spanier (SPD): Ich gehe davon aus, daß 
Sie uns das nicht unterstellen, was Sie am Schluß ge-
sagt haben. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Keineswegs. 

Wolfgang Spanier (SPD): Darin sind wir uns also 
einig. - Ist im Falle des Weiterverkaufs sichergestellt, 
daß die Regelungen hinsichtlich des Schutzes der 
Mieterinnen und Mieter gültig bleiben? Ist auch fest-
gelegt, zu welchem Zeitpunkt ein solcher Weiterver-
kauf möglich ist? Es besteht ja die Sorge, daß bei 
einem Weiterverkauf innerhalb von wenigen Jahren 
die Schutzregelungen unterlaufen werden. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich bin jetzt na-
türlich nicht in letzte Einzelheiten eingeweiht. Nach 
meiner Erinnerung ist aber ausdrücklich festgehal-
ten, daß es nicht in Frage kommen darf, daß durch 
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Weiterverkauf Schutzregelungen unterlaufen wer-
den. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage? - Dann stellt jetzt der Kollege Reschke 
eine Frage. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, wir ha-
ben gerade von Substanzwert und Dumpingpreis ge-
sprochen. Meines Wissens hat der Bundesrechnungs-
hof den Substanzwert einmal abgeschätzt. Wie hoch 
war der Substanzwert? Da ein Teil dieses Vermögens 
in die Schwankungsreserve der Bundesversiche-
rungsanstalt eingesetzt worden ist, möchte ich noch 
wissen, wie hoch der eingesetzte Teil in D-Mark ist. 

Rudolf Kraus Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Das kann ich 
jetzt auf Anhieb nicht sagen, bin aber gern bereit, Ih-
nen das schriftlich mitzuteilen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Sie haben eben in bezug auf die Wahrneh-
mung von Mieterinteressen, insbesondere auf den 
Schutz vor einer Kündigung von Mietverträgen, da-
von gesprochen, daß es eventuell eine Zehnjahres-
frist geben werde. Würden Sie in Kenntnis der Dinge, 
die 1989 mit den Wohnungen der Preussag AG, der 
früheren Salzgitter AG, in Salzgitter geschehen sind, 
sagen, daß das möglicherweise nicht ausreicht? Sind 
Sie dazu bereit, das heute mit auf den Weg zu neh-
men? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Selbstverständ-
lich werden wir diese Anregung aufnehmen. Ehrli-
cherweise muß ich Ihnen aber sagen, daß ich die Ab-
läufe bei Preussag nicht genau genug kenne, um hier 
eine endgültige Stellungnahme abgeben zu können. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Ihre Kollegin 
Karwatzki hat in der vorigen Fragestunde ausführlich 
dazu geantwortet. Vielleicht können Sie sich mit ihr 
ins Benehmen setzen. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich glaube, da 
war ich nicht anwesend. Ich werde mir dieses Wissen 
aber nachträglich aneignen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Danke 
schön!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 7 der Kollegin I ris Gleicke auf: 

Inwieweit ist sichergestellt, daß die berechtigten Interessen 
der Mieter auch bei einem Verkauf der Gagfah-Wohnungen an 
einen Großinvestor umfassend berücksichtigt werden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Die Wahrung 
der Interessen der Mieter ist im SGB VI gesetzlich 
verankert. Die Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte hat im Zuge des Veräußerungsverfahrens si-
cherzustellen, daß die berechtigten Interessen der 
Mieter Berücksichtigung finden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage, 
bitte. 

Iris Gleicke (SPD): Herr Staatssekretär, natürlich 
gibt es bei Verkaufsverhandlungen Möglichkeiten, 
bestimmte Bedingungen zu stellen, um Mieterinter-
essen zu wahren. Das eine, was ich nach wie vor 
gerne wissen möchte, ist, wie Sie das sicherstellen 
möchten; das zweite, was ich gerne wissen möchte, 
ist, wie es sich im Falle von Weiterverkäufen verhält, 
wenn also der Großinvestor, der gekauft hat, unter 
Umständen bestimmte Bestände an Dritte weitergibt. 
Gibt es da für die Mieterinnen und Mieter Zusatzver-
träge? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Sicherlich gibt 
es nicht für jeden einzelnen Mieter Zusatzverträge. 
In den Vertragsverhandlungen soll aber ausdrücklich 
festgeschrieben werden, daß ein Verkauf - und zwar 
in einem relativ großen zeitlichen Abstand - nur 
möglich sein wird, wenn die von uns vorgegebenen 
Mindeststandards übernommen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Iris Gleicke (SPD): Benennen Sie doch bitte einmal 
die entsprechenden Mindeststandards, damit wir 
wissen, welche dort  formuliert worden sind. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
gut!)  

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Diese Mindest-
standards kann ich hier im einzelnen nicht vortragen. 
Folgendes darf ich Ihnen aber sagen: Die Gagfah soll 
für mindestens zehn Jahre erhalten bleiben. In dieser 
Zeit erfolgt keine generelle Vermarktung der Be-
stände. Es ist vorgesehen, daß der allgemeine Mieter-
schutz keiner eigenen Festlegung bedarf, da er so-
wieso gilt. Zum Beispiel ist festgelegt, daß bei Einzel-
verkauf die vermieteten Wohnungseigentumeinhei-
ten oder vermieteten Einzelhäuser zunächst einmal 
den jeweiligen Mietern angeboten werden sollen. 
Darüber hinaus ist vorgesehen, daß bei der Rückzah-
lung von Darlehen aus öffentlichen Mitteln eine bin-
dende Nachwirkungsfrist und ähnliches sicherge-
stellt werden muß. Des weiteren ist ein bestimmter 
Betrag - den ich hier nicht nennen darf - hinsichtlich 
der Grenzen einer möglichen Mieterhöhung - sofern 
diese überhaupt erfolgen kann - festgesetzt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reschke. 
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Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, da ich 
kein Jurist bin, erlaube ich mir folgende normale, 
vielleicht dumme Fragen: Erstens, was geschieht, 
wenn der Vertrag nicht eingehalten wird? Zweitens, 
was geschieht bei Konkursen oder bei Zwangsver-
steigerungen der Firmen, der Kapitalgesellschaften, 
der Investoren oder bei Folgefirmen, die kaufen? Klä-
ren Sie mich als Wohnungsbaupolitiker und als 
Nichtjuristen bitte auf. Ich bitte um klare und präzise 
Aufklärung, notfalls im nachhinein. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Das ist eine sehr 
umfangreiche Frage. Da ich auch kein Ju rist bin, 

(Otto Reschke [SPD]: Dann sind wir Kolle

-

gen!) 

nehme ich Ihr Angebot, dies schriftlich zu beantwor-
ten, gern wahr. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage möchte ich sagen, daß 
es normalerweise üblich ist, daß derartige Auflagen 
grundbuchrechtlich verankert werden und damit ei-
nen sehr hohen Stellenwert haben. 

Otto Reschke (SPD): Auch bei Zwangsversteige-
rungen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Dies bezieht 
sich auf den zweiten Teil Ihrer Frage. Diesbezüglich 
haben wir uns darauf geeinigt, daß ich Ihnen das 
schriftlich mitteilen werde. 

(Otto Reschke [SPD]: Gut, danke schön!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 8 der Kollegin Iris Gleicke auf: 

Welcher Verkaufserlös ist beim Verkauf der Gagfah-Wohnun-
gen derzeit absehbar, und stellt dieser Erlös die im Wachstums-
und Beschäftigungsförderungsgesetz (WFG) geforderte Wi rt

-schaftlichkeit des Verkaufs sicher? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Es ist derzeit 
nicht absehbar, Frau Kollegin, welcher Verkaufserlös 
erreichbar ist, so daß in der Tat Aussagen zur Wi rt

-schaftlichkeit einfach noch nicht getroffen werden 
können. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 

Bitte. 

Iris Gleicke (SPD): Herr Staatssekretär, es geht mir 
darum herauszufinden, welche Auswirkungen der 
Verkauf der Gagfah-Wohnungen auf die Beiträge zur 
Rentenversicherung und auf die Rücklage dieser 
Versicherung hat. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Dieser Prozent-
satz ist meiner Erinnerung nach im Wachstums- und 
Beschäftigungsförderungsgesetz festgelegt. Dort ist 
dieser Prozentsatz in der Tat auch aufgeführt. Es han-

delt sich um deutlich weniger als 1 Prozent, aber die 
genaue Höhe weiß ich im Augenblick nicht. Das 
wurde seinerzeit ja auch sehr ausführlich hier im Par-
lament diskutiert. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage? 

Iris Gleicke (SPD): Es geht mir immer noch darum 
herauszufinden, wie sich denn die Höhe des Ver-
kaufserlöses auf die Versorgungsreserve in diesem 
Bereich auswirkt. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Das könnte man 
ausrechnen, wenn ich die Zahlen hier hätte. Die nor-
male Schwankungsreserve bei der Rentenversiche-
rung muß ja mindestens der Höhe einer Monatsaus-
gabe entsprechen; das entspricht einer Größenord-
nung zwischen 25 und 30 Milliarden DM. Der Erlös - 
ich bitte aber, mich jetzt nicht darauf festzunageln - 
in  der Größenordnung von mehreren Milliarden DM 
soll ja in die Schwankungsreserve mit einbezogen 
werden. Daran können Sie sehen, welche Auswir-
kungen das auf die Schwankungsreserve hat. 

(Iris Gleicke [SPD]: Schönen Dank!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reschke. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß erstens nach dem, was ich bisher 
gelesen habe, mit Bewe rtung per 31. Dezember 1994 
auf Grund des Vermögens der Gagfah 2 Milliarden 
DM in die sogenannte Schwankungsreserve bei der 
Bundesversicherungsanstalt eingestellt wurden, was 
0,2 Prozentpunkten Versicherungsbeitrag für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die 
Arbeitgeber entspricht - das heißt, daß dadurch die 
Arbeitskosten entlastet wurden -, und daß sich dies 
zweitens natürlich im Jahr nach dem vollzogenen 
Verkauf in einer Erhöhung der Rentenversicherungs-
beiträge und damit auch der Arbeitskosten nieder-
schlägt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ersteres ist - auf 
den Wert der Gagfah insgesamt bezogen - sicher 
richtig. Meine Zahlen vorhin haben sich ja auf das 
mögliche Endergebnis, das ich nur geschätzt habe, 
bezogen. Was Sie hier sagen, ist auch in der Höhe 
richtig, weil man ganz sichergehen wollte; deshalb 
hat man keine zu hohen Ansätze vorgenommen. 
Man ist auf der ganz sicheren Seite geblieben. 

Ihre zweite Frage habe ich einfach nicht beg riffen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Dazu 
sagen wir jetzt nichts!) 

Wie meinen Sie das, daß sich das negativ auf die Bei-
träge auswirkt? Sie könnten vielleicht sagen, daß es 
nicht mehr fortwirken wird. Das ist eine Sache. Aber 
negativ wirkt sich das doch nicht aus. Wenn es sich 
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negativ auswirkte, würde das ja bedeuten, daß das 
direkt den Beitrag belastet. 

(Otto Reschke [SPD]: Nein, daß es jetzt den 
Beitrag entlastet!) 

Eine andere Möglichkeit ist, daß es den Beitrag nicht 
mehr entlastet. 

(Otto Reschke [SPD]: Entschuldigung, jetzt 
ist der Beitrag um 0,2 Prozentpunkte entla

-

stet! Er ist geringer!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, ich 
gebe Ihnen, da die Frage nicht verstanden worden 
ist, noch eine halbe Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Ich danke dem Präsidenten 
für die halbe Zusatzfrage. Ich will dann aufklärend 
wirken. Herr Staatssekretär, diese 2 Milliarden DM 
sind auf Grund des Gagfah-Vermögens in die 
Schwankungsreserve der Bundesversicherungsan-
stalt eingestellt worden. Das entspricht einer Minde-
rung des Versicherungsbeitrages um 0,2 Prozent-
punkte. Dies würde im übernächsten Jahr, also nach 
dem Verkauf, tatsächlich eine Erhöhung der Renten-
versicherungsbeiträge bedeuten. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Nein, es gibt 
keine Belastung. 

(Otto Reschke [SPD]: Aber eine Erhöhung 
der Arbeitskosten! - Wilhelm Schmidt [Salz

-

gitter] [SPD]: Genau, dann ja!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das muß ich jetzt 
beenden. 

Ich rufe pflichtgemäß die Frage 9 des Kollegen 
Dr. Hansjörg Schäfer auf: 

Welche Gründe kann die Bundesregierung vorbringen, die 
einer Sonderregelung für die Personengruppe der ehemaligen 
Beschäftigten bei den Stationierungsstreitkräften entsprechend 
§ 138 AFG (Nichtanrechnung von Abfindungen auf Arbeitslo-
senhilfe) entgegenstehen, obwohl Mißbrauchssituationen wie 
in der freien Wirtschaft bei den Stationierungsstreitkräften 
nicht bestehen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Dr. Schäfer, die Arbeitslosenhilfe wird, wie Sie wis-
sen, aus Steuermitteln des Bundes finanziert und nur 
erbracht, wenn der Arbeitslose bedürftig ist. Im Rah-
men der Bedürftigkeitsprüfung wird unter anderem 
das Einkommen des Arbeitslosen berücksichtigt. Die 
von Ihnen angesprochene Überbrückungsbeihilfe 
auf Grund des Tarifvertrags zur sozialen Sicherung 
der Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
wurde bis zum 1. April 1997 als Leistung behandelt, 
die unter Anrechnung der Arbeitslosenhilfe gezahlt 
wurde und deshalb nach § 138 Abs. 3 AFG nicht als 
Einkommen zu berücksichtigen war. Dies gilt auf 
Grund einer Übergangsregelung grundsätzlich auch 
weiterhin für Bestandsfälle. Nur für Neufälle - das 
heißt: nur für Fälle, die nicht unter die Übergangsre-

gelung fallen - ist die Überbrückungsbeihilfe bei der 
Arbeitslosenhilfe als Einkommen zu berücksichtigen. 

Diese Änderung des § 138 AFG beruhte auf der 
Überlegung, daß das Erbringen der aus Steuermit-
teln des Bundes finanzierten Arbeitslosenhilfe nicht 
mehr vertretbar ist, soweit der Arbeitslose auf andere 
Weise - zum Beispiel durch eine Nettolohngarantie 
seines früheren Arbeitgebers - gesichert ist. Nur 
nachrangige gesetzliche Leistungen, wie zum Bei-
spiel die Sozialhilfe, bleiben unberücksichtigt. Eine 
Ausnahmeregelung für Tarifverträge, bei denen eine 
Mißbrauchssituation nicht besteht, wäre praktisch 
kaum handhabbar und unter Gleichbehandlungsge-
sichtspunkten wohl auch bedenklich. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 

Bitte. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Herr Staatssekretär, 
war die Änderung des AFG überhaupt für diesen 
Personenkreis gedacht? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Aber selbstver-
ständlich. Warum soll sie für diesen besonderen Per-
sonenkreis nicht gedacht sein? Wir können doch 
nicht sagen, daß es Arbeitnehmer erster und zweiter 
Klasse gibt. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Wäre für Sie dann ein 
Ausnahmetatbestand, wie etwa der für die Beschäf-
tigten in der Montanindustrie, denkbar? Würden Sie 
eine solche Gesetzesänderung mittragen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Eine Gesetzes-
änderung, die vorsieht, daß jemand, nur weil er bei 
einem großen Arbeitgeber beschäftigt ist - zum Bei-
spiel beim Bund -, bessergestellt wird, tragen wir 
nicht mit. Die Arbeitnehmer in den kleinen Unter-
nehmen würden außen vor gelassen werden. Das 
kann - das ist meine persönliche Meinung - natürlich 
nicht in Frage kommen. Es kann nicht sein, daß der, 
der in einem großen Bet rieb mit einer starken Ge-
werkschaft beschäftigt ist, besser gestellt wird als 
der, der in einem kleinen Bet rieb arbeitet. 

Ich bin allerdings der Meinung - darauf komme 
ich in der Antwort auf Ihre zweite Frage zurück -, 

daß es sehr wohl Möglichkeiten gibt, daß die Tarif-
vertragsparteien, die die Ausgestaltung der Arbeits-
verhältnisse zu verantworten haben, hier eine bes-
sere Lösung finden - aber nicht auf Kosten der Allge-
meinheit. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, Sie 
wollten eine Zusatzfrage stellen? 
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Klaus Hagemann (SPD): Ja. - Sieht das BMA die 
Möglichkeit, dieses Problem durch eine Rechtsver-
ordnung zu lösen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Nein. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dazu eine Zu-
satzfrage? - Bitte. 

Lydia Westrich (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
eine Rechtsverordnung nicht möglich ist, frage ich 
Sie: Welche Vorschläge könnten dann von der Bun-
desregierung bezüglich möglicher Tarifverhandlun-
gen gemacht werden? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Die Bundesre-
gierung ist natürlich an das Gesetz gebunden. Es gilt 
für alle gleichermaßen. Das hindert aber das Finanz-
ministerium nicht daran - das wurde ja in der Ver-
gangenheit bereits gemacht; ich lese hier: seit Au-
gust 1997 -, Gespräche mit den Beteiligten zu führen, 
um zu einer befriedigenden Lösung auch für die 
Zivilangestellten zu kommen, die nicht unter die 
Übergangsregelung fallen und keine Altfälle sind. 
Hinzufügen darf ich, daß ich persönlich nicht glaube, 
daß es sehr viele sein werden, die Arbeitslosenhilfe 
beziehen. Der größere Teil ist nach meiner Einschät-
zung arbeitslosengeldberechtigt. In diesem Zusam-
menhang stellt sich die Frage überhaupt nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
die Frage 10 des Kollegen Dr. Schäfer auf: 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre jetzige Haltung mit 
der Aussage in der Denkschrift zum Abschluß des Tarifvertra-
ges zur Sozialen Sicherung (TASS) von 1971, die folgendes auf-
führt: „Mit diesem Tarifvertrag ist ein Instrumentarium geschaf-
fen worden, das neben den bereits bestehenden Möglichkeiten 
des Arbeitsförderungsgesetzes den besonderen Belangen die-
ses Personenkreises Rechnung trägt ... Die seit Jahren be-
stehenden Sorgen der Arbeitnehmer bei den verbündeten 
Streitkräften um Verbesserung ihrer sozialen Sicherung sind 
nicht aus der Aktualität des Tages begründet. Der Tarifvertrag 
hebt deshalb folgerichtig nicht auf die Tagesaktualitäten ab"? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, da 
die Tarifvertragsparteien und die ehemaligen Arbeit-
nehmer der alliierten Streitkräfte nicht darauf ver-
trauen konnten, daß das vom Tarifvertrag vorausge-
setzte Recht auf Dauer unverändert fortbesteht, ist es 
nach Änderung der Rechtslage jetzt Aufgabe der am 
Tarifvertrag „Soziale Sicherung" beteiligten Tarifpar-
teien, für die Bezieher von Überbrückungsbeihilfe, 
die nicht unter die Regelungen des Vertrauensschut-
zes fallen, eine für beide Seiten zufriedenstellende 
Lösung zu finden. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat mir in 
diesem Zusammenhang mitgeteilt, daß es bereits im 
August 1997 außertariflich entschieden hat, in Fällen, 
in denen Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Bedürftig-
keitsprüfung ausschließlich und nur wegen der An-
rechnung der Überbrückungsbeihilfe nicht gezahlt 
werden kann, die Überbrückungsbeihilfe nach der  

ungekürzten Arbeitslosenhilfe ohne Berücksichti-
gung der im Tarifvertrag vorgesehenen 52-Wochen-
Begrenzung weiter zu zahlen, längstens jedoch bis 
zum Ablauf des Anspruchszeitraumes. Außerdem 
werden derzeit mit den Gewerkschaften intensive 
Gespräche mit dem Ziel geführt, finanzielle Einbu-
ßen des betroffenen Personenkreises durch Verbes-
serungen der tarifvertraglichen Leistungen im Rah-
men einer Härtefallregelung zumindest teilweise 
auszugleichen. Es besteht hier also guter Wille auf 
seiten des Finanzministeriums, zu einer Verbesse-
rung für diesen Personenkreis zu kommen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Die Bundesregierung 
hat 1971 von „besonderen Belangen" dieses Perso-
nenkreises gesprochen. Diese besonderen Belange 
bestehen nach wie vor. Wird durch die Haltung der 
Bundesregierung nicht der Vertrauensschutz aufge-
kündigt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Die Bundesre-
gierung fühlt sich für diese Belange natürlich auch in 
der Zukunft besonders verantwortlich. Sonst wären 
diese Verhandlungen mit dem Ziel, etwas zu errei-
chen, ja nicht aufgenommen worden. Wenn man der 
Meinung wäre, das wäre ganz anders zu behandeln, 
dürfte man auch diese Verhandlungen nicht führen. 
Man hätte die Übergangsregelung nicht gebraucht, 
und man hätte die zusätzliche Regelung, von der ich 
vorhin gesprochen habe, nicht gebraucht. Die beson-
dere Situation wird hier also voll berücksichtigt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Hansjörg Schäfer (SPD): Ich darf noch einmal 
nachfragen. Die Bundesregierung tritt hier in einer 
Doppeleigenschaft auf: als Tarifpartner einerseits 
und als Gesetzgeber andererseits. Insofern: Ist nicht 
auch beim Erhalt des Vertrauensschutzes eine beson-
dere Sorgfalt zu gewährleisten? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich kann mich 
nur wiederholen: Gerade diese besonderen Erf order-
nisse haben die Bundesregierung veranlaßt, etwas zu 
tun, was über die normale Arbeitslosenhilfe hinaus-
geht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage zu 
Frage 10? - Bitte. 

Lydia Westrich (SPD): Aus Ihrer Antwort ersehe 
ich, Herr Kraus, daß Sie ebenfalls die Auffassung ver-
treten, daß die besondere Situation dieses Personen-
kreises - nicht vergleichbar zum Beispiel mit der Si-
tuation der Arbeitnehmer in kleinen Bet rieben, auf 
die Sie im Zusammenhang mit der vorigen Frage hin-
gewiesen haben und bei denen Sie eine Ungleichbe-
handlung ausgeschlossen sehen wollten - aus poli- 
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tischvölkerrechtlichen Entscheidungen entstanden 
ist, wie zum Beispiel aus den Konsequenzen des 
Vier-plus-Zwei-Vertrages, und daß schon deswegen 
eine andere Behandlung geboten ist. Ich habe zum 
Beispiel in meinem Wahlkreis eine Interessenge-
meinschaft „Soziale Absicherung". Der Personen-
kreis scheint also nicht ganz so klein zu sein, wie Sie 
vermuten. Haben Sie da konkrete Zahlen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich habe keine 
konkreten Zahlen. Das ist dem Parlament auch schon 
mehrfach bekanntgegeben worden. Es wäre sehr 
verkürzt gesehen, wenn Sie soziale Sicherung nur 
auf die Situation der Arbeitslosenhilfeempfänger be-
ziehen würden. Das ist sehr viel mehr. Das beginnt 
schon bei den Menschen, die entlassen werden, bei 
den Möglichkeiten der Wiedereingliederung, des Ar-
beitslosengeldes und der Überbrückungsbeihilfe. 
Das ist ein ganzes Stück mehr. Die Tatsache, daß es 
solche Interessengemeinschaften gibt, kann nicht zu 
der Meinung verleiten, daß dieser Personenkreis 
sehr groß ist, wobei ich über die Größe jetzt gar keine 
Betrachtungen anstellen will. 

Zu Ihrer Frage nach der besonderen rechtlichen 
Stellung: Was ich vorhin sagte, kann doch auch von 
Ihnen nicht anders gesehen werden. Wenn der Ge-
setzgeber ein Arbeitsförderungsgesetz schafft, kann 
er kein Gesetz machen, in dem er vorsieht, daß für 
bestimmte Angestelltengruppen oder Arbeitergrup-
pen in bestimmten Bereichen andere Bedingungen 
gelten sollen als für die breite Masse der Arbeitneh-
mer. Das ist schlechterdings ausgeschlossen. Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß das von Ihnen ernst-
haft gefordert wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ha-
gemann. 

Klaus Hagemann (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
die geschätzte Zahl von 6 000 Betroffenen nach Ihrer 
Einschätzung richtig sein? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ich muß das 
wirklich schätzen; ich bitte Sie, mich nicht darauf 
festzunageln. Ich glaube nicht, daß es 6 000 solcher 
Arbeitslosenhilfeempfänger gibt. Arbeitslosengeld-
empfänger gibt es sicher mehr, aber in bezug auf Ar-
beitslosenhilfeempfänger scheint mir diese Zahl zu 
hoch geschätzt zu sein. 

(Karl Diller [SPD]: Bemühen Sie sich doch 
einmal, das herauszufinden!) 

- Herr Diller, Sie wissen genau, daß dafür die Bun-
desanstalt für Arbeit zuständig ist. Der Bundesanstalt 
für Arbeit wirft man vor, daß sie zu viele Statistiken 
haben will und deshalb verbürokratisiert ist. Ich bitte 
den Haushaltspolitiker Diller, sich für eine Möglich-
keit zu entscheiden: mehr Bürokratie und mehr Ko

-

sten oder das, was er bisher immer vertritt, nämlich 
weniger nicht unbedingt erforderliche Arbeit. 

(Zurufe von der SPD: Das muß doch mit 
Bordmitteln möglich sein! - Wenn es um 
Schicksale von Menschen geht, kann doch 

nichts zu teuer sein!)  

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich bedanke 
mich, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, auch 
für die Beantwortung der nicht gestellten Frage. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung auf. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Klaus 
Rose bereit. 

Ich rufe die Frage 11 des Kollegen Klaus Hage-
mann auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
jüngst ergangenen Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(AZ: BVerwG 8 C 21.97) zur Einberufung junger Wehrpflichti-
ger, denen auf Grund der Einberufung der Verlust eines Ausbil-
dungsplatzes, für den eine feste Zusage, aber noch kein Lehr-
vertrag besteht, drohen würde, und in welcher Form finden die 
im Zuge dieses Urteils erweiterten Zurückstellungsmöglichkei-
ten für diejenigen, die eine zugesagte Ausbildung nach dem 
Wehrdienst „hinreichend wahrscheinlich weder an derselben 
Stelle noch anderweitig nachholen" können und denen da-
durch der Zugang zu dem angestrebten Beruf „endgültig oder 
auf längere Zeit" verlorenginge, ihren konkreten Niederschlag 
in der Einberufungspraxis sowie den hierzu von der Bundes-
regierung erlassenen Richtlinien, um von vorneherein entspre-
chende „Härtefälle" und juristische Auseinandersetzungen zu 
vermeiden? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, die Wehr-
ersatzbehörden sind bereits kurze Zeit, nachdem das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. Okto-
ber 1997 schriftlich vorlag, durch Übersendung der 
Entscheidung und erläuternde Hinweise zu den 
darin enthaltenen Modifikationen gegenüber der bis-
herigen Rechtsprechung unterrichtet worden. Die 
Wehrersatzbehörden werden das Urteil bei ihren 
Entscheidungen beachten.  

Mit seiner Entscheidung vom 24. Oktober 1997 hat 
das Bundesverwaltungsgericht lediglich seine bishe-
rige Rechtsprechung zur Zurückstellung wegen des 
drohenden Verlustes einer besonderen beruflichen 
Chance geringfügig modifiziert. Hatte das Gericht 
bisher eine die Zurückstellung vom Wehrdienst 
rechtfertigende besondere Härte nur bei drohendem 
endgültigen Verlust einer vertraglich abgesicherten 
außergewöhnlichen Möglichkeit der beruflichen 
Ausbildung angenommen, reicht künftig zur An-
nahme einer besonderen Härte schon der wehr-
dienstbedingte Verlust einer bereits zugesagten ge-
sicherten Ausbildungsmöglichkeit für einen gewöhn-
lichen Ausbildungsberuf. 

Dies gilt jedoch nur dann, wenn der Betroffene 
nach Ableistung des Wehrdienstes die Ausbildung 
für den gleichen Beruf mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit weder an derselben Stelle noch ander-
weitig nachholen kann oder dies nur mit einem zu-
sätzlichen unverhältnismäßigen Zeitverlust möglich 
ist. In diesen Fällen werden die Wehrersatzbehörden 
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die betroffenen Wehrpflichtigen von Beginn der Aus-
bildung an vom Wehrdienst zurückstellen. 

Die praktische Relevanz der gerichtlichen Ent-
scheidung wird jedoch vergleichsweise gering sein, 
da Wehrpflichtige ohne Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife nach dem Wehrpflichtgesetz für eine erste 
Berufsausbildung ohnehin vom Wehrdienst zurück-
gestellt werden und im übrigen bei bereits geschlos-
senem Ausbildungsvertrag das Arbeitsplatzschutz - 
gesetz den Wehrpflichtigen ihren Ausbildungsplatz 
sichert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Klaus Hagemann (SPD): Gerade angesichts der 
schwierigen Situation auf dem Lehrstellen- bzw. Aus-
bildungsplatzmarkt kommen immer mehr Wehr-
pflichtige zu mir und meinen Kollegen in die Sprech-
stunde, die eine Befreiung vom Wehrdienst oder eine 
großzügigere Entscheidung der Kreiswehrersatzäm-
ter erreichen wollen. Ist die Bundesregierung bereit, 
die Richtlinien der Kreiswehrersatzämter so zu lok-
kern, daß mehr Spielraum vorhanden ist, so daß der 
Kreis derjenigen, von dem Sie gesprochen haben, 
oder beispielsweise diejenigen, die die Fachober-
schule abgeschlossen haben und dann eine Lehre 
machen, stärker berücksichtigt werden können? Ist 
die Bundesregierung bereit, hier mehr Entgegen-
kommen zu zeigen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege, wir zeigen 
schon immer viel Entgegenkommen. Es gibt, wenn 
man die Praxis kennt, immer wieder Möglichkeiten, 
auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, aber auch 
auf Grund des vorhandenen Ermessensspielraums zu 
helfen. So machen wir zum Beispiel bei arbeitslosen 
Wehrpflichtigen durchaus Druck, daß sie rechtzeitig 
ihren Wehrdienst ableisten. Bei anderen, die in Besitz 
der Hochschul- bzw. Fachhochschulreife eine ent-
sprechende Ausbildung begonnen haben, die schon 
zu einem Drittel abgeschlossen ist, ermöglichen wir 
es, daß sie zurückgestellt werden. 

Wenn sich Ihre Frage aber darauf richtet, ob man 
heute jemanden auf Grund des Arguments „Sonst 
bekommt man überhaupt keinen Ausbildungsplatz" 
insgesamt vom Wehrdienst zurückstellen kann, dann 
muß ich dazu sagen: Das gibt das Wehrpflichtgesetz 
nicht her. Wir denken da auch nicht an eine Verände-
rung. Die Wehrpflicht wird weiterhin bestehen. 
Wenn man sich die Fälle im einzelnen anschaut, stellt 
man, wenn man intensiv nachschaut, oft fest - da 
geht es Ihnen sicher wie mir -, daß bereits öfter ein-
mal vom Wehrdienst zurückgestellt worden ist und 
daß der konkrete Einzelfall, in dem man nicht helfen 
kann, schon verhältnismäßig selten ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? - Bitte. 

Klaus Hagemann (SPD): Es geht mir nicht um 
Drückebergerei oder um eine grundsätzliche Frei-
stellung vom Wehrdienst, sondern darum, daß man  

hier mehr Entgegenkommen zeigt. Wie beurteilen 
Sie das? Warum gibt es in den Sprechstunden - si-
cherlich nicht nur bei mir, sondern bei vielen Kolle-
gen - immer mehr Beschwerden über die unflexible 
Haltung gerade der Kreiswehrersatzämter? Wie kön-
nen wir das noch stärker in den Griff bekommen, um 
die Jugendlichen nicht zu verprellen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Das ist eine gemeinsame 
Aufgabe. Wer Mitglied des Verteidigungsausschus-
ses ist, weiß, wieviel schon darüber diskutiert wurde 
und daß man sich dahinterklemmt und in Zusam-
menarbeit mit den Wehrersatzbehörden - das heißt 
mit den Kreiswehrersatzämtern und den vielen Bera-
tern - immer wieder Fortschritte gemacht hat. 

Wenn auf Grund des Urteils der Eindruck erweckt 
wurde, als ob möglicherweise jeder, der die Zusage 
zu einem Ausbildungsplatz hat, nicht zur Bundes-
wehr muß, dann ist das eine Fehlinterpretation. Dann 
nämlich könnte jeder sagen: Ich lasse mir einen Aus-
bildungsplatz zusagen; ob ich ihn antrete oder nicht, 
ist eine andere Sache. Die Zusage allein würde schon 
dazu führen, nicht zur Bundeswehr zu müssen. - Ich 
glaube, daß da manchmal ein gewisses Mißverständ-
nis vorliegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, Ihren bisherigen Antworten entnehme ich, 
daß Sie prinzipiell guten Willens sind, auf dem Wege 
weiterzugehen, im Rahmen der möglichen Ermes-
sensentscheidungen dort, wo es wirklich nötig ist, zu 
helfen. Können Sie sich vorstellen, daß das durch Er-
lasse oder ähnliche Vorschriften, die alle Kreiswehr-
ersatzämter erreichen, noch verfestigt wird? Ich halte 
es für sehr wichtig, daß dies nicht nur Einzelfallent-
scheidungen bleiben und daß man, ohne gesetzliche 
Änderungen herbeiführen zu müssen, vielleicht auf 
dem Wege des Erlasses noch mehr als bisher tut. 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Schmidt, na-
türlich kann man auf dem Wege des Erlasses auch 
noch einiges tun. Man kann aber auch, wie wir es 
bisher machen, durch eine Reihe von Gesprächen, 
Besuchen und ständigen Konferenzen der zuständi-
gen Fachleute das Bewußtsein wecken, auf die jun-
gen Leute zugehen zu müssen. Wir haben deshalb 
eine neue Form des Wehrersatzwesens - auch im 
Hinblick darauf, daß die Kreiswehrersatzämter mit 
einem neuen Auskunfts- und Beratungszentrum ver-
sehen werden, welches flächendeckend schon weit-
gehend umgesetzt worden ist -, um auch mit Hilfe 
moderner Computermethoden möglichst schnell auf 
den einzelnen eingehen zu können, dessen Wünsche 
zu berücksichtigen, ihn auch bezüglich des zeitli-
chen Wehrpflichteinsatzes zu informieren. 

Wir bemühen uns also - ich greife auf, was Sie 
freundlicherweise gesagt haben -, auf diesem Weg 
weitere Fortschritte zu erzielen, also möglichst 
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schnell auf die konkreten Anliegen der Leute reagie-
ren zu können. Der Grundsatz aber, daß man den 
Wehrdienst möglichst früh ableisten soll, ist damit 
nicht aufgelöst. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage der 
Kollegin Westrich. 

Lydia Westrich (SPD): Ich kann nicht genug beto-
nen, daß die Haltung, die Sie uns gegenüber jetzt 
eingenommen haben, eine andere ist als die, die bei 
den Kreiswehrersatzämtern vorherrscht. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ich hatte in der Vergangenheit verschiedene Fälle, 
in denen die Kreiswehrersatzämter gesagt haben: 
Ausbildungsplatzzusage oder selbst unterschriebe-
ner Ausbildungsvertrag sind kein Grund dafür, daß 
der Wehrdienst nicht angetreten werden muß. - Ich 
lebe in einer Region, in der es runde Tische gibt, in 
der sich alle öffentlichen Partner zusammenschlie-
ßen, um für die jungen Leute Ausbildungsplätze zu 
bekommen. Dort gibt es 1400 Leute, die einen Aus-
bildungsplatz suchen, und 900 angebotene Ausbil-
dungsplätze. Das heißt: Es müssen wirklich alle Mög-
lichkeiten genutzt werden. - Wenn in einer solchen 
Situation ein junger Mensch einen Ausbildungsplatz 
gefunden hat und dann eingezogen wird, kann der 
Ausbildungsplatz nachher weg sein, weil die Firma 
in Konkurs geraten ist, was bei uns öfter einmal pas-
siert. 

Sind Sie gewillt, diese Haltung, die Sie uns jetzt 
offeriert haben, zeitnah, also bereits in diesem Aus-
bildungsjahr, an die Kreiswehrersatzämter weiterzu-
leiten? Oder sollen wir uns in solchen Fällen sofort an 
das Verteidigungsministerium wenden und nicht erst 
versuchen, bei den Kreiswehrersatzämtern den jun-
gen Menschen zu ihrem Recht zu verhelfen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Ich habe erst heute Dis-
kussionen geführt, in denen Kollegen zunächst mo-
niert hatten, daß in gewissen Kreiswehrersatzämtern 
nicht sensibel genug gehandelt würde. Auf konkrete 
Nachfrage hin haben sie gesagt: Nein, nein, so haben 
wir das nicht gemeint. - Das ist also, wenn man sich 
dies in der Praxis ansieht, manchmal zu relativieren. 

Zu dem konkreten Fall, den Sie angesprochen ha-
ben: Wenn jemand bereits einen schriftlichen Ausbil-
dungsvertrag hat, dann unterliegt er nach dem Wehr-
dienstgesetz der Bestimmung, daß er nach Ablei-
stung des Wehrdienstes diesen Ausbildungsplatz 
auch bekommen muß. Das ist ganz eindeutig; da be-
steht kein Widerspruch. Das Kreiswehrersatzamt, das 
Sie angesprochen haben, verhält sich konform. Nur 
wenn Sie den Betrieb zufälligerweise kennen und 
wissen, daß im nächsten Jahr die Auftragslage ganz 
anders ist und deshalb vielleicht kein Auszubilden-
der eingestellt werden kann, gäbe es noch einen 
Ermessensspielraum. Ansonsten aber ist klar festge-
legt, daß er einen rechtlich abgesicherten Anspruch 
auf den Ausbildungsplatz hat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Herr Staatssekretär, 
die rechtliche Seite ist das eine, und die Wirklichkeit 
ist das andere. Die Bet riebe, von denen Frau Kollegin 
Westrich gesprochen hat und über deren Lage auch 
ich - zum Beispiel aus meinem Wahlkreis - Kenntnis 
habe, sind ja häufig nur in der Lage, alle drei oder 
dreieinhalb Jahre einen Auszubildenden einzustel-
len, können also nicht jedes Jahr einen Ausbildungs-
platz zur Verfügung stellen. Nun ist die Dauer des 
Grundwehrdienstes auf zehn Monate beschränkt. 
Das Ausbildungsjahr beginnt im August oder Sep-
tember. Vielleicht wird es dem Betrieb möglich sein, 
einen anderen qualifizierten Auszubildenden zu fin-
den, möglicherweise auch nicht. Das heißt, faktisch 
nützen die einschlägigen Bestimmungen des Wehr-
pflichtgesetzes nichts, wenn es zu dem Ergebnis 
kommen kann, daß der Auszubildende nach zehn 
Monaten zurückkommt und im Bet rieb, der ihn 
eigentlich nehmen wollte, gesagt wird: Jetzt haben 
wir einen anderen genommen; jetzt müssen Sie zwei-
einhalb Jahre warten, bis wir wieder einen brauchen. 

Das ist letztlich nicht einklagbar. Stimmen Sie nicht 
mir zu, daß es vor diesem Hintergrund sinnvoller 
wäre, sich in einer solchen für junge Männer beson-
ders schwierigen Situation nicht auf das Wehrpflicht-
gesetz zurückzuziehen, sondern bei unterschriebe-
nem Ausbildungsvertrag tatsächlich jederzeit eine 
Freistellung zu gewährleisten und nicht auf die 
Rückkehr des Betroffenen zu warten? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Erstens, Frau Kollegin, 
gibt es keine Freistellung, sondern nur immer wieder 
eine Zurückstellung. 

(Dr. Barbara Hend ricks [SPD]: Zurückstel

-

lung, ja!) 

Zweitens haben Sie mir - die Kollegen, die Fußball 
spielen, sehen mir diesen bildlichen Ausdruck nach - 
eine Steilvorlage geliefert. In dem Fall, von dem Sie 
gesprochen haben, daß es nämlich Betriebe gibt, die 
nur alle drei Jahre einen Auszubildenden brauchen, 
die aber einen bestimmten Jugendlichen im Visier 
haben und ihm möglicherweise auch einen Ausbil-
dungsvertrag angeboten haben, kann man mit der 
Begründung, daß der Ausbildungsplatz nur zu einem 
bestimmten Zeitpunkt frei ist und der Auszubildende 
nur dann im Bet rieb gebraucht wird, beim Kreiswehr-
ersatzamt auch das entsprechende Entgegenkom-
men erwarten. Man kann ja genau sagen, wann der 
Betreffende seine Lehre antreten muß und wann 
nicht. Hier liegt ein konkreter Fall vor, daß man im 
Rahmen des Ermessensspielraums auch helfen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Fragen 12 und 13 sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Frage 14 ist zurückgezogen worden. 
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Ich rufe jetzt die Frage 15 des Kollegen Günter 
Graf auf: 

Hat die Bundesregierung ihre Überlegungen bezüglich der 
Privatisierung der Überwachung von Bundeswehreinrichtun-
gen durch Standort-Wachen (STAN-Wachen) abgeschlossen, 
und zu welchen Ergebnissen ist sie dabei insbesondere hin-
sichtlich der Privatisierung der STAN-Wache bei der Marine

-

funksendestelle in Ramsloh/Saterland gekommen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Lieber Kollege Graf, im 
Hinblick auf die Vorgaben der Bundeshaushaltsord-
nung ist die Bundeswehr verpflichtet, auch bei der 
Bewachung von Liegenschaften die kostengünstigste 
Lösung zu wählen, soweit die Grundforderungen der 
militärischen Sicherheit erfüllt sind. Im Rahmen der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind deshalb alle 
in Betracht kommenden Alternativen, das heißt auch 
die möglichen Formen gewerblicher Wachleistungen 
zu vergleichen. 

Bei der einzelfallbezogenen Prüfung einer Reihe 
von Liegenschaften hat sich ergeben, daß gewerb-
liche Bewachung vielfach kostengünstiger ist als 
eine Absicherung mittels STAN-Wachpersonals. 

Für den Standort Saterland-Ramsloh hat eine wirt-
schaftliche Grobschätzung ergeben, daß der erfor-
derliche Bewachungsumfang im Betreibermodell 
Absicherung - einer Form der gewerblichen Bewa-
chung mit umfassendem Technikeinsatz und be-
trächtlicher Personalreduzierung - deutlich kosten-
günstiger zu verwirklichen wäre als mit einer STAN-
Bewachung. 

Die Einführung des Betreibermodells Absicherung 
ist aber nicht nur an die Auflagen der militärischen 
Sicherheit und der Wirtschaftlichkeit gebunden, son-
dern setzt auch die Möglichkeit eines sozial verträgli-
chen Personalabbaus voraus. Da zur Zeit das STAN-
Wachpersonal nicht in erforderlichem Umfang sozial 
verträglich reduziert werden kann, ist die Fortset-
zung der Realisierbarkeitsuntersuchung für das Be-
treibermodell Absicherung am Standort Saterland-
Ramsloh zunächst ausgesetzt worden. Aus demsel-
ben Grund kommen dort  auch andere Formen der 
gewerblichen Bewachung derzeit nicht in Betracht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, Herr Kollege Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Da Sie, Herr 
Staatssekretär, das Wort „zunächst" gebraucht ha-
ben, möchte ich Sie fragen: Haben Sie eine Vorstel-
lung über den zeitlichen Ablauf? Es wird ja so eine 
Art Sozialplan oder Überlegungen dahin gehend ge-
ben, wie die Beschäftigten künftig verwendet wer-
den sollen. Da gibt es sicherlich einen Plan über den 
zeitlichen Ablauf. Können Sie das ein wenig näher 
ausführen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Ich will noch einmal beto-
nen, daß wir, obwohl wir gehalten sind, Wirtschaft-
lichkeitserwägungen zu berücksichtigen, in diesem 
konkreten Fall die Sozialverträglichkeit höher bewer-

ten. Deshalb wird die STAN-Bewachung weiterhin 
durchgeführt. Natürlich wird man darauf drängen 
müssen - damit nicht der Bundesrechnungshof und 
andere sagen können, wir kümmerten uns nicht um 
entsprechende Vorgaben -, daß man möglichst zeit-
nah zu einer anderen Lösung kommt, die wirtschaft-
licher ist. 

Jetzt im einzelnen darzulegen, wie viele der betrof-
fenen Personen wann in sozial verträglicher Weise 
eine andere Verwendung erhalten können, ist mir 
momentan nicht möglich. Wir können Ihnen diese 
Angaben über Einzelfälle aber noch nachliefern. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Ich wollte Sie 
nicht abwimmeln, Frau Kollegin Iwersen. Sie sollen 
nur nicht so lange stehen. Er hat noch eine Zusatz-
frage. Ich habe nur aus Fürsorgegründen gehandelt. 

Bitte, Herr Kollege Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ich habe mich mit einer Frage vor langer Zeit an 
Ihr Haus gewandt. Mir ist seinerzeit angekündigt 
worden, daß ich, sobald die Untersuchungen abge-
schlossen sein werden, Nachricht bekomme. Dies ist 
nicht der Fall gewesen. Ich habe meine Frage heute 
gestellt, weil ich der Zeitung unter der Überschrift 
„Die Jobs sind alle gesichert", was bei den Betroffe-
nen natürlich Freude ausgelöst hat, entsprechende 
Informationen entnehmen konnte. Mich hat irritiert, 
daß ich eine solche Information über die Zeitung be-
komme und gezwungen bin, hier nachzufragen. Wie 
erklärt sich das? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Wie erklärt sich das? Das 
weiß ich nicht. Manchmal wissen Zeitungen eher 
etwas als andere. Soweit ich informiert bin, haben 
Sie Anfang Herbst vorigen Jahres eine Anfrage an 
einen Kollegen von mir gerichtet. Sie haben dann be-
reits Anfang Oktober eine Antwort bekommen, seit-
her aber nicht mehr. Daß sich seither von Ihrer Seite 
nichts mehr getan hat und von unserer Seite auch 
nicht, liegt möglicherweise an der Kommunikation. 
Ich weiß nicht, ob ein anderer oder ein Journalist 
nachgefragt und eine Auskunft bekommen hat. Es 
muß wohl so gewesen sein, sonst könnte nichts in der 
Zeitung stehen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Jetzt Frau Kolle-
gin Iwersen. 

Gabriele Iwersen (SPD): Herr Staatssekretär, es ist 
bekannt, daß privatisierte Wachen preiswerter sind 
als die STAN-Wachen. Kann das darauf zurückzu-
führen sein, daß diese Arbeitsverhältnisse nicht so-
zialversichert sind, also 620-DM-Jobs vorliegen? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: So weit würde ich nicht 
gehen. Es ist auch nicht die Aufgabe des Bundesver-
teidigungsministeriums. Für uns kommt es darauf an, 
daß die militärische Absicherung gewährleistet ist. 
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Wir wissen, daß private Firmen mit weniger Personal 
auskommen - nicht unbedingt mit schlechter bezahl-
tem; das kann ich nicht bestätigen -, weil sie eine an-
dere technische Voraussetzung bieten. Wenn diese 
technische Voraussetzung auch von der Bundeswehr 
geschaffen würde, könnte möglicherweise auch bei 
uns weniger Personal genügen. Wir befinden uns in 
entsprechenden Untersuchungen. Wir stellen ständig 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen an. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatzfra-
gen. Dann danke ich dem Herrn Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit auf. Zur Beantwortung steht 
die Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl bereit. 

Ich rufe Frage 16 des Kollegen Dieter Heistermann 
auf: 

Kann ein Sozialamt freiwillig krankenversicherte Sozialhilfe-
empfänger auffordern, eine bestimmte Krankenkasse zu wäh-
len bzw. zu einer bestimmten Kasse zu wechseln? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Heistermann, wenn Sie einverstanden sind, würde 
ich gern beide Fragen im Zusammenhang beantwor-
ten. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Er ist einverstan-
den. Dann rufe ich auch Frage 17 auf: 

Besteht eine gesetzliche Grundlage dafür, daß ein Sozialamt 
bei den Sozialhilfeempfängern, die der Aufforderung zum 
Wechsel zu einer bestimmten Krankenkasse nicht nachkom-
men, die Beitragsdifferenz von der Sozialhilfe abzieht? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Zunächst, Herr 
Kollege Heistermann, muß ich darauf hinweisen, daß 
für die Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes 
und damit auch für die Entscheidung im Einzelfall 
verfassungsrechtlich die Behörden in den Ländern, 
hier insbesondere die örtlichen Kommunalbehörden, 
zuständig sind, die der Weisung des Bundes nicht 
unterliegen. 

Allgemein ist zu bemerken, daß der Sozialhilfeträ-
ger nicht berechtigt ist, auf die Krankenkassenwahl 
des freiwillig versicherten Sozialhilfeempfängers 
unmittelbar Einfluß zu nehmen. Allerdings kann der 
Sozialhilfeträger im Einzelfall bei seiner Entschei-
dung über die Höhe des sozialhilferechtlich ange-
messenen Bedarfs gegebenenfalls bestehende Mög-
lichkeiten der Wahl einer Krankenkasse mit niedri-
gerem Beitragssatz durch den Hilfeempfänger be-
rücksichtigen. 

Dies gilt auch in den Fällen, in denen die Über-
nahme des Beitrages zur Krankenversicherung durch 
Rechtsanspruch sozialhilferechtlich nach § 13 Abs. 1 
BSHG gesichert ist, weil der Sozialhilfeträger nach 
§ 4 Abs. 2 BSHG auch in diesen Fällen über das Maß 
der Hilfe, also auch über die Höhe der Geldleistung, 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden hat. 
Er ist also nicht gehalten, Krankenkassenbeiträge  

auch in sozialhilferechtlich nicht angemessener Höhe 
zu übernehmen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
ist die Wahlfreiheit eines Sozialhilfeempfängers bei 
der Auswahl seiner Krankenkasse damit einge-
schränkt, oder hat er die Wahlfreiheit wie jeder an-
dere Versicherte auch? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
ich denke, daß der Sozialhilfeempfänger genau die 
gleiche Wahlfreiheit wie jeder andere Versicherte 
hat. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Denke oder 
weiß?) 

- Er hat sie. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Dieter Heistermann (SPD): Können Sie eine Ant-
wort  auf die folgende Frage geben, Frau Staatssekre-
tärin: Würden nicht einige Krankenkassen einseitig 
belastet, wenn die kommunalen Entscheidungsbe-
hörden die Sozialhilfeempfänger verpflichten wür-
den, in die jeweils preiswerteste Krankenkasse ein-
zutreten? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
mir ist bekannt, daß Sozialhilfeträger für Sozialhilfe-
empfänger Verträge mit Krankenkassen abschließen. 
Dabei wird natürlich die Höhe des Beitragssatzes be-
rücksichtigt. Ich kann aber nicht feststellen, daß sich 
durch die Entscheidung für eine günstige Kranken-
kasse die Leistungen für die Sozialhilfeempfänger 
gegenüber denen einer anderen Krankenkasse ver-
schlechtern. 

Umgekehrt müßte der Sozialhilfeträger, wenn der 
Sozialhilfeempfänger seine Krankenkasse selbst 
wählen würde und wenn diese Krankenkasse einen 
höheren Beitragssatz hätte als eine von den kommu-
nalen Entscheidungsbehörden gewählte, diesen hö-
heren Beitragssatz nicht voll zahlen. Dann wäre der 
entsprechende Differenzbetrag vom Sozialhilfeemp-
fänger selbst zu tragen. 

Ich darf vielleicht hinzufügen, daß ein Sozialhilfe-
empfänger, der Hilfe zum Lebensunterhalt nur für 
einen kurzen Zeitraum erhält, die Krankenkasse in 
der Regel sowieso nicht wechseln muß, sondern in 
seiner bisherigen Krankenkasse bleiben kann. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Sie haben noch 
zwei Zusatzfragen, Herr Kollege Heistermann. 

Dieter Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, 
wenn jemand vom Sozialamt eine wie auch immer 
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ausgewählte Krankenkasse zugewiesen bekommt, 
die 50 Kilometer von seiner Wohnung entfernt liegt: 
Ist gesetzlich geregelt, daß dem Sozialhilfeemp-
fänger die damit verbundenen Mehraufwendungen 
- zum Beispiel die Kosten, die entstehen, wenn er bei 
dieser Krankenkasse persönlich vorsprechen muß - 
erstattet werden? Denn er muß ja auch hinnehmen, 
daß die eben erwähnte Beitragsdifferenz von seiner 
Sozialhilfe abgezogen wird. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
Sie erwarten wahrscheinlich nicht, daß ich jetzt eine 
Wertung vornehme. Ich habe gesagt: Für die Ausfüh-
rung sind die Länder zuständig. Die zuständige Lan-
desbehörde müßte im Einzelfall prüfen, ob dieses 
Vorgehen gerechtfertigt ist. 

Dieter Heistermann (SPD): Danke schön. Ich habe 
keine weitere Zusatzfrage. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gibt es sonst 
noch Zusatzfragen? - Nein. 

Dann rufe ich die Frage 18 des Kollegen Rudolf 
Bindig auf: 

Hat die Bundesregierung, welche in ihrer Stellungnahme 
zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (Beschluß des Bundesrates vom 6. Fe-
bruar 1998) diese Initiative zu Leistungsbeschränkungen im 
Asylbewerberleistungsgesetz nicht nur ausdrücklich begrüßt, 
sondern sogar ihre Ausweitung angeregt hat, geprüft, ob die 
vorgesehenen Leistungseinschränkungen vereinbar sind mit 
Artikel 1 GG, aus welchem das Recht auf Sozialhilfe abgeleitet 
wird, und zu welchem Ergebnis ist sie bei der Prüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit der vorgesehenen Einschränkungen ge-
kommen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Bindig, die sich aus Art . 1 Abs. 1 GG in Verbindung 
mit dem Sozialstaatsprinzip ergebende Pflicht des 
Staates zur Fürsorge für Hilfsbedürftige erfordert von 
Verfassungs wegen zwingend nur eine Hilfe, welche 
die Mindestvoraussetzungen eines menschenwürdi-
gen Daseins sicherstellt. Diese Hilfe wird auch künf-
tig sichergestellt, indem die im Einzelfall nach den 
Umständen unabweisbar gebotenen Leistungen ge-
währt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Rudolf Bindig (SPD): Frau Staatssekretärin, das 
Existenzminimum, das aus Art . 1 des Grundgesetzes 
hergeleitet wird, darf nicht unterschritten werden. 
Die Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
bedeutet aber, daß es in einigen Fällen unterschritten 
würde. Damit ist eigentlich gar kein Gestaltungs-
spielraum mehr gegeben. Wieso hat die Bundesre-
gierung einen Gesetzentwurf begrüßt, dessen Verab-
schiedung es möglich macht, das Existenzminimum 
zu unterschreiten? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Bindig, zunächst einmal muß ich feststellen, daß es 
sich um einen Gesetzentwurf des Bundesrates han-
delt, der mit der Mehrheit der SPD-geführten Länder 
verabschiedet wurde. Vor allen Dingen von Nieder-
sachsen wurde der Entwurf sehr begrüßt. Es geht in 
diesem Gesetzentwurf nicht darum, die Hilfe zu ver-
sagen, sondern darum, den Mißbrauch der Inan-
spruchnahme von Sozialleistungen zu verhindern. 

Rudolf Bindig (SPD): Sind Sie dennoch bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die in A rt . 1 des Grundge-
setzes angesprochene Würde des Menschen gar 
keine Zweckmäßigkeitserwägungen mehr zuläßt? 
Sie haben eben gesagt, daß die Regelung bestimmte 
Ziele verfolgt. Zweckmäßigkeitserwägungen dürfen 
aber nicht mehr angestellt werden, wenn die Würde 
des Menschen verletzt wird. Deshalb darf man dem 
Entwurf eigentlich nicht zustimmen. 

Dann möchte ich noch fragen: Sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen - Sie haben gesagt, das sei ein 
Gesetzentwurf des Bundesrates, was in der Tat so ist -, 

daß wir Abgeordnete hier und auch die Bundesregie-
rung darauf zu achten haben, daß das Grundgesetz 
eingehalten wird und daß wir dann, wenn dies bei 
einer Gesetzesvorlage des Bundesrates offensichtlich 
nicht der Fall ist, alle gemeinsam die Pflicht haben, 
uns gegen solche Absichten - woher sie auch immer 
kommen - zu richten? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Bindig, ich muß wiederholen: Ich sehe bei diesem 
Gesetzentwurf A rt . 1 des Grundgesetzes nicht in 
Frage gestellt. Ich möchte Sie aber darüber hinaus 
darauf verweisen, daß diese Änderungen des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes in den Parlamentsaus-
schüssen liegt, Sie also selbst die Möglichkeit haben, 
Ihren Einfluß in den Ausschüssen über die entspre-
chenden Abgeordneten geltend zu machen, um dies 
zu klären. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe jetzt die 
Frage 19 des Kollegen Rudolf Bindig auf: 

Hat die Bundesregierung, welche in ihrer Stellungnahme 
zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes (Beschluß des Bundesrates vom 6. Fe-
bruar 1998) diese Initiative zu Leistungsbeschränkungen im 
Asylbewerberleistungsgesetz nicht nur ausdrücklich begrüßt, 
sondern sogar ihre Ausweitung angeregt hat, geprüft, ob diese 
Regelungen in Einklang stehen mit den völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen Deutschlands aus Art . 11 des Internationalen 
Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, in 
welchem das Recht auf „ausreichende Ernährung, Bekleidung 
und Unterbringung" kodifiziert ist, und mit dessen A rt . 2 sich 
die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich verpflichtet 
hat, diese Leistungen „ohne Diskriminierung" und unbescha-
det seines „sonstigen Status" jedem Menschen, der auf ihrem 
Staatsgebiet lebt, zu gewährleisten, und zu welchem Ergebnis 
kommt die Bundesregierung bei der Prüfung dieser Frage? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Der Internatio-
nale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte richtet sich an die Vertragsstaaten und ver- 
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pflichtet diese, die vereinbarten Grundsätze bei der 
Ausgestaltung des innerstaatlichen Rechts zu beach-
ten. Dabei ist es den Gesetzgebern der Mitgliedstaa-
ten nicht verwehrt, zwischen Fürsorgeleistungen für 
verschiedene Personengruppen zu differenzieren. 
Daher wird Art. 11 des Pakts aus den zu Frage 18 ge-
nannten Gründen nicht verletzt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Rudolf Bindig (SPD): Meine Frage bezog sich auf 
eine Interpretation der A rt . 11 in Verbindung mit 
Art . 2 des Internationalen Paktes über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Rechte. In A rt . 2 steht 
ausdrücklich - ich hatte das auch in meiner Frage er-
wähnt - , daß es keine Diskriminierung mit Bezug auf 
den jeweiligen Status der Person geben darf, egal, 
welchen Status sie in einem Land hat. Deshalb geht 
Ihre Antwort am Kern meiner Frage vorbei. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Bindig, 
ich möchte daran erinnern, daß Sie in Ihrer Frage die 
Formulierung gewählt haben: 

... in welchem das Recht auf „ausreichende Er-
nährung, Bekleidung und Unterbringung" kodi-
fiziert ist. 

- Dies ist auch weiterhin gewährleistet 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zweite Zusatz-
frage. 

Rudolf Bindig (SPD): Ich hatte in meiner Frage - 
auch wenn Sie es gerade noch einmal anders wieder-
gegeben haben - auch auf Art . 2 dieses Paktes Bezug 
genommen, indem ich ausdrücklich darauf hinge-
wiesen habe, daß in dem Pakt steht, daß das Recht 
auf ausreichende Ernährung, Bekleidung und Unter-
bringung ohne Diskriminierung jedem, der auf dem 
Staatsgebiet lebt, zu gewähren ist und daß nur Ent-
wicklungsländer - das sind wir wohl nicht - nach 
Art. 2 Abs. 3 des Pakts davon eine Ausnahme ma-
chen dürfen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege, 
ich bin hier anderer Meinung. Übrigens hat das Bun-
desverfassungsgericht in seinen Entscheidungen - 
ich kann Ihnen gern schriftlich mitteilen, welche Ent-
scheidungen das sind - vorgegeben, daß - ich lese es 
noch einmal vor - zwingend nur eine Hilfe gewähr-
leistet sein muß, welche die Mindestvoraussetzungen 
eines menschenwürdigen Daseins sicherstellt. Dies 
ist auch weiterhin gewährleistet. 

Rudolf Bindig (SPD): Sie haben gesagt, Sie wollten 
mir etwas zusenden. Ich bitte darum, dies zu tun. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Ja, ich kann 
Ihnen die Nummern der Bundesverfassungsgerichts-

urteile gern mitteilen. Sie können sie sich dann be-
sorgen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Vielen Dank, 
Frau Staatssekretärin. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Johannes 
Nitsch bereit. 

Frage 20 wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 der Kollegin Gabriele Iwersen 
auf: 

Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung unternom-
men, um Mietern oder Mietergenossenschaften von Eisenbahn-
erwohnungen ihre Wohnungen zum Kauf anzubieten, und aus 
welchen Gründen sind entsprechende Bemühungen gegebe-
nenfalls nicht verfolgt worden? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Abgeordnete Iwersen, 
die Bundesregierung hat sich für eine Privatisierung 
der Gesellschaftsanteile an den 18 Eisenbahnwoh-
nungsgesellschaften entschieden. Eine direkte Priva-
tisierung in Form des Verkaufs der Wohnungen an 
die Mieter würde zu einem Abbau des Wohnungsbe-
standes führen, der dann künftig für eine Wohnungs-
fürsorge nicht mehr zur Verfügung stünde. Dem Er-
werber von Gesellschaftsanteilen wird aber vertrag-
lich die Verpflichtung auferlegt, alle Wohnungen, die 
im Rahmen der Wohnungsfürsorge entbehrlich wer-
den, zunächst dem jeweiligen Mieter zum Kauf anzu-
bieten. 

Mietergenossenschaften hatten natürlich die Mög-
lichkeit, sich an dem Bieterverfahren zum Erwerb 
von Gesellschaftsanteilen einzelner oder aller Gesell-
schaften zu beteiligen. Einzelne Wohnungen, Häu-
ser, Siedlungen stehen im Interesse des Erhalts der 
Wohnungsfürsorge für die Eisenbahner sowie zum 
Schutz der Mieter nicht zum Verkauf. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage des Fragestellers. - Dann Herr Kollege 
Reschke. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, mir liegt 
die Kopie eines Schreibens der Firma Drücker vor; ob 
sie ordnungsgemäß ist, muß ich noch überprüfen. 
Dort  steht drin, daß sich der derzeit nutzungsberech-
tigte Personenkreis wie folgt zusammensetzt - ich 
will das vortragen, da Sie eben von schutzwürdigen 
Interessen gesprochen haben -: aus aktiven Eisen-
bahnern, die am 31. Dezember 1993 als Mitarbeiter 
wohnungsfürsorgeberechtigt waren, und ehemaligen 
Eisenbahnern, die vor dem 31. Dezember 1993 eine 
Wohnung im Rahmen der Wohnungsfürsorge nutz-
ten. In diesem Schreiben heißt es, daß die Zahl der 
veräußerbaren Wohnungen erwartungsgemäß an 
den jetzigen Standorten in Relation zu der Zahl der 
aktiven und inaktiven Mitarbeiter der Bahn immer 
größer werden wird. 
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Sie haben gesagt, die Masse werde deshalb nicht 

verkauft, weil angenommen werde, daß sowohl der 
Wohnungsbedarf der Eisenbahner als auch der Ver-
sorgungsbedarf des Bundes fortbestehe. Ich sehe 
darin einen Widerspruch. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Widersprüche sind nur 
scheinbar vorhanden. Sie haben aus einem Papier zi-
tiert - unserem sogenannten Wohnungsfürsorgepa-
pier -, das am 29. Oktober 1997 unterzeichnet wurde 
von der Gewerkschaft der Eisenbahner Deutsch-
lands, von der Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv-
führer, vom Gesamtbetriebsrat der DB AG, vom 
Hauptpersonalrat beim Präsidenten des Bundes-
eisenbahnvermögens, vom Vorstand der Deutschen 
Bahn AG, von der Hauptverwaltung des Bundes-
eisenbahnvermögens, vom Bundesministerium für 
Verkehr und von der Verkehrsgewerkschaft. In die-
sem Papier ist all das aufgeführt, was Sie in Teilen 
zitiert haben. 

Dieses Wohnungsfürsorgepapier ist das Basispa-
pier für alle Verhandlungen, die wir jetzt führen, so-
wohl in bezug auf die Veräußerung von Gesellschaf-
teranteilen als auch in bezug auf Einfamilienhäuser 
und Doppelhaushälften, die wir direkt verkaufen, 
wenn sie nicht für die Wohnungsfürsorge, wie sie in 
diesem Papier festgeschrieben ist, benötigt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kollege Reschke, 
Sie haben nur eine Zusatzfrage. 

Otto Reschke (SPD): Nur zur Aufklärung: Ich habe 
zitiert aus dem Memorandum der Firma Drücker & 
Co. GmbH, die beauftragt ist, diese Wohnungen zu 
vermarkten und Investoren zu finden. Dies wollte ich 
nur der Ordnung halber angeben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dies war keine 
Frage, braucht also auch nicht beantwortet zu wer-
den. 

Dann rufe ich jetzt die Frage 22 des Kollegen Volk
-

mar Schultz auf: 

Kann die Bundesregierung die in der Presse veröffentlichten 
Absichten des Bundesministeriums für Verkehr bestätigen, 
113 000 Wohnungen aus dem Bundeseisenbahnvermögen an 
eine japanische Investorengruppe zu verkaufen, und auf wel-
che Weise wird sie für einen umfassenden Mieterschutz Sorge 
tragen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es könnte sein, Herr Kollege 
Schultz, daß sich jetzt einiges wiederholt. Ich trage 
die Antwort trotzdem geschlossen vor: Zur Zeit findet 
ein objektives und transparentes Wettbewerbsver-
fahren zur Privatisierung von Gesellschaftsanteilen 
des Bundeseisenbahnvermögens an der Eisenbahn-
wohnungsgesellschaft mit einem Bestand von rund 
113 000 Wohnungen bundesweit statt. Das Ausbie-
tungsverfahren steht kurz vor dem Abschluß. Eine 
Entscheidung ist jedoch noch nicht gefallen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Gegenstand der vor-
gesehenen Privatisierung ist also die Veräußerung 

von Anteilen an den Wohnungsgesellschaften des 
Bundeseisenbahnvermögens. Damit ist ein Verkauf 
von einzelnen Wohnungen - bis auf die Ausnahmen, 
die ich bereits genannt hatte -, Häusern und Häuser-
blöcken von vornherein ausgeschlossen. Die be-
stehenden Mietverhältnisse werden durch die Priva-
tisierung nicht berührt. 

Darüber hinaus wurde zum Schutz der Mieter be-
reits im Oktober 1997 eine verbindliche Vereinba-
rung für die künftige Wahrnehmung der Wohnungs-
fürsorge getroffen, welche die Basis für die mit den 
Investoren im Rahmen der Privatisierung zu treffen-
den Regelungen ist. Diese Wohnungsfürsorge, die 
einem Erwerber verbindlich vorgegeben wird, geht 
weit über die gesetzlichen Schutzbestimmungen des 
deutschen Mietrechts hinaus. Erstens. Durch vertrag-
liche Regelung wird dauerhaft festgelegt, daß künf-
tige Erwerber die Fortführung der Wohnungsfür-
sorge gewährleisten. Das bedeutet, daß der woh-
nungsfürsorgeberechtigte Personenkreis weiterhin 
mit Wohnungen versorgt wird. Zweitens. Luxusmo-
dernisierungen sind ohne Mieterzustimmung nicht 
möglich, so daß auch künftig Wohnungen in einfa-
cher Ausstattungskategorie im unteren Preissegment 
zur Verfügung stehen werden. Das ist in dem Papier 
dann noch etwas weiter detaillie rt . Drittens. Die Bun-
desregierung strebt an, die Mieterhöhungsspiel-
räume der Gesellschaften über die Bestimmungen 
des Miethöhegesetzes hinaus einzuschränken. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Volkmar Schultz (Köln) (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Auffassung, die der Kollege Conradi 
hier vor einer guten Stunde geäußert hat: daß der 
Verkauf sozusagen contra legem geschehen würde, 
daß es gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen 
würde, diese Wohnungen bzw. die Anteile zu veräu-
ßern? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein, ich teile diese Auff as-

sung  absolut nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage? 

Volkmar Schultz (Köln) (SPD): Nein, ich warte jetzt 
die Beantwortung der zweiten Frage ab. Dazu habe 
ich dann noch eine Zusatzfrage. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann hat jetzt 
der Kollege Reschke das Wo rt . 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben gerade über die Frage der Mieten gesprochen. 
Ist es zutreffend, daß die Firma Drücker & Co mit der 
Vermarktung der Eisenbahnerwohnungen beauf-
tragt wurde, und ist es zutreffend, daß diese Firma in 
einem Verkaufsmemorandum beträchtliche Gewinn-
erwartungen eines möglichen Investors durch Anhe-
bung der Mieten, Verringerung des Instandhaltungs- 
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aufwandes und Veräußerung von mindestens 1 Pro-
zent per annum darstellt? Ich zitiere aus dem Papier 
der Firma Drücker & Co GmbH, daß durch Anhe-
bung der Mieten beim frei finanzierten Wohnungs-
bau 190 Millionen DM per annum zusätzliche Erträge 
zu erwarten sind, daß beim preisgebundenen geför-
derten Wohnungsbau 124 Millionen DM zusätzliche 
Erträge möglich wären, daß sich die Senkung der In-
standhaltungsrücklage um 90 Millionen DM ertrags-
wirksam auswirken und der Verkauf von 1 Prozent 
Bestand 136 Millionen DM erbringen würde. Ist dies 
mit der Bundesregierung abgesprochen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Mir sind diese Aussagen 
nicht bekannt. Sie stehen - das möchte ich ausdrück-
lich betonen - auch im Widerspruch zu dem, was ich 
gerade ausgeführt habe, insbesondere zu dem letz-
ten Punkt: daß die Bundesregierung anstrebt, die 
Mieterhöhungsspielräume der Gesellschaft über die 
Bestimmungen des Miethöhegesetzes hinaus einzu-
schränken. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 23 des Kollegen Volkmar Schultz auf: 

In welcher Form hat sie die Angebote der Landesentwick-
lungsgesellschaften zur Übernahme der Eisenbahnerwohnun-
gen geprüft, und mit welcher Begründung hat das Bundesmi-
nisterium für Verkehr vor dem Hintergrund der wohnungspoli-
tischen Kompetenzen der Landesentwicklungsgesellschaften 
(LEG) Abstand davon genommen, die LEG beim Verkauf stär-
ker zu berücksichtigen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter Schultz, 
Angebote von Landesentwicklungsgesellschaften 
sind in gleicher Weise wie Angebote dritter Anbieter 
geprüft worden oder werden geprüft. Maßgebend für 
die noch nicht erfolgte Entscheidung zugunsten 
eines oder mehrerer Angebote ist neben der Höhe 
des Preises auch, in welcher Weise ein Erwerber be-
reit und in der Lage ist, soziale und wohnungsfürsor-
gerische Regelungen auf Dauer kompetent umzuset-
zen. Ich kann Ihnen versichern: Dieses Sich-lange-
Hinziehen der Verhandlungen und der Privatisierung 
an sich ist gerade in diesem Punkt begründet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Volkmar Schultz (Köln) (SPD): Darf ich Ihrer An

-

wort  entnehmen, daß die Gespräche mit den Landes-
entwicklungsgesellschaften noch nicht abgeschlos-
sen sind, das heißt, daß das Angebot der Landesent-
wicklungsgesellschaften noch in der Diskussion, 
noch in der Verhandlung ist, und daß die in der 
Presse genannte japanische Bank, die Nomura

-

Gruppe, nicht der alleinige Verhandlungspartner der 
Bundesregierung in dieser Angelegenheit ist? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: So ist es. Es sind über die 
beiden von Ihnen genannten hinaus noch weitere in 
der Prüfung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage. - Dann danke ich dem Henn Parlamen-
tarischen Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Zur Beantwortung steht der Parlamentarische Staats-
sekretär Ulrich Klinkert bereit. 

Ich rufe zunächst die Frage 24 der Kollegin Mar-
lene Rupprecht auf: 

Welche verschiedenen Untersuchungsmethoden zur Konzen-
trationsmessung von polyzyklischen aromatischen Kohlenwas-
serstoffen (PAK) werden zur Zeit angewandt, und wann ist mit 
der Entwicklung und dem Einsatz eines bundeseinheitlich vor-
geschriebenen standardisierten Meßverfahrens zu rechnen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin Rupprecht, bei der Messung 
der Konzentration von polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen, abgekürzt PAK, ist zwischen 
Messungen in der Luft von Innenräumen einerseits 
und im Hausstaub andererseits zu unterscheiden. 

Für die Messung der Konzentration von PAK in der 
Luft gibt es normierte Vorschriften, die bei korrekter 
Anwendung ein einheitliches Vorgehen gewährlei-
sten. Sowohl für die Probenahme in der Innenraum-
luft wie für die Analytik von Innenraumluftproben 
gibt es einschlägige Richtlinien der Kommission 
„Reinhaltung der Luft" im VDI und DIN. Damit ist 
die gesundheitlich relevante Belastung durch PAK 
über die Atemwege eindeutig bestimmbar. 

Für die Analyse von PAK im Hausstaub kann eines 
der für andere Untersuchungsmaterialien verfügba-
ren normierten Verfahren eingesetzt werden. Die 
Analyse ist also unproblematisch möglich. 

Als schwieriger ist jedoch die Probenahme beim 
Hausstaub anzusehen. Die Diskussion um die A rt  der 
Probenahme ist hier noch im vollen Gange. Im we-
sentlichen lassen sich für das Sammeln von Haus-
staub drei verschiedene Vorgehensweisen unter-
scheiden: a) passives Sammeln des sich im Laufe der 
Zeit absetzenden Staubes mit Hilfe eines im Raum 
aufgestellten Gefäßes mit definie rter Auffangfläche, 
b) aktives Sammeln durch Absaugen einer bestimm-
ten Fläche und c) aktives Sammeln durch Abwischen 
oder Abkehren einer definie rten Fläche. 

In der Praxis werden ganz überwiegend die beiden 
letztgenannten Methoden, also die aktive Samm-
lung, eingesetzt. Die beiden Verfahren liefern jedoch 
nicht unbedingt die gleichen Ergebnisse. Nach der-
zeitigem Erkenntnisstand ist davon auszugehen, daß 
die reale Belastung am besten durch die Anwendung 
von Vorgehensweisen nach c) widergespiegelt wird. 

Ein standardisiertes Probenahmeverfahren für 
Hausstaub existiert derzeit noch nicht. Eine Arbeits-
gruppe der Kommission „Reinhaltung der Luft" im 
VDI und DIN hat mit Vorarbeiten für die Erarbeitung 
eines entsprechenden Verfahrens begonnen. Es 
kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden, in wel-
cher Zeit eine Norm fertiggestellt werden kann. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage? 

Marlene Rupprecht (SPD): Ja. - Wie können sich 
dann die Bewohner und Bewohnerinnen der mit PAK 
belasteten ehemaligen US-Wohnungen vor gesund-
heitlichen Schäden schützen, bis diese Meßverfahren 
standardisiert sind und man tatsächlich Messungen 
vornehmen kann? Was schlägt die Bundesregierung 
vor, was da getan werden kann? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Ich sagte ja, daß es Meßverfahren gibt. 
Diese sind allerdings noch nicht normiert. Daran 
wird im Moment gearbeitet. Zum anderen gab es Ex-
pertensitzungen unter Leitung des Umweltbundes-
amtes, die die bisherigen Meßergebnisse zusammen-
getragen und ausgewertet haben. Das UBA hat hier 
Empfehlungen erarbeitet, die ich Ihnen gern zur Ver-
fügung stellen kann. Diese Empfehlungen werden 
zur Zeit ausgewertet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Marlene Rupprecht (SPD): Ja. - Sie sagen, Sie kön-
nen es nicht absehen. Aber ich denke, ein weiter 
Rahmen müßte doch abzustecken sein. In welchem 
Zeitrahmen rechnen Sie damit? Drei Monate, ein hal-
bes Jahr? Es müßte den Mietern doch vermittelt wer-
den können, in welchem Zeitrahmen sie damit rech-
nen können, daß solche Angaben vorliegen. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Ich muß noch einmal wiederholen: Wir 
können bereits Angaben vorlegen. Es geht nur 
darum, daß normierte Verfahren festgesetzt werden, 
die allgemeingültig sind und immer und überall zur 
Anwendung gebracht werden. Den Mietern können 
aber bereits jetzt Meßergebnisse und auf Grund die-
ser Meßwerte Empfehlungen, wie mit diesen Woh-
nungen zu verfahren ist, vorgelegt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage? - Dann rufe ich die Frage 25 der Kollegin Ur-
sula Schönberger auf: 

Ist der Kaufvertrag des Bundesamts für Strahlenschutz (BfS) 
mit der Peine-Salzgitter AG bzw. der Preussag über die 
Schachtanlage Konrad im Jahre 1987 abgeschlossen worden, 
wie das Bundesministerium der Finanzen angibt, oder am 
7. Juni 1991, wie das BfS mitteilt, oder gibt es zwei Kaufverträ-
ge? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin Schönberger, die Bundes-
republik Deutschland hat zwecks Einrichtung einer 
Anlage zur Endlagerung von radioaktiven Abfällen 
mit den Eigentümern der ehemaligen Eisenerzgrube 
Schacht Konrad in Salzgitter zwei Kaufverträge ab-
geschlossen. 

Der erste Kaufvertrag über die Schachtanlage Kon-
rad datiert vom 8. Dezember 1987 und kam zwischen 
der Stahlwerke Peine-Salzgitter AG und der Salzgit-
ter Erzbergbau Vermögensverwaltungsgesellschaft 
mbH als Verkäufern und der Physikalisch-Techni-
schen Bundesanstalt in Braunschweig als Käuferin 
zustande. Als Kaufpreis waren 68 Millionen DM ver-
einbart. 

Durch den Abschluß des zweiten Kaufvertrages 
vom 7. Juni 1991 wurde der erste Kaufvertrag abge-
ändert und insgesamt neu gefaßt. Vertragspartner 
dieses Vertrages sind die Stahlwerke Peine-Salzgitter 
AG in Peine und die Preussag Vermögensverwal-
tungsgesellschaft mbH als Rechtsnachfolgerin der 
Salzgitter Erzbergbau Vermögensverwaltungsgesell-
schaft mbH. Für die Bundesrepublik Deutschland hat 
das Bundesamt für Strahlenschutz unterzeichnet, das 
seit dem 1. November 1989 für das Einrichten von 
Anlagen des Bundes zur Sicherung und Endlagerung 
radioaktiver Abfälle zuständig ist. Der Vertragsge-
genstand wurde durch die Neufassung nicht geän-
dert. Lediglich die Bezeichnung der Grundstücke hat 
sich teilweise geändert. Der Kaufpreis wurde ent-
sprechend der im ersten Vertrag - do rt  in § 6 Abs. 3 -
vereinbarten Verzinsung auf 84 Millionen DM festge-
schrieben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatzfrage 
wird nicht gewünscht. - Ich rufe dann die Frage 26 
der Kollegin Schönberger auf: 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß das ge-
samte Gelände der Salzgitter AG beim Verkauf vom Land Nie-
dersachsen an die Preussag im Jahre 1989 mit nur 14 Mio. DM 
bewe rtet worden ist und 1991 beim Kauf der Schachtanlage 
Konrad durch das BfS die Preussag allein dafür die Kaufsumme 
von 84 Mio. DM erhielt, und wie erklärt sich die Bundesregie-
rung diese beachtliche Wertzunahme innerhalb von 18 Mona-
ten? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Bei dem vom Bund erworbenen Grund-
stück handelt es sich nicht, wie behauptet, um Flä-
chen, die das Land Niedersachsen 1989 an die Preus-
sag verkauft hat. Dies ergibt sich schon aus der Tat-
sache, daß der erste Kaufvertrag - wie bereits er-
wähnt -1987 abgeschlossen wurde. Auch aus den 
Grundbuchauszügen ergibt sich, daß die gekauften 
Grundstücke der Schachtanlage Konrad mit den vom 
Land an die Preussag verkauften Grundstücken nicht 
identisch sind. Ein Zusammenhang zwischen der be-
haupteten Bewe rtung des Geländes der Salzgitter 
AG in Höhe von 14 Millionen DM und dem Kaufpreis 
für die vom Bund gekauften Grundstücke der 
Schachtanlage Konrad besteht somit nicht. Darüber 
hinaus wurde der Kaufpreis im Vertrag von 1987 auf 
der Basis eines Wertgutachtens der Oberfinanzdirek-
tion Braunschweig festgeschrieben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage? - Bitte. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe nur eine kurze Nachfrage. Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie richtig verstanden, daß die Schacht- 
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anlage Konrad bei dem Verkauf der Peine-Salzgitter 
AG überhaupt nicht mitverkauft worden ist, weil 
diese damals bereits Eigentum des Bundes gewesen 
ist? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Nein, da haben Sie mich mißverstanden. 
Es ging um diese Anlagen. Nur, die Grundstücke, die 
das Land Niedersachsen an die Preussag verkauft 
hat, stehen damit nicht im Zusammenhang. Daher 
rührt der - verständliche - Widerspruch zwischen 
dem Kaufpreis von 14 Millionen DM auf der einen 
Seite und dem vertraglich vereinbarten Kaufpreis 
von 68 Millionen DM auf der anderen Seite, der 1991 
noch einmal leicht nach oben verzinst wurde. Diese 
Grundstücke haben keinerlei Zusammenhang. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Mit welchem Betrag wurde die Schachtanlage Kon-
rad beim Verkauf der Peine-Salzgitter AG an die 
Preussag bewertet? Wenn Sie sagen, diese sei in den 
14 Millionen DM nicht enthalten gewesen, sondern 
sie sei extra bewe rtet worden, würde mich interessie-
ren, wie hoch sie denn bei dem Verkauf der Peine-
Salzgitter AG an die Preussag durch Bund und Land 
bewertet worden ist. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Der Bund tritt als Käufer nur in 
Erscheinung -  

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein, ich meine den Bund als Verkäufer. Die Peine-
Salzgitter AG insgesamt ist ja damals von Bund und 
Land an die Preussag verkauft worden. Meine vorhe-
rige Zusatzfrage lautete: Ist die Schachtanlage Kon-
rad Bestandteil des Verkaufs der Peine-Salzgitter AG 
an die Preussag gewesen? Sie haben geantwortet: Ja, 
aber nicht innerhalb der 14 Millionen DM. Wie hoch 
ist denn dann bei dem Gesamtverkauf der Peine

-

Salzgitter AG von Bund und Land an die Preussag 
die Schachtanlage Konrad bewertet worden? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Frau Kollegin, ich kann an dieser Stelle 
nur die Kaufverhandlungen bewe rten und nachvoll-
ziehen, die in den Jahren 1987 bis 1991 stattgefun-
den haben. In dieser Zeit gab es einen Verkauf der 
Grundstücke der Schachtanlage Konrad, die für das 
Endlager benötigt werden. Im Jahre 1987 ist ein 
Kaufpreis von 68 Millionen DM angesetzt worden. 
Dazu gab es dann einen ergänzenden Kaufvertrag, 
der den ersten teilweise abgelöst hat. Dieser enthielt 
einen anderen Kaufpreis, nämlich den Kaufpreis von 
84 Millionen DM, der aber dem ersten Kaufpreis ent-
spricht, wenn man die Verzinsung mit einrechnet. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage? - Dann danke ich Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Auswärti-
gen Amtes auf. Die Fragen 27 bis 31 sollen schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe jetzt die Frage 32 des Kollegen Johannes 
Selle auf: 

Was hat die Bundesregierung im Zusammenhang mit der 
Hungerkatastrophe im südlichen Sudan unternommen, oder 
was beabsichtigt sie, zu unternehmen, um die sudanesische Re-
gierung zur Genehmigung von Nahrungsmittelflügen in die 
Hungergebiete zu veranlassen, falls Nachrichten über die bis-
herige Verweigerung der Genehmigung solcher Flüge zutref-
fen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, nach längeren Verhandlungen 
hat die sudanesische Regierung über die Ende März 
hinaus erteilte Genehmigung für die Nutzung von 
drei Flugzeugen der Nutzung von vier weiteren Flug-
zeugen zugestimmt. Sie hat außerdem zugesichert, 
alle weiteren Anfragen der Vereinten Nationen im 
Hinblick auf zusätzliche Flüge positiv zu bescheiden, 
und sie hat ihre erhöhte Bereitschaft zur Gewährung 
eines ungehinderten Zugangs in die Notstandsge-
biete bekräftigt. Dies wurde gestern im Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen in New York besprochen und 
ist auch auf das Ergebnis der Sondermission eines 
Beauftragten des UN-Undersecretary for Human 
Rights zurückzuführen. 

Ich selbst habe wie wir alle, also die Europäische 
Gemeinschaft und die Bundesregierung, wiederholt 
und zuletzt bei meinem Besuch im Februar in Khar-
tum auf die sudanesische Regierung dahingehend 
eingewirkt, daß ihr klar sein muß, daß die Verweige-
rung von Hilfe für die notleidende Bevölkerung im 
eigenen Land ein unerträglicher Zustand ist und daß 
den Vereinten Nationen und auch den Nichtregie-
rungsorganisationen jede Unterstützung gewährt 
werden muß. 

Die Europäische Union hat in einer gemeinsamen 
Erklärung am 1. Mai 1998 diese Haltung ein weiteres 
Mal bekräftigt. Es muß bei dem Grundsatz bleiben, 
daß die Versorgung der notleidenden Bevölkerung 
im Südsudan nicht an Bedingungen der Konfliktpar-
teien geknüpft werden darf. Diese Forderung richtet 
sich aber an beide Seiten im sudanesischen Bürger-
krieg; denn auch die südsudanesische SPLA hat in 
der Vergangenheit wiederholt und teilweise massiv 
die Arbeit der Hilfsorganisationen behindert. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Johannes Selle (CDU/CSU): Ich möchte mich ver-
gewissern, ob es zutrifft, daß die Hilfsflüge durch die 
Regierung eingeschränkt gewesen sind. 
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Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen  
Amt: Sie wissen, es gab pausenlose Kampfhandlun-
gen in bestimmten Gebieten des Sudan. Mit dieser  
Begründung wurden die Flüge zum Teil einge-
schränkt. Das hat aber die internationale Gemein-
schaft in keiner Weise beeindruckt. Wir haben gef or-
dert - und dem ist jetzt von der sudanesischen Regie-
rung zugestimmt worden -, daß die Flüge durchge-
führt werden und die internationalen Organisationen  

sie nutzen können. Es ist auch eine Zusage gegeben  
worden, daß die Forderungen der Vereinten Natio-
nen in Zukunft erfüllt werden.  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage.  

Johannes Selle (CDU/CSU): Halten Sie die jetzt  
vereinbarten Flüge für ausreichend, um die dro-
hende Hungerkatastrophe für 350 000 Einwohner zu  

verhindern?  

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen  
Amt: Es kommt sehr darauf an, inwieweit die interna-
tionalen Hilfsorganisationen entsprechende Mittel  
zur Verfügung haben, um alle Flüge zu nutzen. Es ist  
jetzt also ganz wesentlich, daß die Hilfsorganisatio-
nen ihre Flüge durchführen können. Ich glaube aber  

nicht, daß das alles nur von der sudanesischen Regie-
rung abhängt, sondern Sie müssen davon ausgehen,  

daß die Kampfhandlungen in Gebieten des Südsu-
dan stattfinden, in die auch die Rebellen - Herr Neu-
deck hat mir das selbst gesagt - immer wieder von  

neuem solche Flüge zu verhindern versucht haben.  
Es wird also auf beiden Seiten dringend notwendig  

sein, solche Flüge zuzulassen. Wir werden weiter  

darauf drängen.  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wir kommen zur  
Frage 33 des Kollegen Johannes Selle:  

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang über politische Einflußnahmen oder humanitäre 
Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft, insbesondere 
der Vereinten Nationen, und wird sich die Bundesrepublik 
Deutschland gegebenenfalls an Hilfsmaßnahmen beteiligen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen  
Amt: Herr Kollege Selle, die humanitäre Hilfe im  
Sudan wird von den Vereinten Nationen im Rahmen  
der „Operation Lifeline Sudan" koordiniert. Die Bun-
desregierung beteiligt sich seit Jahren an den inter-
nationalen Hilfsmaßnahmen für sudanesische Flücht-
linge und Vertriebene.  

Ausgelöst wurde die derzeitige Notsituation in der  

Region Bahr El-Gahzal, die auf Grund unzureichen-
der Niederschläge ohnehin unter chronischem Nah-
rungsmittelmangel leidet, durch einen Angriff der  

SPLA, also der südsudanesischen Rebellen, auf die  
Stadt Wau im Januar dieses Jahres und die sich  
daran anschließenden Kampfhandlungen, in deren  

Folge bis zu 350000 Menschen vertrieben wurden.  

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Aus-
bruch der Kämpfe aus Mitteln der humanitären Hilfe  

486 000 DM zur Versorgung der Bürgerkriegsflücht-

linge mit Überlebenspaketen - Decken, Plastikpla-
nen, Kochtöpfe, Geschirr - und Nahrungsmitteln be-
reitgestellt. Sie steht angesichts der anhaltenden  
Notsituation in engem Kontakt mit den im Sudan täti-
gen deutschen Hilfsorganisationen und hat diese  

wissen lassen, daß sie bereit ist, weitere Mittel der  

humanitären Hilfe für die Durchführung dringend er-
forderlicher Soforthilfemaßnahmen zur Verfügung zu  

stellen.  

Das BMZ hat dem World Food Program, WFP, für  
geplante Weizenlieferungen bisher Nahrungsmittel-
hilfe in Höhe von 1,9 Millionen DM in Aussicht ge-
stellt. Bei entsprechenden Anträgen anderer im  

Sudan tätiger Organisationen wird das BMZ weitere  

Mittel bereitstellen.  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine Zusatz-
frage. - Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister.  

Ich rufe den Geschäftsbereich des Inneren auf. Die  

Fragen 34, 35 und 36 werden schriftlich beantwortet.  

Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt.  

Ich rufe die Frage 37 der Kollegin Annelie Bunten-
bach auf:  

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Ver-
leihung des dritten Preises des Wissenschaftspreises der „Stif-
tung Ostdeutscher Kulturrat” an Dr. C. N. hinsichtlich der ho

-

hen institutionellen der Stiftung durch die Bundesre

-

gierung und den Veröffentlichungen des Preisträgers in der 
rechtsextremen Zeitschrift „Nation & Europa" (z. B. Ausgaben 
Januar und Februar 1998) der österreichischen Zeitschrift 
„Eckartbote" (Ausgabe 3/98), sowie von Anzeigen in der 
rechtsextremen Zeitschrift „Europa Vorn" (Ausgabe November 
1997), und welchen Stellenwert räumt die Bundesregierung 
dabei der publizistischen Tätigkeit von Dr. C. N. sowie seiner 
Referententätigkeit am 6./7. September 1997 auf dem Südafri-
ka-Seminar des „Hilfskomitees Südliches Afrika" in Coburg, 
die in der Wochenzeitung „Junge Freiheit" (Ausgabe 34/1997) 
angekündigt wurde, ein? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, die 
Antwort lautet wie folgt: Der Ostdeutsche Kulturrat 
hat die Entscheidung über die Vergabe des Wissen-
schaftspreises einer Jury übertragen. Diese trifft die 
Auswahl auf Grund der Qualität der Dissertationen, 
die durch externe Gutachten bestätigt werden. 

Die Entscheidung der Jury ist nach den Wettbe-
werbsbedingungen für den Ostdeutschen Kulturrat 
bindend. Dies entspricht auch der Rechtsnorm des 
§ 661 Abs. 2 BGB. Somit hat auch das Bundesministe-
rium des Innern in bezug auf die Preisvergabe keine 
unmittelbaren Einwirkungsmöglichkeiten. Anhalts-
punkte dafür, daß die in Rede stehenden Veröffent-
lichungen des Preisträgers rechtsextremistischen In-
halt besitzen, sind nicht ersichtlich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage, Frau Buntenbach. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, bezogen auf den letzten 
Punkt, den Sie angesprochen haben, möchte ich fol-
gendes fragen: Sie haben gesagt, in den genannten 
Publikationen sei kein Inhalt rechtsextremistischer 
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Natur ersichtlich. Ist Ihnen bekannt, daß Herr Nord-
bruch in der Märzausgabe des „Eckartboten", der 
einschlägig bekannten Zeitung der österreichischen 
Landsmannschaft, gegen die Legalisierung der Ab-
treibung in Südafrika polemisiert hat? Ich finde, es 
handelt sich um sich bezeichnende Formulierungen, 
wenn dort  behauptet wird, daß sich Nelson Mandela 
über den Willen der Völker hinwegsetze, den typi-
schen schwarzafrikanischen Chaosstaat vorbereite, 
und Herr Nordbruch ansonsten für einen National-
staat der Buren, das heißt für eine völkisch-ethnische 
Zersplitterung Südafrikas, eintritt. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, die Ausschrei-
bungsbedingungen sehen vor, daß nur die vorgeleg-
ten Arbeiten bewertet werden dürfen; deshalb konn-
ten die von Ihnen soeben zitierten und durch mich im 
Moment nicht überprüfbaren Veröffentlichungen 
nicht einbezogen werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, würde es denn nicht den 
Erwartungen der Bundesregierung entsprechen, daß 
eine Stiftung auch bei einer solchen Preisverleihung 
eine Bewertung des Gesamtkontexts vornimmt? 
Eigentlich müßte das doch auch Ihren Vorstellungen 
einer verantwortlichen Auswahl von Preisträgern 
entsprechen. Wenn zum Beispiel der Neonazi Roeder 
besonders hübsche Aquarelle malt und diese von 
einer Stiftung honoriert werden, dann könnte das 
doch nicht im Interesse der Bundesregierung sein. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Buntenbach, ich 
darf daran erinnern, daß nicht die Stiftung die Aus-
wahl vornimmt, sondern eine Jury, die unabhängig 
von der Stiftung - abgesehen von der Benennung der 
Jury selbst - arbeitet. Die Vorschläge der Jury sind 
nach bürgerlichem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland für die Stiftung verbindlich. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
die Frage 38 der Kollegin Buntenbach auf: 

Wie begründet die Bundesregierung ihre hohe Förderung der 
„Stiftung Ostdeutscher Kulturrat", und welche Konsequenzen 
wird die Bundesregierung hinsichtlich ihrer Förderung der 
„Stiftung Ostdeutscher Kulturrat" aus der Verleihung des drit-
ten Preises des Wissenschaftspreises der Stiftung an Dr. C. N. 
ziehen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Stiftung Ostdeutscher Kul-
turrat erhält im Wege der institutionellen Förderung 
im laufenden Haushaltsjahr einen Betrag in Höhe 
von 1 090 000 DM. Der Ostdeutsche Kulturrat nimmt 
damit seine satzungsgemäßen Aufgaben wahr, um 
überregionale Kulturarbeit entsprechend § 96 des 
Bundesvertriebenengesetzes durchzuführen. Die Be-
zuschussung durch das Bundesministerium des In-
nern erfolgt dabei bedarfsgerecht unter Beachtung  

der haushaltsmäßigen Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit nach dem für institutionelle 
Förderungen üblichen Verfahren. 

Vor dem Hintergrund der Ausführungen zu 
Frage 37 sieht die Bundesregierung keinen Anlaß zu 
Konsequenzen hinsichtlich der Förderung der Stif-
tung Ostdeutscher Kulturrat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine Zusatz-
frage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Lintner, entspricht es denn nicht auch 
der Bewertung der Bundesregierung, daß die Repu-
tation des Preisträgers Nordbruch über den Preis, der 
ihm verliehen wird, steigt und damit das Gewicht sei-
ner anderen Publikationen in der Öffentlichkeit ver-
mehrt wird? Stimmen Sie mir zu, daß die Bundesre-
gierung mit einer dera rt  hohen Bundesförderung für 
diese Stiftung zwangsläufig auch zur größeren Repu-
tation eines solchen Preisträgers beiträgt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, Sie kennen die 
Diskussion um die Förderung von Institutionen, die 
entsprechende Kulturarbeit betreiben. Da gibt es 
sicherlich inhaltliche Meinungsverschiedenheiten. 
Es gibt aber überhaupt keinen Hinweis darauf, daß 
es einen Anlaß geben könnte, dem Ostdeutschen 
Kulturrat diese Qualifikation zu entziehen. Er hat die 
in der Satzung genannten Zwecke beachtet. Bei der 
Überprüfung durch entsprechende Einrichtungen 
der Bundesregierung wurden keinerlei Verstöße fest-
gestellt, so daß die von Ihnen wohl insinuierte Zensur 
nicht stattfinden kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hätte gerne noch gewußt, weil Sie sich ja 
in Ihrer Begründung immer wieder darauf bezogen 
haben, wer denn diese Jury benennt und wer in die-
ser Jury sitzt. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Jury wird - so nehme ich es 
an - von der Stiftung selbst bestellt. Mitglieder der 
Jury sind die Professoren Wilf ried Schlau, Eberhard 
G. Schulz, Wolfgang Stribrny, Udo Arnold, Walter 
König und Roswitha Wisniewski. Zu den externen 
Gutachtern, die über die Qualität und damit über die 
Preiswürdigkeit befinden und den Preisträger der 
Jury vorschlagen, gehörten im konkreten Falle Pro-
fessor Dr. Walter Hinck von der Universität Köln und 
Frau Professor Dr. Roswitha Wisniewski von der Uni-
versität Heidelberg. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Keine weiteren 
Zusatzfragen? - Damit kommen wir jetzt zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz. 
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Die Fragen 40 bis 45 werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Finanzen. Zur Beantwortung 
steht uns die Parlamentarische Staatssekretärin Irm-
gard Karwatzki zur Verfügung. 

Wir kommen zur Frage 46 der Abgeordneten Mar-
lene Rupprecht: 

Wie definiert  der Bund seine Verantwortung, derer er sich als 
Voreigentümer ehemals US-amerikanischer mit polyzyklischen 
aromatischen Kohlenwasserstoffen belasteten Liegenschaften 
bewußt ist, und in welchem zeitlichen Rahmen wi ll  er diesbe-
züglich seiner Verantwortung nachkommen? 

Bitte schön. 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Kollegin Rupp-
recht, in den abgeschlossenen Kaufverträgen ist 
grundsätzlich ein Gewährleistungsausschluß verein-
bart worden. Diese Regelung entspricht der Praxis 
im Grundstücksverkehr. Die Käufer können daher 
grundsätzlich keine Ansprüche gegen den Bund auf 
Übernahme von Sanierungskosten geltend machen. 

Der Bund beruft sich jedoch nicht auf formale 
Rechtspositionen. Der Grundsatz „pacta sunt ser

-

vanda" würde dem erst kürzlich bekanntgeworde-
nen Problem der PAK-Belastung und der damit ein-
hergehenden Verunsicherung der Bewohner nicht 
gerecht werden. Deshalb müssen sich alle an dem 
PAK-Problem Beteiligten einer vertretbaren Kosten-
beteiligung stellen. Dies gilt sowohl für die jetzigen 
Eigentümer der Wohnungen wie auch für deren Vor-
eigentümer. 

Die Maßnahmen zur Herabsetzung der Belastung 
sind je nach ihrem Ausmaß kurz- oder mittelfristig zu 
treffen, wie wir ja eben schon vom Kollegen Klinkert 
hörten. Expertenempfehlungen sollen in den näch-
sten Tagen vorliegen. Der Bund wird seiner Verant-
wortung in entsprechendem zeitlichen Rahmen 
nachkommen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine Zusatz-
frage? - Bitte schön. 

Marlene Rupprecht (SPD): Trifft die Meldung eines 
ARD-Nachrichtenmagazins zu, daß die Bundesbe-
hörden bereits seit Jahren von einer Giftbelastung 
vormaliger US-Wohnungen in Frankfu rt  wußten? Ich 
habe das erst in den letzten Tagen der Presse ent-
nommen. Es soll dort  sogar nicht nur PAK, sondern 
auch DDT ausgebracht worden sein. Trifft das zu, 
was in der ARD dazu gesendet wurde? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich kenne die Sen-
dung nicht; ich bin auch durch meine Funktion im 
Finanzministerium nicht in der Lage zu beurteilen, 
ob all das, was ARD oder wer auch sonst veröffent-
licht, zutrifft. Ich kann in jedem Fall keine Stellung 
dazu nehmen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte schön. 

Marlene Rupprecht (SPD): Sie sagen, Sie können 
dazu nicht Stellung nehmen. Ich habe die Aussagen 
von ehemaligen Bewohne rinnen dieser Wohnungen, 
in denen diese behaupten, sie hätten den Verdacht 
auf Pestizidbelastung an die Ministerien weitergege-
ben. 

Für mich stellt sich die Frage: Welche gesundheit-
lichen Gefährdungen gehen von diesen Belastungen 
tatsächlich aus? In welcher Höhe sind Schäden entstan-
den, und wie wird sich der Bund diesbezüglich verhal-
ten? Als der Gesetzgeber zustimmte, diese Wohnungen 
zu veräußern, wollte er wirklich, daß die Belastungen 
an die Bewohner weitergegeben werden? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Wie ich eben aus-
führte, ist uns das Problem erst seit kurzem bekannt. 
Die Frage, die Sie mir gerade gestellt haben, ist eben 
von Herrn Klinkert - er ist der zuständige Kollege - 
beantwortet worden. Mein Pa rt  - deshalb sind die 
Fragen aufgeteilt worden - ist der Verkaufspart. 

Wir sind zwar rechtlich nicht verpflichtet, uns an 
den Kosten zu beteiligen. Dennoch hat der Bundes-
minister der Finanzen bereits Anfang April gesagt, 
daß wir uns auch aus politischen Gründen an den 
Kosten beteiligen werden. Aber Art und Umfang der 
Beteiligung können wir erst regeln, wenn uns die 
Ergebnisse der Untersuchungen der Fachleute vor-
liegen. Erst dann können wir über den Schaden mit-
einander sprechen und die Frage klären, was auf den 
einzelnen zukommt. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Hagemann. - Bitte schön. 

Klaus Hagemann (SPD): Frau Staatssekretärin, seit 
wann genau waren welche Behörden über welche 
Belastungen informiert? Können Sie darüber eine 
Aussage machen? 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Nein, das kann ich 
nicht. 

Klaus Hagemann (SPD): Das kann sicherlich Ihr 
Kollege. 

Irmgard Karwatzki, Parl. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Ja. Ich werde ihn bit-
ten, diese Frage zu beantworten. 

Klaus Hagemann (SPD): Danke schön. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die Fragen 47 
und 48 des Abgeordneten Diller werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Damit sind wir am Ende unserer Fragestunde. 
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Ich frage die Parlamentarischen Geschäftsführer: 
Können wir mit der Aktuellen Stunde beginnen - so-
weit ich erkennen kann, sind die Redner anwesend -, 
oder sollen wir unterbrechen? 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Unterbrechen!) 

- Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung von 14.57 bis 15.00 Uhr) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Wir setzen die 
unterbrochene Sitzung fo rt . 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der SPD 

Haltung der Bundesregierung zu den Auswir-
kungen des von der Deutschen Post AG beab-
sichtigten neuen Filialkonzeptes für Kunden 
und Beschäftigte 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wo rt 
 dem Abgeordneten Hans Martin Bury, SPD-Fraktion. 

Hans Mart in Bury  (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie uns am Beginn 
einer streitigen Debatte einen Moment miteinander 
innehalten im Gedenken an die verstorbene Kollegin 
Christine Kurzhals, die wir alle im Postausschuß glei-
chermaßen geschätzt haben und um die wir diese 
Woche trauern müssen. - Vielen Dank. 

Meine Damen und Herren, der Bundeswirtschafts-
minister gibt die Postfilialen zur Schließung frei, 
seine Regulierungsbehörde unterläuft das Postge-
setz, der Finanzstaatssekretär beklagt die Verschleu-
derung von Bundesvermögen durch die Regulie-
rungspolitik, während sein Minister ungeniert in die 
Pensionskasse der Postbeschäftigten greift, und die 
Koalitionsabgeordneten vergießen in ihren Wahlkrei-
sen Krokodilstränen und jammern über die Folgen 
ihrer eigenen Untätigkeit. 

Fünf Monate nach der Verabschiedung des Postge-
setzes kann die Bundesregierung noch immer keinen 
Entwurf für die Postuniversaldienstleistungs-Verord-
nung vorlegen. Sie kann es nicht, weil sich die Koali-
tionspartner auch hier nicht einig sind, und sie will es 
nicht, weil sie sich wie immer fürchtet, den Men-
schen vor der Wahl zu sagen, was sie vorhat. Die 
Folge ist ein rechtsfreier Raum, in dem die Post die 
Zahl ihrer Filialen und ihr Dienstleistungsangebot 
beliebig reduzieren kann. 

Die SPD setzt auf einen Wettbewerb um mehr Qua-
lität, mehr Kundennähe, mehr Service, bessere Pro-
dukte und günstigere Preise. Doch die Koalition läßt 
zu, daß Liberalisierung à la Rexrodt sich in einer Kon-
kurrenz um Konditionen und Arbeitsbedingungen zu 
erschöpfen droht. 

Wir haben der Deutschen Post AG mit der Geneh-
migung der Portoerhöhung im letzten Jahr und der 
Festschreibung eines reservie rten Bereiches im Post-
sektor die Möglichkeit gegeben, ihre Infrastruktur-
verpflichtungen zu erfüllen, flächendeckend hoch-

wertige und preisgünstige Dienstleistungen anzubie-
ten. Wenn sich die Post hier aus der Verantwortung 
stiehlt, wenn sie die zusätzlichen Einnahmen ver-
wendet, um in Wettbewerbsbereichen zu expandie-
ren, dann ist das erhöhte Po rto nicht gerechtfertigt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Die Bundesregierung hatte bei der Portoerhöhung 
erklärt, diese sei notwendig, um die flächendeckende 
Infrastruktur zu finanzieren. Also sorgen Sie jetzt da-
für, daß das auch geschieht. Sonst wird einmal mehr 
den Leuten das Geld aus der Tasche gezogen, ohne 
daß sie dafür die versprochene Gegenleistung be-
kommen. Es geht nicht an, daß die Bundesregierung 
einseitig darauf abzielt, die Post börsenreif zu ma-
chen, und Arbeitnehmer und Kunden die Zeche be-
zahlen müssen. 

Ich weiß, daß der Bund die Privatisierungserlöse 
dringend braucht, denn Theo Waigel hat die bisheri-
gen Einnahmen zum Stopfen von Haushaltslöchern 
und zur Finanzierung von Wahlgeschenken verbra-
ten. So droht in der Pensionskasse der Post Ende 
nächsten Jahres ein Defizit von 7 Milliarden DM. 
Auch hier handeln Sie nach dem Motto: Nach uns 
die Sintflut. 

Wir brauchen in Deutschland endlich eine neue, 
vorausschauende Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir im Postsektor beispielhaft einen Wi rt
-schaftsbereich schrittweise für den Wettbewerb öff-

nen, dann müssen wir gewährleisten, daß es hier 
nicht zu den Fehlentwicklungen - von 620-DM-Jobs 
über Lohndumping bis zu Scheinselbständigkeit - 
kommt, die wir in anderen Bereichen gemeinsam be-
klagen. Deshalb drängen wir Sozialdemokraten dar-
auf, die im Postgesetz verankerten sozialen Mindest-
standards nun in der Praxis durchzusetzen. 

Wir wollen für die Kunden ein flächendeckendes 
Netz von mindestens 12 000 Postfilialen verbindlich 
vorgeben. Wir setzen auf eine Vorwärtsstrategie der 
Deutschen Post AG. Statt mit dem Rückzug aus der 
Fläche ihren Trumpf im zunehmenden Wettbewerb 
aus der Hand zu geben, soll sie ihre Stärke durch ein 
breites Dienstleistungsangebot zum Nutzen der Kun-
den ausspielen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr richtig!) 

Zu einem hochwertigen Universaldienst gehören 
für uns auch Zeitungen und Zeitschriften, und zwar 
nicht nur im Interesse der Bevölkerung, gerade in 
ländlichen Gebieten, sondern auch im Interesse einer 
vielfältigen, pluralistischen Presselandschaft. Wer 
Meinungsvielfalt erhalten will, muß auch hier konse-
quent handeln. Aber Sie setzen ja lieber auf Einfalt 
denn auf Vielfalt. 

Der Worte sind genug gewechselt. Wir wollen end-
lich Taten sehen. Diese Regierung läßt Postkunden 
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und Beschäftigte im Stich. Ihre Quittung werden Sie 
bekommen - postwendend. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Elmar Müller, CDU/CSU-Frak-
tion. 

Elmar Müller (Kirchheim) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das Filialkonzept der Post liegt vor. Wir haben dar-
über im Postausschuß und im Regulierungsbeirat dis-
kutiert. Dieses Konzept der Post beinhaltet zahlrei-
chere Möglichkeiten für stationäre Niederlassungen 
der Post als das, was wir als Regulierungsrat gemein-
sam - also auch mit den Stimmen der SPD - gutge-
heißen haben. Diese Zahlen sahen 10 000 stationäre 
Filialen vor, davon Ende 2002 5000 durch die Post 
betriebene. 

(Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Mindestens!) 

Das, was jetzt vorliegt, sieht eine Größenordnung 
von insgesamt 11 000 bis 12 000 stationäre Vertriebs-
stellen vor, wobei wir als CDU/CSU-Fraktion aus-
drücklich gesagt haben, daß das ein Vorschlag ist, 
den wir in seiner Richtung wohlwollend begrüßen, 
der aber nicht das Ende der Diskussion sein kann. 
Denn genau das, was Sie, Herr Kollege Bury, gesagt 
haben, muß berücksichtigt werden, nämlich daß wir 
der Post AG im Dezember 1996 durch eine Tariferhö-
hung einen Umsatz von 1 Milliarde DM mehr zugesi-
chert haben. Das gleiche gilt im Rahmen des Postge-
setzes, in dem wir der Post gesicherte Umsätze in ei-
ner Größenordnung von mehr als 2 Milliarden DM in 
dem für die Post reservie rten Bereich haben zukom-
men lassen können. 

Mit Erstaunen aber haben wir festgestellt, daß, 
während wir mit der Post mitten in den Gesprächen 
um mehr stationäre Einrichtungen waren, die Deut-
sche Postgewerkschaft, wie sie in ihrer jüngsten 
Funktionärszeitung verkündet hat, bereits einen Ver-
trag mit der Post abgeschlossen hat, der nur noch 
720 Centerfilialen und insgesamt 750 Standardfilialen 
zusichert, die durch posteigenes Personal bet rieben 
werden. Das ist eine Größenordnung, angesichts der 
wir sagen: Die Deutsche Postgewerkschaft ist uns 
hier in der Tat in den Rücken gefallen und macht uns 
jedes andere Verhandlungsgespräch fast unmöglich. 
Deshalb sind wir über diesen Abschluß außerordent-
lich betrübt, den die Postgewerkschaft ihren Mitglie-
dern jetzt auch noch als etwas Positives verkaufen 
möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, daran schließt sich nun 
an, daß wir durch die Europäische Union angehalten 
sind - das heißt durch eine Richtlinie aus Brüssel -, 
eine Postuniversaldienstleistungs-Verordnung zu 
verabschieden. Diese Entscheidung fiel im Dezember 
1997. Wir werden diese Universaldienstleistungs-
Verordnung also bis Februar 1999 zu verabschieden 
haben. 

Wir sind natürlich nicht erstaunt gewesen, daß 
eine solche Universaldienstleistungs-Verordnung die 
Stunde des Kollegen Bury war. Denn als er dieses 
Signal gehört hat, hat er sofort einen Katalog von 
Dingen vorgelegt, die in diese Universaldienstlei-
stungs-Verordnung überhaupt nicht hineingehören, 

(Hans Martin Bury [SPD]: Wohin dann?) 

und hat sich in einer Art  und Weise reglementierend 
verhalten, in der er sich von niemandem überbieten 
läßt. Das Ganze macht es so schwierig, mit den Län-
dern jetzt vernünftige Gespräche zu führen, um diese 
Universaldienstleistungs-Verordnung umzusetzen. 

(Hans Martin Bury [SPD]: Was ist denn Ihre 
Position?) 

Wir haben zur Umsetzung dieser Verordnung eine 
gemeinsame Gesprächsrunde vorgeschlagen. Die 
SPD hat bisher nicht darauf reagiert. Es wird deut-
lich, daß sie das Thema zu Wahlkampfzwecken miß-
brauchen will, indem sie so tut, als ob nichts ge-
schehe. 

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Sie rea

-

gieren nur durch Schreien!) 

Ich will damit abschließen, daß ich feststelle: Ich 
habe nicht nur heute, sondern in den gesamten Aus-
einandersetzungen mit dem Kollegen Bury - im Post-
ausschuß und wo auch immer - die Erfahrung ge-
macht: Wenn der Kollege Bury das Wort Wettbewerb 
in den Mund nimmt, dann ist das wie jener Liebes-
brief eines Lyrikers an seine Geliebte, den er mit den 
Worten eröffnete: „In meinem Zimmer rußt der Ofen; 
in meinem Herzen ruhst nur du."  

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Dr. Uwe Küster [SPD]: Es spricht für Sie, 
daß Sie unheimlich sachlich argumentie

-

ren!) 

Das, Herr Kollege Bury, ist Ihre Einstellung zum 
Wettbewerb. Das zeigt, denke ich, alles. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile dem 
Abgeordneten Dr. Manuel Kiper, Bündnis 90/Die 
Grünen, das Wort . 

Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Das Konzept der Post AG ist angesprochen 
worden. Es kommt darauf an, sich hier einmal über 
die Bewertungsziele klarzuwerden, die wir mit die-
sem Postfilialkonzept verbinden. Aus meiner Sicht 
sind es drei Bewertungsziele, die wir auch zur 
Grundlage dieser Debatte machen müssen, nämlich 
erstens die Frage nach der Grundversorgung im 
Sinne des Kundenschutzes, zweitens aber auch die 
Frage nach der Kundenfreundlichkeit im Sinne einer 
modernen Dienstleistungsinfrastruktur und drittens 
die Sozialverträglichkeit der Umsetzung. 

Inzwischen hat bereits mindestens jede dritte Post-
filiale dichtgemacht. 1983 gab es in diesem Lande 
26 500 Filialen, 1993 noch 21000. Ende letzten Jahres 
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waren es noch gut 15 000 Filialen. Im Augenblick 
gibt es 10 000 eigenbetriebene Filialen und 5 000 
Postagenturen. Der Kollege Müller hat bereits auf die 
bisherige Auflage für das Postfilialkonzept hingewie-
sen, nämlich im Jahre 2002 noch mindestens 10 000 
Postfilialen zu halten, davon 5 000 eigenbetriebene. 

Das Mißtrauen gegen die Pläne der Post AG ist nur 
zu berechtigt, sieht man sich einmal an, welchen 
Kahlschlag die Post AG zum Teil hinsichtlich der Fi-
lialen in der Fläche in den letzten Jahren bet rieben 
hat. Mißtrauen ist auch angesagt, wenn, wie im Kon-
zept der Post AG steht, von den zu errichtenden Cen-
terfilialen 720 von 746 und von den Standardfilialen 
750 von 2 500 eigenbetrieben bleiben sollen und zu-
künftig ungefähr 8 000 Filialen als Postagenturen ge-
führt werden sollen. 

Dies zu bewerten, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, ist unsere Aufgabe. Ich meine, die Bewe rtung 
kommt zu dem Ergebnis: Die Grundversorgung in 
der Fläche wird mit diesem Konzept schlechter. 

Die stärkere Dienstleistungsorientierung ist zwar 
geplant, muß sich aber erst noch erweisen. Die stär-
kere Orientierung an Raumordnungskriterien im 
neuen Planungskonzept ist durchaus zu begrüßen. 
Deshalb, so finde ich, müssen wir bei diesem neuen 
Plan sorgfältig abwägen. Wir müssen auch deshalb 
sorgfältig abwägen, weil - Herr Kollege Müller hat 
darauf hingewiesen - die Deutsche Postgewerk-
schaft, gewissermaßen um die Sozialverträglichkeit 
zu gewährleisten, dies bereits mit der Post AG ver-
traglich abgesichert hat. Es ist klar, daß auf Grund 
des Vertrages, der mit der Deutschen Postgewerk-
schaft geschlossen worden ist, ein Arbeitsplatzabbau 
vorprogrammiert ist. In den Agenturen werden prak-
tisch keine Ersatzarbeitsplätze geschaffen. Es kommt 
vielmehr zu einem weitéren Abbau von Arbeitsplät-
zen. 

Zu Recht wächst der Unmut im Lande gegen die 
Post AG. Dieses Konzept und die Schließung von 
Postfilialen in den letzten Monaten und Jahren hat 
schließlich bedeutet, daß von den Kunden immer 
weitere Wege in Kauf genommen werden müssen. 
Wut breitet sich aus wegen der Schließung auch 
funktionstüchtiger Filialen. Unmut muß sich do rt  aus-
breiten, wo schließlich auch Agenturen dichtge-
macht, ersatzlos gestrichen werden; allein im letzten 
Jahr sind ungefähr 200 Agenturen geschlossen wor-
den. Zu Recht rebellieren Bürgerinnen und Bürger in 
den Kommunen gegen diese Verschlechterung. 

Dieser Unmut muß sich in gleicher Weise gegen 
die Bundesregierung richten. Die Postkundenschutz-
verordnung ist ausgelaufen, und die Bundesregie-
rung hat bisher keine neue Universaldienstleistungs-
Verordnung ins Verfahren gebracht. Das ist ein gro-
ßes Versagen. Die Bundesregierung gibt damit ge-
genüber dem Filialkonzept der Post AG den Kunden-
schutz fahrlässig preis, um den Börsengang der 
Post AG zu beflügeln. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Wettbe-
werb auf dem Postsektor ist von diesem Hause mit 
großer Mehrheit gewünscht worden. Die Portoerhö-
hung zum 1. September 1997 wurde im Postregulie-

rungsrat mit großer Mehrheit gebilligt, um die Lasten 
der Grundversorgung auszugleichen und die Grund-
versorgung sicherzustellen. Diese Portoerhöhung 
wäre in der Tat nicht gerechtfertigt, wenn sich die 
Post AG weiterer Grundversorgungslasten entledi-
gen dürfte. Diese Portoerhöhung müßte zurückge-
nommen werden, sollte die Post AG ihr neues Filial-
konzept gegenüber der Regulierungsbehörde durch-
setzen können. 

Wir dürfen die Post AG nicht aus ihrer Verantwor-
tung für die Grundversorgung entlassen. Deshalb 
muß die Bundesregierung ohne weiteren Verzug 
eine neue Postkundenschutzverordnung ins Verfah-
ren bringen. Die Postkunden dürfen nicht - 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ihre Redezeit ist 
zu Ende. 

Dr. Manuel Kiper (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
die Leidtragenden werden, wenn Waigel seine Haus-
haltslöcher stopfen will. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Max Stadler, F.D.P.-Frak-
tion. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Schlüssel zur 
Lösung der Probleme mit dem Filialnetz der Post liegt 
nach Ansicht der F.D.P.-Bundestagsfraktion da rin, 
der Post möglichst viel unternehmerische Freiheit zu 
geben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Fast alle einzelnen Schritte der Postreform sind 
hier im Hause mit breiter Mehrheit beschlossen wor-
den. Mit der Aufspaltung der alten Behördenpost in 
die Bereiche Telekom, Postbank und gelbe Post und 
mit der Wahl der Rechtsform Aktiengesellschaft für 
die Deutsche Post haben alle Beteiligten, also auch 
die SPD, die Absicht verfolgt, unternehmerisches 
Handeln und betriebswirtschaftliches Denken auch 
im Postsektor stärker zur Geltung zu bringen, um 
den ehemaligen Monopolisten Deutsche Post AG 
später dem vollen Wettbewerb mit anderen privaten 
Unternehmen auszusetzen und damit optimale und 
preisgünstige Dienstleistungen für die Postkunden 
zu erreichen. 

Somit war auch von Anfang an klar, daß das defizi-
täre frühere Postfilialnetz in dieser Form und in die-
sem Umfang nicht zu halten ist. Es ist legitim, über 
einzelne Standortentscheidungen zu diskutieren. Es 
wäre aber unredlich, den Bürgerinnen und Bürgern 
vorzugaukeln, daß alle Postfilialen bleiben könnten. 
Einen Jahresverlust von 2 Millionen DM, verursacht 
durch zu wenig ausgelastete Poststellen, kann die 
Deutsche Post AG auf Dauer nicht verkraften. 

Andererseits besteht der grundgesetzlich veran-
kerte Infrastrukturauftrag. Postalische Dienstleistun- 
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gen müssen für alle Bürgerinnen und Bürger in allen 
Landesteilen verfügbar sein. Eine Poststruktur, die 
sich nur auf größere und mittlere Zentren beschrän-
ken würde, entspräche nicht dem Postulat nach 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in allen 
Landesteilen. Auch auf dem flachen Land muß die 
Deutsche Post AG präsent sein, allerdings nicht in je-
dem Dorf, sondern in zumutbarer Entfernung. 

Das derzeit bei der Deutschen Post AG diskutierte 
Filialkonzept ist ein richtiger Schritt zur Bewältigung 
dieser teils in einem Spannungsverhältnis zueinan-
der stehenden Vorgaben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Viele Bürgerinnen und Bürger sehen in der Präsenz 
der Post vor Ort nach wie vor den Ausdruck des für-
sorglichen „Vater Staates", an den man Steuern zahlt 
und von dem man daher Gegenleistungen wie die 
Bereitstellung einer umfassenden postalischen Infra-
struktur erwartet. Es muß aber der Deutschen Post 
AG dabei erlaubt sein, aus bet riebswirtschaftlicher 
Kalkulation heraus neue Wege zu beschreiten. Kon-
kret bedeutet dies: Die Post AG braucht die unter-
nehmerische Freiheit, um jeweils die richtige Ent-
scheidung zu treffen, ob sie eine Filiale selbst be-
treibt oder ob sie andere moderne Betriebsformen 
wählt, wie zum Beispiel diejenige der Postagentur. 

Eine umfassende Präsenz der Post AG in allen Lan-
desteilen ist ja nicht nur eine Last, sondern auch ein 
Wettbewerbsvorteil gegenüber Konkurrenten, die 
ein so breites Filialnetz nicht zustande bringen. 
Schädlich ist für die Post AG jedoch jegliche politi-
sche Vorgabe, wie viele ihrer Filialen eigenbetrieben 
sein müssen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Solche starren Quotierungen nehmen der Deutschen 
Post AG die Möglichkeit, flexibel zu entscheiden. Ein 
Blick ins Ausland, wie zum Beispiel nach Großbritan-
nien, lehrt, daß dann, wenn man der Post völlige Frei-
heit hinsichtlich der jeweiligen Betriebsform läßt, im 
Ergebnis eine größere Präsenz die Folge ist als bei 
starren Vorgaben, wie sie bisher in Deutschland üb-
lich waren. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Dann wird meistens 
die Regierung abgelöst!) 

Noch gibt es mancherorts aus Unkenntnis heraus 
Vorbehalte gegenüber den Postagenturen. Dort , wo 
sie bereits eingerichtet sind und wo sie oft Poststellen 
mit völlig unattraktiven Öffnungszeiten abgelöst ha-
ben, haben die Kunden schnell die Erfahrung ge-
macht, wie praktisch es ist, auch noch abends um 
19 Uhr Postdienstleistungen in einer Postagentur in 
Anspruch nehmen zu können. 

(Zuruf von der SPD: Und wenn sie wegfal

-

len, was ist dann? - Ulrich Heinrich [F.D.P.]: 
Ein völlig neues Erlebnis!) 

Wer die Problematik ausschließlich unter dem Ge-
sichtspunkt der Konservierung bestehender Struktu-
ren und des Erhalts von Arbeitsplätzen bei der Post 
AG sieht, betrachtet natürlich jeden Zuwachs an un-
ternehmerischer Freiheit für dieses Unternehmen mit 

Mißtrauen. Wer wie wir Freien Demokraten vor allem 
die Interessen der Verbraucher wahren will, kann 
nur begrüßen, daß mit dem neuen Filialkonzept fol-
gende Tendenz eingeschlagen wird: Abschied von 
der Quote und Freiheit bei der Wahl der Bet riebs-
form. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wir wünschen uns möglichst viele kundenfreundli-
che Postagenturen mit attraktiven Öffnungszeiten für 
die Verbraucher überall im Land. Dann wird sich 
nämlich zeigen, daß der ursprünglich gemeinsam 
eingeschlagene Weg der Postreform nicht nur im Be-
reich der Telekommunikation, sondern auch im Be-
reich der gelben Post richtig gewesen ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gerhard Jüttemann, PDS. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Daß uns das Tauziehen um an-
gemessene Postdienstleistungen nun schon während 
der gesamten Legislaturpe riode in Atem hält, ist bei-
leibe kein Zufall, und daß die Leistungen für die Bür-
ger in dieser Zeit nicht besser, sondern schlechter ge-
worden sind, auch nicht. Es ist die direkte Folge der 
Postgesetzgebung dieser Regierung. 

Sie werden es nicht gerne hören, aber ich muß es 
Ihnen trotzdem immer wieder vorhalten: Die Wurzel 
allen Übels in Sachen Post ist Ihr verhängnisvoller 
Privatisierungswahn. Der Wettbewerb, von dem Sie 
ständig reden, hat bisher nichts gerichtet, sondern 
höchstens zugrunde gerichtet. Nichts, aber auch gar 
nichts von den großen Versprechungen wurde erfüllt, 
mit denen Sie Ihre Postpolitik einst schmackhaft ge-
macht haben. Der Se rvice ist nicht besser, sondern er-
kennbar schlechter geworden. Die Preise sind trotz-
dem gestiegen. 

Postfilialen wurden - wir haben es hier gehört - in 
Tausendergrößen weggeholzt, selbst wenn Bürgerin-
itiativen verzweifelt dagegen protestiert haben. Es 
hat die Herren vom Vorstand der Deutschen Post ein-
fach nicht interessie rt  und den Postminister auch 
nicht. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Wenn wir die Stasi 
noch hätten, hätten wir ein paar mehr Post

-

stellen!) 

Die Post hat eben kalt entschieden, daß diese oder 
jene Filiale nach ihren Rechnungen nicht genug Ge-
winn abwirft - das ist F.D.P.-Politik, das ist klar -, und 
anderes zählt für sie nicht. 

Ich möchte Ihnen nur ein aktuelles Beispiel nen-
nen. Artern in Thüringen, bis vor wenigen Jahren 
noch Kreisstadt, steht demnächst ohne eine einzige 
posteigene Filiale da. Selbst wenn dafür in irgendei-
nem Gemischtwarenladen noch Postdienstleistungen 
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angeboten werden: Das dann hochtrabend Univer-
saldienst zu nennen ist mehr als ein Hohn. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Es kommt auf die 
Qualität an!) 

Sie, meine Damen und Herren auf den Regierungs-
bänken, haben mit Ihrer Politik die Post geradezu 
eingeladen, so zu handeln. 

So sehr ich das Anliegen der SPD in dieser Aktuel-
len Stunde unterstütze, den Vorwurf einer Mitschuld 
kann ich der SPD nicht ersparen. Denn hätte die 
Mehrheit der SPD vor fast genau vier Jahren nicht mit 
Union und F.D.P. für die Grundgesetzänderung zur 
Postprivatisierung gestimmt, hätten wir die heutigen 
Probleme sicher nicht. Diesen Standpunkt hat die 
PDS seinerzeit vertreten, und die Entwicklung hat ihr 
recht gegeben. Damals wurde die Post ohne Not aus 
der staatlichen Hoheit entlassen. Deshalb sollte sich 
heute auch niemand wundern, wenn für die Post nur 
noch unternehmerische Aspekte zählen und der Ver-
sorgungsauftrag für die Bürger von ihr als lästige 
Pflichtübung behandelt wird. Die Post ist eben eine 
Aktiengesellschaft und verhält sich dementsprechend. 
Gegenwärtig ist sie vor allem auf den baldigen Gang 
an  die Börse erpicht, und das hat sich noch nie mit dem 
Gemeinwohl und sozialem Denken vertragen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Wie bitte?) 

Damit bin ich bei einem zweiten Aspekt. Die Roß-
kur für den Börsengang hat bekanntlich nicht allein 
Filialsterben und verschlechterten Service zur Folge, 
sie hat auch verheerende Folgen für die Beschäfti-
gungssituation im Postsektor. Obwohl es schon ge-
nug Arbeitslose und geringfügig Beschäftigte in 
Deutschland gibt, beabsichtigt die Post auch weiter-
hin, in Zehntausendergrößenordnung sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze zu vernichten. Als Ver-
suchsfeld soll offensichtlich vor allem der Osten her-
halten. Das auch noch als „Filialkonzept" auszuge-
ben, kann ich nur zynisch nennen. 

Jetzt aber muß es wenigstens um Schadensbegren-
zung gehen. Die PDS forde rt  deshalb, daß die Deut-
sche Post auf gar keinen Fall aus ihrer Verpflichtung 
entlassen werden darf, mindestens 12 000 Filialen zu 
erhalten, darunter mindestens 5 000 eigenbetriebene; 
ich betone: mindestens, denn nach den eigenen Bi-
lanzen hat die Post durchaus die Möglichkeit, mehr 
zu leisten. Wie erst kürzlich verkündet, peilt sie sogar 
die Marktführerschaft in Europa an. Es kann und 
darf nicht sein, daß dafür die Kleinkunden auf dem 
flachen Lande zu bluten haben. 

Deshalb muß schnellstens die längst überfällige 
Universaldienstleistungs-Verordnung her, und zwar 
nicht mit butterweichen Formulierungen, sondern 
mit glasklaren Festlegungen. Wer die blockiert, han-
delt gegen die elementaren Interessen der Postkun-
den und auch der Postbeschäftigten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort  dem Parlamentarischen Staatssekretär Dr. Hein-
rich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Deut-
sche Bundestag hat vor knapp fünf Monaten das 
neue Postgesetz verabschiedet. Der wesentliche In-
halt dieses Gesetzes wurde durch Art . 87 f des 
Grundgesetzes vorgegeben. Neben der Öffnung des 
Marktes für Postdienstleistungen ist darin die Ver-
pflichtung des Bundes zur Sicherung einer posta-
lischen Grundversorgung festgeschrieben. Es ist un-
bestritten, daß auch das Filialnetz im Postbereich, 
das Gegenstand dieser Aktuellen Stunde ist, ein sehr 
wesentlicher Teil dieser Infrastruktur ist. 

Das vom Regulierungsrat grundsätzlich gebilligte 
bisherige Filialkonzept der Deutschen Post AG sah 
vor, bis zum 1. Januar 2000 mindestens 12 000 statio-
näre Vertriebspunkte und bis zum Auslaufen der Ex-
klusivlizenz, also bis zum 31. Dezember 2002, minde-
stens 10 000 stationäre Vertriebspunkte zu erhalten. 
Jeweils 50 Prozent der Filialen sollten von der Deut-
schen Post AG selbst, die übrigen von Agenturinha-
bern betrieben werden. 

Erneute Beratungen im Regulierungsrat am 8. Sep-
tember 1997 hat die Deutsche Post AG zum Anlaß 
genommen, das gesamte Filialkonzept zu überarbei-
ten. Ihre Überlegungen zu der neuen Filialkonzep-
tion hat die Deutsche Post AG am 11. Februar dieses 
Jahres in der 46. Sitzung des Ausschusses für Post 
und Telekommunikation des Deutschen Bundestages 
vorgestellt. Vorgesehen ist eine insgesamt höhere 
Anzahl von Filialen - 11000 bis 12 000 - bei freier 
Wahl der Quotierung: 

(Hans Martin Bury [SPD]: Völlig unverbind

-

lich!) 

Im Ausschuß wurden insbesondere die Quotierungs-
regelungen, die Gewährleistung der Postversorgung 
wie auch die Auswirkungen auf die Beschäftigung 
diskutiert. 

Das neue Filialkonzept wurde dem Länderarbeits-
kreis Post und Telekommunikation am 18. Februar 
dieses Jahres und dem Beirat der Regulierungsbe-
hörde am 23. März vorgestellt. 

Bei der Bewertung müssen wir, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, beachten, daß die Deutsche Post AG, 
die zur Zeit noch einziger Träger eines bundesweiten 
Postfilialnetzes ist, inzwischen ein p rivates Unterneh-
men ist, das sich am Markt orientieren muß. Wir kön-
nen die Post nicht einerseits privatisieren und sie an-
dererseits wie früher weiter wie ein Staatsunterneh-
men lenken wollen. Damit will ich nicht sagen - um 
keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen -, daß 
die Bundesregierung die unternehmerischen Ent-
scheidungen der Post nicht kritisch begleiten will. Im 
Gegenteil: Eine solche kritische Begleitung ist im 
Hinblick auf die der Post noch eingeräumten Mono-
polrechte und vor allem auch deshalb erforderlich, 
weil sie faktisch der zur Zeit einzige flächendek-
kende Versorger ist. 

Ein Filialnetz kann nicht statisch sein; es ist natür-
lich Marktveränderungen ausgesetzt. Insbesondere 
muß es auf die sich wandelnden Kommunikationsge- 
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wohnheiten der Kunden reagieren. Es muß deshalb 
natürlich von Zeit zu Zeit strukturellen Veränderun-
gen angepaßt werden. In diesem Sinne verstehe ich, 
verstehen wir den Vorschlag der Deutschen Post AG 
für eine Weiterentwicklung des Filialnetzes aus un-
ternehmenspolitischen Gründen. 

Kollege Kiper, Sie haben hier die drei Kriterien Flä-
chendeckung, Kundenfreundlichkeit und Sozialver-
träglichkeit angesprochen. Ich denke, daß dieser 
Vorschlag der Deutschen Post AG durchaus mit die-
sen drei Kriterien in Einklang zu bringen ist. Zum 
Beispiel liegen die Öffnungszeiten solcher Agentu-
ren im Interesse der Kunden. Sie werden von den 
Kunden durchaus geschätzt und entsprechend ge-
nutzt. Die Versorgung durch fremdbetriebene Agen-
turen in bezug auf Qualität und Öffnungszeiten 
braucht nach allem, was man hört, keineswegs 
schlechter zu sein als die Versorgung durch Postfilia-
len selbst. 

Wir haben gehört - das ist heute schon gesagt wor-
den -, daß das Filialkonzept bereits Gegenstand von 
Verhandlungen zwischen der Deutschen Post AG 
und der Deutschen Postgewerkschaft war. Hierbei 
ging es - Stichwort „Sozialverträglichkeit" - vorran-
gig um die möglichen Auswirkungen auf die betrof-
fenen Mitarbeiter in den Filialen. Nach den Planun-
gen der Deutschen Post AG wird sich der Personalab-
bau in Grenzen halten und in jedem Fall - ich betone: 
in jedem Fall - sozial verträglich möglich sein. Nach 
meinen Informationen ist eine Vereinbarung zwi-
schen dem Unternehmen und der Gewerkschaft 
schon paraphiert, wenn auch noch nicht rechtskräftig 
unterzeichnet. 

Zum Schluß: Ich begrüße die Diskussion um die in-
frastrukturpolitische Dimension des Filialkonzepts. 
Sie ist notwendig. Das gilt insbesondere im Hinblick 
auf die in der Vorbereitung befindliche Postuniver-
saldienstleistungs-Verordnung, in der auch Kriterien 
für den Zugang der Bürger zu einem Filialnetz im 
Postbereich vorgegeben werden sollen. Wegen der 
erforderlichen Zustimmung des Bundestages und 
des Bundesrates zu einer solchen Postuniversal-
dienstleistungs-Verordnung hat der Bundesminister 
für Wirtschaft vorgeschlagen, eine informelle Ar-
beitsgruppe einzurichten, 

(Hans Martin Bury [SPD]: Was ist denn Ihre 
Vorstellung?) 

um Lösungen für die Postuniversaldienstleistungs-
Verordnung zu erarbeiten, die sowohl von der Bun-
desregierung und vom Bundestag als auch vom Bun-
desrat getragen werden können. Ich bin zuversicht-
lich und optimistisch, daß diese Beratungen auch zu 
einem Ergebnis führen können und werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Hans  Martin Bury [SPD]: Unsere Vorschläge 
liegen vor! Sagen Sie doch, was Sie wollen! 
- Elmar Müller [Kirchheim] [CDU/CSU]: 
Flucht aus der Verantwortung! EU-Richt

-

linie!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Eike Hovermann, SPD-Fraktion. 

Eike Hovermann (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Zu dem Bild „Flucht aus 
der Verantwortung ", Herr Müller, möchte ich nur an 
zwei oder drei Zitate von Herrn Bötsch erinnern, der 
seinerzeit sagte, es sei zwar nicht mehr möglich, die 
nächste Postfiliale mit Pantoffeln zu erreichen, aber 
er wolle dafür geradestehen, daß mindestens eine 
fünfstellige Zahl von posteigenen Filialen bestehen-
bleibe. Er wolle insbesondere den ländlichen Raum 
schützen. 

(Gerhard Jüttemann [PDS]: Hat er „post

-

eigene" gesagt?) 

- Posteigene. 

Mittlerweile - so scheint es - sind aber besonders 
im ländlichen Raum Wanderstiefel notwendig, um 
zur nächsten Postfiliale zu gelangen, oder es bleibt - 
das ist das Faktum - der mobile Service, der zuneh-
mend an die Stelle der wegfallenden posteigenen 
Filialen tritt. Er tritt im Grunde genommen auch an 
die Stelle der Agenturen. Ich beziehe mich jetzt auf 
zwei Wahlkreise, die rund um meinen Wohnort 
herum liegen, und auf zwei weitere Wahlkreise, die 
etwas weiter entfernt liegen: Es werden zwar Agen-
turen eingerichtet, Herr Müller und Herr Stadler, 
aber wenn sie geschlossen werden, tritt an ihre Stelle 
keine neue Filiale, sondern es geht nur darum, ob 
hier der mobile Service einspringt oder ob der Post-
briefträger mit der erweiterten Annahmebefugnis - 
oder wie auch immer das heißt - einspringen muß. 
Dieser hat weder die Zeit noch die Qualität, das zu 
leisten, was im grundgesetzlichen Auftrag gemäß 
Art . 87 f des Grundgesetzes zu leisten ist. 

Wenn Sie eben in einem Zwischenruf sagten, daß 
die Richtlinien der EU als Grundlage für den infor-
mellen Arbeitskreis dienen sollen, sage ich einmal, 
was darin steht: 

Allen Nutzern ist ein leichter Zugang zum Post-
netz zu ermöglichen, indem ihnen insbesondere 
eine ausreichende Anzahl fester Zugangspunkte 
und zufriedenstellender Bedingungen hinsicht-
lich der Häufigkeit der Abholung und Zustellung 
geboten wird und eine den Bedürfnissen der 
Nutzer angepaßte Dichte der Abhol- und Zu-
gangspunkte. 

Das ist der Punkt. 

Herr Stadler klagt, dies wäre nur mit unternehme-
rischer Freiheit und unternehmerischem Handeln 
möglich. Faktum, das wir mittlerweile zu beklagen 
haben, ist, daß im ländlichen Raum diese sogenannte 
unternehmerische Freiheit und das unternehmeri-
sche Handeln dazu führen, daß der mobile Postser-
vice übrigbleibt und daß es eine Ungleichgewichtig-
keit zwischen Ballungszentren und dem ländlichen 
Raum gibt. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 
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Eike Hovermann 

Nach Maßgabe des Art . 87 f Abs. 1 des Grundge-
setzes gilt im Grunde dasselbe - ich verkürze -: „flä-
chendeckend angemessene und ausreichende 
Dienstleistungen" zur Verfügung zu stellen. Dieses 
Grundgesetz gilt immer noch. 

(Elmar Müller [Kirchheim] [CDU/CSU]: Das 
ist Fakt!) 

- Herr Müller, langsam. Dies gilt für die Ballungszen-
tren genauso wie für den ländlichen Raum. 

Die Post AG hat sich in Kenntnis dieser Probleme 
am 2. Dezember 1996 gegenüber dem Regulierungs-
rat verpflichtet, bis zum Jahre 2000 mindestens 
12 000 - diese Zahlen haben wir alle schon gehört - 
und nach dem Jahr 2000 mindestens 10 000 Filialen - 
davon mindestens 5 000 posteigene Filialen - selbst 
zu betreiben. 

Jetzt kommt Herr Stadler und sagt: Wir wollen von 
den starren Regeln weg. Was heißt denn das? Entwe-
der geht man Verpflichtungen ein, damit sich die be-
troffenen Arbeitnehmer, Arbeitgeber und wer auch 
immer davon als Nutzer betroffen ist, auf etwas ein-
lassen können und Planungssicherheit haben, oder 
man sagt: Ich gehe einerseits Verpflichtungen ein, 
kann aber unter dem Aspekt der wirtschaftlichen 
Freiheit und des wirtschaftlichen Handelns jederzeit 
Verpflichtungen, die ich eingegangen bin, wieder 
brechen. Na gut. Das entspricht nicht unserer Vor-
stellung von wirtschaftlichem Handeln und von wirt-
schaftlicher Freiheit; denn so betrachtet man immer 
nur die eine Seite. 

Sie haben im Zusammenhang mit der Postprivati-
sierung das Beispiel McPaper angesprochen. Viel-
leicht hat das bei Ihnen - wie zunächst auch bei uns - 
zu einiger Verwirrung geführt. Aber wir bleiben da-
bei, daß wir die eingegangenen Verpflichtungen 
ernst nehmen. Manche muß man auf den richtigen 
Weg zurückführen, muß sie zu ihrem Glück zwingen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wir gehen davon aus, daß in einer zukunftsweisen-
den Politik mindestens 5 000 posteigene Filialen das 
Rückgrat der Post bilden. 

Die Post AG hat ihr Filialkonzept vorgestellt. Schon 
mit diesem Vorschlag wurde Zug um Zug die Quotie-
rung in bezug auf Eigen- und Fremdfilialen auf gege-
ben.  Das stieß auch bei Ihnen nicht auf ungeteilte 
Freude; in der Sitzung haben Sie mit emphatischem 
Ton gefragt - auch Hans Ma rtin Bury hat es eben er-
wähnt -: Warum haben wir eigentlich der Portoerhö-
hung von 1 DM auf 1,10 DM zugestimmt? Denn laut 
Originalton Müller - lesen Sie es nach! - wollten Sie 
damit die Qualität der posteigenen Filialen verbes-
sern. 

(Elmar Müller [Kirchheim] [CDU/CSU]: 
Damit sind wir im Gespräch!) 

- Immer den eigenen Text lesen, Herr Müller. Es hilft 
manchmal, wenn man in das Gesetz oder in den Text 
schaut. Sie wissen doch, daß insbesondere die Kom-
munen im ländlichen Raum gekniffen sind. Wie im 
Bereich Gesundheit und anderswo gilt auch hier: 

Den letzten beißen die Hunde. Es werden Lasten auf 
die Kommunen verlagert. 

Herr Jüttemann hat dankenswerterweise ein Bei-
spiel aus den ostdeutschen Ländern genannt. Ich 
nenne ein anderes: In Bönen -18 000 Einwohner - 
werden posteigene Filialen geschlossen, ohne daß 
eine lebensfähige Struktur von Agenturen sichtbar 
ist. Dies könnte ich für mehrere Städte aus dem Um-
kreis bestätigen. 

Ich will nur noch an eines erinnern. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ihre Redezeit ist 
zu Ende. Bitte nur noch ein letzter Satz. 

Eike Hovermann (SPD): Frau Präsidentin, ein letz-
ter Satz: Wir sind deshalb dafür, neben der Erhaltung 
der sozialen Mindeststandards eine Mindestzahl von 
12 000 vorzuhaltenden stationären Vertriebspunkten, 
davon mindestens 5 000 eigenbetriebene Filialen, 
festzulegen. 

Ich danke für Ihre Geduld, Frau Präsidentin. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Michael Meister, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Dr. Michael Meister (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Hovermann, 
Sie haben eben davon gesprochen, es müßten einige 
mal wieder auf Kurs gebracht werden. Dazu möchte 
ich nur bemerken: Es wäre sehr schön, wenn auch 
die SPD-Fraktion die geistige Flexibilität erreichen 
würde, die mittlerweile die Deutsche Postgewerk-
schaft zeigt. Dann wären Sie schon ein ganzes Stück 
weiter. 

All die Gesetze, die verabschiedet worden sind, 
haben der Deutsche Bundestag und der Bundesrat 
beschlossen. Dort gibt es bekanntlich unterschiedli-
che Mehrheiten. Ich glaube, man sollte sich nicht aus 
Populismus und Opportunismus aus der gemeinsa-
men politischen Verantwortung für das, was man be-
schlossen hat, herausstehlen. Das ist unehrlich. 

(Hans Martin Bury [SPD]: Warum tun Sie es 
dann?) 

- Wir tun das nicht. Sie versuchen es mit der Debatte 
heute, die Sie angeschoben haben. 

Wenn sich draußen in der Bevölkerung Unmut auf-
tut - Herr Kollege Kiper hat es angesprochen -, kön-
nen wir das, so glaube ich, alle verstehen. Die Men-
schen werden mit Veränderungen konfrontiert. 
Wenn Sie versuchen - wie mit dieser Debatte und 
den Aktionen in den Wahlkreisen -, daraus in Wahl-
kampfzeiten Ihr parteipolitisches Süppchen zu ko-
chen, leisten Sie einen Bärendienst. Wir sollten viel-
mehr einen Beitrag dazu leisten, den Übergang kon-
struktiv zu gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Michael Meister 

Ich bin fest davon überzeugt, daß sich der Wettbe-
werb mittelfristig positiv auch für die Postkunden 
auswirken wird. Die Qualität wird steigen, das Preis-
Leistungs-Verhältnis wird besser werden, und die 
Anzahl der angebotenen Dienstleistungen wird zu-
nehmen. Bei der Beratung des Gesetzes haben wir 
darauf geachtet, daß sich alle Punkte der ehemals 
geltenden Postkundenschutzverordnung in der 
neuen Gesetzgebung wiederfinden. Wir sind dies in 
den Ausschußberatungen Punkt für Punkt durchge-
gangen und haben darauf geachtet, daß keinerlei 
Abbau an Qualität stattfindet. Dazu stehen wir, und 
dafür werden wir auch in Zukunft politisch eintreten. 

Herr Kollege Bury, Sie rekur rieren immer auf die 
EU-Richtlinie. 

(Eike Hovermann [SPD]: Herr Müller tut dies!) 

Nach meinen Kenntnissen sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland alle Anforderungen dieser EU-
Richtlinie schon heute gängige Praxis. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu bedarf es keiner zusätzlichen Rechtsgrundlage. 
Es ist bereits heute der Fall. 

Ich möchte Ihnen einen weiteren Punkt aufzeigen: 
Wir haben uns Anfang der 80er Jahre in diesem 
Hause auf einen gemeinsamen Grundkonsens ver-
ständigt. Wir sind immer noch auf dieser Linie, die 
wir damals beschlossen haben, nämlich in bezug auf 
die zeitlichen und entfernungsmäßigen Restriktionen 
für die Kunden. Wir stehen zu dieser Aussage, und 
wir werden bei allen Konzepten, die wir diskutieren, 
auch diesen Konsens dieses Hauses seit Anfang der 
80er Jahre weiterhin tragen. 

Wir sind dafür eingetreten, nicht nur abstrakte, 
globale Zahlen zu diskutieren: 10 000, 11 000 Filialen 
in Deutschland. Damit kann kein Mensch draußen 
etwas anfangen. Wir sind dafür eingetreten, daß wir 
regionalisierte Filialkonzepte bekommen, 

(Hans Martin Bury [SPD]: Wo sind sie denn?) 

auf deren Grundlage in den Landkreisen, in den gro-
ßen Städten konkret diskutiert werden kann: Wie 
wird sich diese Veränderung in der Filialstruktur aus-
wirken? Mittlerweile ist die Post AG dabei, dies vorzu-
legen. Wir sind dankbar dafür. Wir werden dann vor 
Ort diskutieren, wie sich das konkret für den Bürger 
auswirkt. Ich glaube, das ist ein sinnvoller Ansatz. 

Ich möchte aber auch ein paar kritische Töne in 
Richtung Deutsche Post AG sagen. Da ist mit Sicher-
heit in Richtung Kommunikation - Kommunikation 
mit den Kunden, mit den Kommunalpolitikern, mit 
den Bürgern -, nicht alles so gelaufen, wie es laufen 
könnte. Wir würden uns wünschen, daß man früher 
und offener auf die Betroffenen zugeht und das deut-
lich macht. Ich will anerkennen, daß sich da in den 
letzten Monaten einiges zum Besseren gewendet 
hat. 

Ich möchte einen weiteren Punkt aufnehmen. Ich 
habe von den Sorgen der Menschen gesprochen. Die 
sind für mich verständlich, wenn sich etwas verän-
dert. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

- Ganz genau! Es ist aber eine Frage, wie man mit 
diesen Sorgen umgeht, wie man das aufgreift, 

(Eike Hovermann [SPD]: Wie ist es denn bei 
den kreativen Bayern?) 

ob man zum Beispiel im Vorfeld solcher Veränderun-
gen lediglich Stimmung macht oder ob man auch mal 
deutlich macht, welche eindeutig positiven Auswir-
kungen - das wurde hier schon angesprochen - län-
gere Öffnungszeiten, besserer Service, 

(Eike Hovermann [SPD]: Und wenn sie 
schließen?) 

Erhalt von mittelständischen Unternehmen gerade 
im Bereich des Einzelhandels und damit auch im 
ländlichen Raum haben. Das sollten wir einmal deut-
lich machen. 

Meine persönliche Erfahrung in meinem eigenen 
Wahlkreis ist: Vor solchen Umwandlungen haben wir 
immer schwierige Diskussionen, nach den Umwand-
lungen ist das Echo durchweg positiv, weil die Leute 
plötzlich spüren, daß die Dienstleistung dadurch bes-
ser und nicht schlechter geworden ist. 

Ich möchte hier noch auf etwas eingehen, was der 
Kollege Bury angesprochen hat. 

(Hans Martin Bury [SPD]: Aber Sie erzählen 
im ländlichen Raum doch das Gegenteil von 

dem, was Sie  tun!)  

- Kollege Bury, Lautstärke und Qualität stehen in der 
Regel im umgekehrten Verhältnis zueinander. Des-
halb: Dämpfen Sie Ihre Stimme, dann wird vielleicht 
die Qualität besser. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie sind aber ganz 
schön laut!) 

Herr Kollege Bury, Sie haben massiv kritisiert, die Re-
gulierungsbehörde würde gegen bestehende Ge-
setze verstoßen. Wir haben doch verlangt, sie solle 
unabhängig sein. Deshalb sollten wir uns auch nicht 
anmaßen, ihr politische Empfehlungen zu geben, 
sondern sollten die Unabhängigkeit dieser Behörde 
von allen Seiten des Hauses respektieren. Dazu 
möchte ich Sie nachdrücklich ermahnen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Unabhängig, aber 
gebunden an das Gesetz!) 

Sie haben sich hier als Vorkämpfer der Postge-
werkschaft geriert. - Das sei mein letzter Satz. - Ich 
glaube, es war ein Riesenschock für Sie, als Sie plötz-
lich erfahren haben, daß die Postgewerkschaft diesen 
Vertrag paraphiert hat. Es wäre besser gewesen, statt 
von Ihrer Seite diese Debatte hier zu beantragen, Sie 
hätten sich mal in Ihr Büro gesetzt und sich überlegt, 
ob der Weg, den die Postgewerkschaft hier einge-
schlagen hat, nicht der richtige Weg ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Sie ist Ihnen doch in 

den Rücken gefallen!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Die nächste Red-
nerin ist die Abgeordnete Ute Vogt, SPD-Fraktion. 
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Ute Vogt (Pforzheim) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich war schon er-
staunt, Herr Kollege Meister, über Ihre Ausführun-
gen. Denn in meinem Wahlkreis sind es genau die 
Kommunalpolitiker und Abgeordneten Ihrer Frak-
tion, die bei uns Stimmung machen, die jedes Mal 
den Bürgerinnen und Bürgern falsche Hoffnungen 
machen und sagen: Wir retten eure Postfiliale, wir 
sind diejenigen, die den Postdienst für euch erhalten. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Meister der Doppel

-

züngigkeit!) 

Das sind zwei Seelen, sage ich immer: die revolutio-
näre im Wahlkreis und die andere do rt, wo es tat-
sächlich darauf ankäme, wo Sie wirk lich Taten zei-
gen könnten und nicht nur Worte schwingen müßten, 
nämlich hier in Bonn. Da aber fehlt Ihre Verordnung 
immer noch, um den entsprechenden Rechtsrahmen 
zu setzen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - 
Dr.  Michael Meister [CDU/CSU]: Schüren 
Sie jetzt Stimmungen, oder sind Sie brav?) 

Ich finde es wirklich ärgerlich, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Unverschämt, nicht 
ärgerlich!) 

wenn Sie hier auf einmal so tun, als wären Sie dieje-
nigen, die die sachlichen Diskussionen führen, wäh-
rend Sie hier durch Nichtstun auffallen, in den Wahl-
kreisen aber dadurch, daß Ihre Abgeordneten den 
Bürgerinnen und Bürgern Hoffnungen machen, wo 
andere versuchen, zu sagen: Leute, macht euch we-
nig Hoffnungen, denn da wurde sehr viel auch im 
Vorfeld schon verbaut. 

Ich möchte auch etwas zu den Erfahrungen mit 
den Agenturen berichten. Natürlich, wenn ich B rief-
marken kaufen möchte, kann ich in der Tat sagen: 
Prima, ich kann auch abends um sechs noch in den 
Laden. Aber bei allen anderen Dingen wird es dann 
schon schwieriger. Ich will nur ein Beispiel heraus-
greifen. Es hat mich gewundert, Herr Stadler, daß 
Sie, der Sie doch häufiger Verfechter eines effektiven 
Datenschutzes sind, hier ausgerechnet die Agentu-
ren hochloben. Denn wenn man zum Beispiel im Le-
bensmittelladen ein Paket oder ein Päckchen abgibt, 
dann weiß in der Regel das ganze Dorf, wer an wen 
etwas schickt, weil das dann do rt  im Regal liegt. Und 
wenn jemand zum Beispiel Geldgeschäfte machen 
oder ein Telegramm aufgeben möchte, dann hat man 
gerade in den Agenturen Riesenprobleme, Daten-
schutz und Postgeheimnis zu wahren und das Ganze 
so abzuwickeln, daß es auch vertrauensmäßig in ei-
nem vernünftigen Rahmen stattfinden kann. Deshalb 
sind die Agenturen zwar, wie gesagt, vielleicht ganz 
nett fürs Briefmarkenkaufen. Aber für andere Post-
dienstleistungen sind sie natürlich ein enormer Rück-
schritt - 

(Dr.  Max Stadler [F.D.P.]: Wollt ihr sie jetzt 
haben oder nicht?) 

von den Arbeitsplätzen gar nicht zu reden; daß näm

-

lich dadurch kein einziger Arbeitsplatz geschaffen 

wurde, sondern eher auf seiten der Post AG Arbeits-
plätze vernichtet werden, ist hinlänglich bekannt. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich möchte einen anderen Bericht aus der Praxis 
anfügen. Ich habe bei uns in der Region mit einigen 
mittelgroßen Städten und ein paar kleineren Ge-
meinden nachgefragt. Stellen Sie sich das einmal als 
einen Kuchen vor: Etwa 40 Prozent des Angebots 
besteht heute schon in Agenturen; das heißt, fast 
fünf Stücke Torte - bei uns ißt man Schwarzwälder 
Kirsch - sind weg. 45 Prozent sind eigenbetriebene 
Filialen mit bereits enorm reduzierter Öffnungszeit 
- 7 bis 22 Stunden in der Woche ist da überhaupt 
noch offen -, 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Deshalb Post

-

agenturen oder mobiler Service!) 

das heißt, weitere fünf Stücke sind weg. Zehn Stücke 
sind schon verfrühstückt - ohne eine entsprechende 
Qualität der Dienstleistungen. Es bleiben etwa 
10 Prozent, die zwischen 22 und 38,5 Stunden geöff-
net haben. Wenn man es insgesamt sieht, stellt man 
fest, daß noch ein halbes Stückchen Kuchen, etwa 
5 Prozent, übrig bleibt, wo ein vernünftiges Angebot 
gemacht wird, nämlich Postfilialen mit mehr als ei-
nem Schalter. 

Die Frage der Beschäftigten bei der Post AG hängt 
genau von dieser Frage ab. Einen qualifizierten Ar-
beitsplatz, Fortbildungsmöglichkeiten und Aufstiegs-
möglichkeiten kann man nur dann ermöglichen, 
wenn man mehr als einen Schalter zur Verfügung 
hat, wenn man eine Filiale hat, wo noch Ausbaumög-
lichkeit besteht. So und nur so ist die Vereinbarung 
der Postgewerkschaft zu verstehen, auf die sie sich 
vor allem zur Sicherung qualifizierter Arbeitsplätze 
eingelassen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber es ist auch klar - da stimmt die Deutsche Post-
gewerkschaft mit der SPD vollkommen überein -: 
Das politische Ziel „Wir brauchen weiterhin 5 000 Fi-
lialen im Eigenbetrieb " wurde zu keiner Zeit aufge-
geben. Wenn Sie etwas anderes sagen, geschieht 
dies wider besseres Wissen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat die 
Abgeordnete Renate Blank, CDU/CSU-Fraktion. 

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die heutige Aktuelle Stunde auf 
Antrag der SPD ist eine reine Schaufensterveranstal-
tung - Wahlkampf läßt grüßen - und bringt der Bevöl-
kerung keine einzige postalische Dienstleitung mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Aber hier wird klargemacht, wer die 

Verantwortung dafür trägt!) 

Mit der heutigen Debatte soll und wird die Angst der 
Bevölkerung vor einer Reduzierung der Postdienst-
leistungen und insbesondere die Angst der Beschäf-
tigten der Deutschen Post AG um ihren Arbeitsplatz 
geschürt werden. 
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Renate Blank 

Was bewegt die SPD zu dieser eigentlich nicht ak-
tuellen Stunde? Was ist geschehen? Blicken wir zu-
rück! Im Rahmen des Postgesetzes mit dem Infra-
strukturauftrag und der Exklusivlizenz für die Deut-
sche Post AG gibt es die Verpflichtung, den Kunden 
entsprechend der allgemeinen Nachfrage flächen-
deckend angemessene und ausreichende Möglich-
keiten anzubieten, postalische Dienstleistungen in 
Anspruch zu nehmen. Dabei hat sich die Deutsche 
Post AG verpflichtet, bis zum Auslaufen der Exklu-
sivlizenz Ende 2002 mindestens 10 000 stationäre 
Vertriebspunkte vorzuhalten, davon 5 000 im Eigen-
betrieb. 

Nun wurde die Deutsche Post AG aufgefordert, 
länderbezogene Konzepte für das Filialnetz unter 
Einbeziehung von raumordnungspolitischen Krite-
rien zu erarbeiten. Dies wurde getan. Das neue Kon-
zept unterscheidet sich nur dadurch, daß jetzt bis 
zum Jahr 2003 rund 11700 statt bisher 10 000 Filialen 
erhalten bleiben sollen, davon aber weniger als bis-
her im posteigenen Bet rieb. 

Jetzt passiert das für die SPD schier Unglaubliche: 
Diese Veränderungen sind von der Postgewerkschaft 
akzeptiert worden. Ja, es gibt sogar eine Vereinba-
rung mit der Gewerkschaft, 

(Hans Martin Bury [SPD]: Unverbindlicher 
Vorschlag der Post AG!) 

ohne daß dies vorher mit der SPD abgesprochen wor-
den war. Ich kann mir natürlich sehr gut vorstellen, 
daß Sie, meine Damen und Herren von der SPD, dar-
über verärgert sind. Wie kann eine Gewerkschaft 
ohne Rücksprache mit Ihnen eine Vereinbarung mit 
dem Tarifpartner treffen? Das geht wahrscheinlich 
nicht in Ihre Köpfe. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vielleicht gäbe es diese Zustimmung nach der offen-
sichtlichen Wahlwerbung des DGB für die SPD heute 
nicht mehr. 

Die Deutsche Post AG muß sich zunehmend dem 
entstehenden Wettbewerb, insbesondere ab 2003 
nach Auslaufen der Exklusivlizenz, stellen. Dafür ist 
es aus meiner Sicht wichtig, daß unternehmerische 
Entscheidungen getroffen werden, die Kosteneinspa-
rungen beinhalten und die Versorgung der Bevölke-
rung mit optimalen Postdienstleistungen sowie die 
sozialverträgliche Umsetzung der Filial- und Ver-
triebsstrategie gewährleisten. 

Lassen Sie mich noch ein Wo rt  zu den Postagentu-
ren sagen, Frau Kollegin Vogt. Der Datenschutz ist 
natürlich auch bei einer Postagentur gewährleistet. 
Dazu verpflichtet sich die Postagentur. Das, was Sie 
hier gesagt haben - daß es das ganze Dorf weiß -, ist 
Unsinn. 

(Zurufe von der SPD: Na, na!) 

Auch wenn in der Post jemand am Schalter steht, ist 
es durchaus möglich, daß das ganze Dorf mitbe-
kommt, worum es geht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Was verschicken 
Sie denn?) 

Die Einrichtung der Postagenturen hat sich be-
währt. Fast überall, wo sie eingerichtet wurden - in 
Bayern gibt es schon weit über 500 -, werden sie von 
der Bevölkerung sehr gut angenommen. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Weil nichts anderes 
da  ist!)  

Denn - das wurde heute schon gesagt - die Post-
agenturen sind hinsichtlich ihrer Öffnungszeiten we-
sentlich kundenfreundlicher als viele eigenbetrie-
bene Postfilialen. Wenn bei der Inbetriebnahme einer 
Postagentur noch hinzukommt, daß die bisher in 
einer Postfiliale Beschäftigten sozialverträglich um-
gesetzt werden können, dann sind alle zufrieden. 

Selbst in einer Großstadt wie Nürnberg hat sich die 
Einrichtung von Postagenturen bewährt . Dies gilt 
auch für kleinere Städte meines Wahlkreises, auch 
für die Stadt Schwabach. In Nürnberg und Schwa

-

bach gibt es jeweils bereits über fünf Postagenturen, 
die wirklich sehr gut angenommen und von der Be-
völkerung geschätzt werden. 

Für mich ist es wichtig, daß mit einem Filialkonzept 
der Deutschen Post AG, dem die Gewerkschaft zuge-
stimmt hat, die Versorgung der Bürger mit postali-
schen Dienstleistungen auch unter raumordnungs-
politischen Gesichtspunkten dauerhaft sichergestellt 
wird. Dabei ermöglicht eine größere Flexibilität der 
Vertriebsformen eine bessere Orientierung an den 
Wünschen der Kunden. Wenn dann noch eine sozial-
verträgliche Umsetzung, durch die Zustimmung der 
Gewerkschaften garantiert, erfolgt, gibt es keinen 
Anlaß zur Panikmache. 

Die von der SPD beantragte Aktuelle Stunde ist 
deshalb Wahlkampfgeplänkel und war vollkommen 
überflüssig. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Sie reden einfach über die Sorgen 

der Menschen hinweg!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Abgeordnete Gerhard Rübenkönig, SPD-Fraktion. 

Gerhard Rübenkönig (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Frau Kolle-
gin Blank, wenn Sie diese Veranstaltung als Schau-
fensterveranstaltung bezeichnen, muß man anneh-
men, daß Sie das Ohr gar nicht mehr an den Bürge-
rinnen und Bürgern unserer Bundesrepublik haben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist immer eine 
Schaufensterveranstaltung! Das ist doch 

nichts Negatives!) 

Wenn ich in meinen Wahlkreis hineingehe, muß ich 
feststellen, daß die Bürgerinnen und Bürger dieses 
Thema mindestens genauso bewegt wie die Einfüh-
rung des Euro. Diskutieren Sie doch einmal vor O rt ! 

An einem Beispiel aus meinem Wahlkreis möchte 
ich heute einmal deutlich machen, was eigentlich 
passiert, welch volkswirtschaftlicher Unsinn teilweise 
betrieben wird. Dann können Sie sich selbst ein Bild 
davon machen, was die Bürgerinnen und Bürger da-
von halten. 
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Zunächst wurden 1,5 Millionen DM in eine Postfi-
liale investiert, dann wurde entschieden, eine Agen-
tur in einem Lebensmittelgeschäft einzurichten. Die 
Filiale wurde geschlossen, die Agentur wurde eröff-
net. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konnten 
teilweise anderweitig eingesetzt werden, wurden 
aber auch in den Vorruhestand oder in die Frühpen-
sionierung geschickt. - Hierauf komme ich gleich 
noch einmal zurück. 

In der neuen Agentur wird diese Tätigkeit teil-
weise durch 620-DM-Arbeitskräfte abgewickelt. So-
mit kommt es hier ganz klar zum Abbau von sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitsplätzen. Das muß 
man deutlich machen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Außer der Umwandlung von Filialen in Agenturen 
finden im gesamten Wahlkreis massive Filialschlie-
ßungen statt. Ich will nur eine Zahl nennen. Sie kön-
nen sich dann ein Bild davon machen, was das be-
deutet. Alleine in Kassel-Land - von do rt  komme ich 
- sollen von 83 Filialen 49 Prozent geschlossen oder 
umgewandelt werden, do rt  soll also auf 41 Filialen 
reduziert werden. Sie können sich vorstellen, was die 
Bürgerinnen und Bürger do rt  mir oder auch dem Kol-
legen von der CDU sagen. Hieran wird auch deut-
lich, daß gerade im ländlichen Bereich - deshalb 
habe ich die Stadt Kassel, in der die Anzahl der Filia-
len fast gleich bleibt, außen vor gelassen - die flä-
chendeckende Versorgung äußerst gefährdet ist. 

Als Haushälter - ich komme jetzt auf das Thema 
Frühpensionierung - habe ich bereits mehrfach deut-
lich gemacht, daß die Last der Frühpensionen auch 
große finanzielle Auswirkungen auf die nächsten 
Bundeshaushalte hat; denn die Unterstützungkassen 
von Post, Postbank und Telekom weisen bereits 
heute für einen überschaubaren Zeitraum Milliar-
dendefizite auf, die von den Kassen selbst nicht mehr 
getragen werden können. Ich habe in Berichterstat-
tergesprächen und im Haushaltsausschuß gegenüber 
dem Bundesfinanzminister mehrfach darauf hinge-
wiesen, daß diese Defizite immer größer werden und 
es keine vernünftigen Deckungsvorschläge gibt. 

Laut Aussage des Finanzministeriums - das will 
ich hier einmal deutlich machen, Kolleginnen und 
Kollegen - werden diese Defizite durch Dividenden-
einnahmen und Aktienverkäufe ausgeglichen. Wenn 
man dann bedenkt, daß der Finanzminister die Tele-
kom-Aktie zu einem Kurs von 33,81 DM verkauft hat 
und der Kurs heute 45,98 DM beträgt, dann wird er-
sichtlich, daß er hier 4,4 Milliarden DM an Volksver-
mögen verschleudert hat. 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Das ist ja eine 
so unsinnige Behauptung! - Elmar Müller 
[Kirchheim] [CDU/CSU]: Der Finanzmini

-

ster bekommt im Jahr 2000 den Mehrerlös, 
wenn es verkauft wird!) 

Selbst wenn die Verkaufserlöse eintreten und das 
Defizit ausgeglichen werden kann, bleiben aus mei-
ner Sicht noch erhebliche Belastungen für den Bun-
deshaushalt übrig; denn nach der Postreform II müs-
sen diese Fehlbeträge, wenn die anvisierten Summen  

über Dividendeneinnahmen und Aktienverkäufe 
ausbleiben, über die Bundesfinanzen ausgeglichen 
werden. Auf eine von mir vor wenigen Tagen ge-
stellte Anfrage wurde in der Antwort der Bundesre-
gierung dazu nichts gesagt, sondern nur auf andere 
Dinge hingewiesen. Meine Damen und Herren, mir 
ist aus dem Finanzministerium bekannt geworden - 
diese Zahl muß man sich einmal merken -, daß nach 
internen Berechnungen im Ministe rium das Defizit in 
den Unterstützungskassen für den Zeitraum von 
1999 bis 2010 auf zirka 80 Milliarden DM anwachsen 
wird. 

Wenn dies so ist, dann ist es schon fast eine Unver-
schämtheit, diesen Betrag, der eine sehr hohe Hypo-
thek für die nächste Bundesregierung bedeutet, nicht 
zu nennen. Dies macht eben deutlich, daß Sie, meine 
Damen und Herren von der Koalition, davon ausge-
hen, daß die nächste Regierung von der SPD gestellt 
wird und Sie dieses Problem nicht mehr selber lösen 
müssen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie des 
Abg. Dr. Manuel Kiper [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Hermann Pohler, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst daran erinnern, daß es der gemein-
same Wille der Regierungskoalition und der SPD-
Fraktion war, die bundeseigenen Unternehmen Post 
und Telekom zu privatisieren und die bestehenden 
Monopole zu beseitigen, also eine Öffnung des 
Marktes zu erreichen. Zu keinem Zeitpunkt wurde 
dabei in Zweifel gezogen, daß die flächendeckende 
Sicherung der Grundversorgung der Bevölkerung 
nicht in Frage gestellt werden darf. Die Sicherung 
einer funktionsfähigen und kundenfreundlichen In-
frastruktur wurde festgeschrieben. 

Um dieser Grundforderung nachzukommen, 
wurde für den postalischen Bereich von der Deut-
schen Post AG das Konzept für ein Postfilialnetz erar-
beitet. Nach mehreren Korrekturen enthält dieses 
Konzept heute 12 000 Filialen, die in unterschied-
licher Form, also sowohl in eigener Regie als auch 
fremdbetrieben, bet rieben werden sollen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich etwas zu 
den Agenturen sagen, über die heute schon mehr-
fach diskutiert wurde. Ich habe die Erfahrung in 
meinem Wahlkreis und weit darüber hinaus gemacht 
- ich sage das, weil hier zwischen Stadt und Land dif-
ferenziert wurde -, daß die Agenturen, nachdem die 
Post ihre Öffentlichkeitsarbeit wesentlich verbessert 
hat und an den betroffenen Orten rechtzeitig infor-
miert und Diskussionen führt, wesentlich besser als 
vorher angenommen werden. Ich habe eigentlich nur 
Lob gehört, vor allem deshalb, weil die Öffnungszei-
ten viel besser sind und man nicht mehr auf kurze 
Öffnungszeiten angewiesen ist, die es oft unmög lich 
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gemacht haben, während der Arbeitszeit überhaupt 
zur Post zu kommen. Deshalb sollten wir uns vor 
einer diesbezüglichen Quotierung hüten. Hiervor 
kann nur gewarnt werden. Erstens müssen wir der 
Post AG die Möglichkeit der Flexibilität - auch unter 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten - zugeste-
hen, und zweitens gibt es dazu auch unter sozialen 
bzw. personellen Gesichtspunkten keinen Anlaß. 

Die Tarifpartner, also die Deutsche Post AG und 
die Deutsche Postgewerkschaft, haben meines Wis-
sens einen Vertrag über eine grundsätz liche Klärung 
zum Betreiben der Filialen und zur sozialen Absiche-
rung der Mitarbeiter der Post AG abgeschlossen. Wir 
sind also gut beraten, die Verantwortung do rt  zu be-
lassen, wohin sie in der privaten Wirtschaft gehört. 
Ich möchte daran erinnern, daß es sich jetzt um ein 
Unternehmen der Privatwirtschaft handelt und nicht 
mehr um einen Bundesbetrieb. Ich glaube, ab und zu 
wird vergessen, daß in der Privatwirtschaft diese Ver-
antwortung bei den Tarifpartnern liegt. 

Eine Einmischung der Politik ist in der Übergangs-
zeit nur dann vertretbar, wenn es um Grundsätze 
geht. Auch unter diesem Gesichtspunkt wurde be-
kanntlich die Regulierungsbehörde gegründet. Sie 
hat die Aufgabe, für eine begrenzte Zeit sowohl die 
Deutsche Telekom als auch die Post AG nicht nur zu 
begleiten, sondern vor allem auch dafür zu sorgen, 
daß der angestrebte Wettbewerb in Gang kommt. 
Wie wir alle im ersten Vierteljahr ihres Bestehens 
feststellen konnten, ist das eine sehr diffizile und 
schwierige Angelegenheit. Wir sollten und müssen 
diese Behörde konstruktiv begleiten. 

Unverantwortlich und schädigend für die Arbeit 
der Regulierungsbehörde ist in meinen Augen zum 
Beispiel die Behauptung des postpolitischen Spre-
chers der SPD, das Konzept der Regulierungsbe-
hörde verstoße gegen das Postgesetz. Damit wirft er 
dem Präsidium der Behörde Gesetzesbruch vor und 
schädigt ihr Ansehen. Es muß eindringlich davor ge-
warnt werden, die Arbeit der Regulierungsbehörde 
in dieser Form zur eigenen Profilierung zu mißbrau-
chen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist daher zu begrüßen, daß dies offensichtlich 
auch die Mehrheit des Beirates so gesehen hat und 
einen völlig überzogenen Antrag des postpolitischen 
Sprechers der SPD ablehnte. Dieses Ergebnis gibt zu 
der Hoffnung Anlaß, daß trotz des Wahlkampfes 
auch in der nächsten Zeit der im Beirat bisher üb-
liche, von Sachlichkeit geprägte Arbeitsstil fortge-
setzt wird. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Als letzter Red-
ner im Rahmen der Aktuellen Stunde hat der Abge-
ordnete Klaus Barthel, SPD-Fraktion, das Wort . 

Klaus Barthel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Es war nicht die SPD, die in den 
vergangenen Tagen die Öffentlichkeit gesucht hat,  

um von der eigenen Untätigkeit abzulenken und 
davon zu faseln, daß irgendwer irgendwem in den 
Rücken gefallen sei. Das möchte ich hier einmal fest-
halten. Vielmehr hat die heutige Debatte doch 
gezeigt, daß sich diejenigen, die davon reden, daß 
ihnen irgend jemand in den Rücken gefallen sei, gar 
nicht darüber einig sind, wie die tatsächlichen 
Zusammenhänge eigentlich aussehen. Herr Meister 
hat von geistiger Flexibilität geredet, 

(Dr. Michael Meister [CDU/CSU]: Aber 
nicht bei Ihnen!) 

und die F.D.P. erhielt von der Union Applaus, als be-
hauptet wurde, im Filialnetz breche die große Frei-
heit aus; gleichzeitig beklagte der Abgeordnete Mül-
ler, daß die DPG nicht mehr für die 5000 eigenbetrie-
benen Filialen kämpft und man ihr in den Rücken 
gefallen sei. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie sollten sich erst 
einmal einigen!) 

Man kann daraus zusammenfassend eigentlich nur 
folgern - Herr Meister hat dieses neue Konzept aus-
drücklich begrüßt -, daß es immer gut ist, wenn 
irgendwer der CDU in den Rücken fällt. 

Frau Blank, Ihre Behauptung, das Thema sei nicht 
aktuell, deshalb bedürfe es keiner Aktuellen Stunde, 
wird durch die Papierflut, die Proteste und die Unter-
schriftensammlungen widerlegt, die bei mir als Aus-
schußvorsitzendem wöchentlich eingehen. Auf diese 
Weise teilt die Bevölkerung ihre Meinung zu dem 
mit, was Sie zugelassen haben. Jetzt schauen Sie nur 
noch zu, was in diesem Bereich passiert. 

Wir als Parlamentarier erleben in diesen Wochen, 
wie die Post AG und ihre Wettbewerber ungeachtet 
der durch uns beschlossenen Gesetze, früherer Ver-
sprechungen und Verordnungen eigentlich tun und 
lassen, was sie wollen. Die Post AG legt Filialkon-
zepte mit ständig kürzerer Verfallsdauer vor, bei 
denen die Vorgaben schlicht ignoriert werden. Das 
jüngste Produkt dieser Serie ist das, worüber wir jetzt 
reden. 

Zum Schluß der Beratungen war im Ausschuß 
nicht einmal klar, ob das Unternehmen selbst über-
haupt noch am Filialgeschäft beteiligt bleiben 
möchte, weil nicht sicher war, ob die sogenannten 
Centerfilialen selbst bet rieben werden sollen. Die 
von Ihnen genannte Zahl 12 000 können wir vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, nur als unverbindlichen Versuchsballon 
ansehen, aber nicht als irgendeine Zusage, die uns 
politisch weiterhilft. 

In dieser Situation mußten der Gesamtbetriebsrat 
und die Deutsche Postgewerkschaft angesichts des 
Kaufs der McPaper-Kette und der Praxis der Unter-
nehmensführung der letzten Monate befürchten, daß 
das gesamte Filialnetz einem Outsourcing unterwor-
fen wird. Deswegen haben sie in dieser Situation die 
Notbremse gezogen und eine Mindestzahl von Filia-
len und Arbeitsplätzen gesichert. Sie mußten das 
tun, weil sie mit dem Rücken zur Wand standen 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Die arme  Post

-

gewerkschaft!) 
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und weil sie mit Recht jedes Vertrauen in die Politik 
dieser Regierung und in die Haltung der Regulie-
rungsbehörde verloren hatten, wenn es darum geht, 
Sicherheit beim Erhalt des Filialnetzes zu schaffen. 
Sie mußten ja in den vergangenen Wochen und Mo-
naten zusehen, wie der Regulierungsrahmen in be-
zug auf die Zahl der Filialen ausgehebelt wurde. 
Wenn jetzt ausgerechnet vom Kollegen Müller, der 
heldenhaft für 5 000 eigenbetriebene Filialen 
kämpfte, beklagt wird, daß ihnen irgend jemand in 
den Rücken gefallen ist, dann ist das an Heuchelei 
wohl kaum noch zu überbieten. 

Es war ja die Bundesregierung, die zugesehen hat, 
als bei der Postbank und der Post AG nichts funktio-
nierte. Es ist die Bundesregierung, die keine Univer-
saldienstverordnung vorlegt, so daß wir heute immer 
noch nicht wissen, ob und in welcher Form die Koali-
tion in Zukunft den Universaldienst will. Wir sind zu 
Gesprächen - wie auch immer - bereit. Wir wollen 
aber natürlich erst einmal wissen, über was gespro-
chen werden soll. Wir haben unsere Vorstellungen 
im Antrag dargelegt und sind jederzeit dazu bereit, 
in Gespräche einzutreten. Wir warten aber immer 
noch auf die Bundesregierung. 

Wir bestehen auf der Einhaltung der infrastruktu-
rellen Vorgaben und erinnern daran, daß der Deut-
sche Bundestag dem Grundgesetz und der Bevölke-
rung verpflichtet ist. Er ist nicht dazu da, unterneh-
merische Entscheidungen nachzuvollziehen und be-
triebliche Mindestvereinbarungen zur gesetzlichen 
Norm zu erheben oder anzuordnen. Wir haben viel-
mehr eine gesetzgeberische Aufgabe und Verpflich-
tung; der sollten Sie endlich nachkommen. Wenn 
Sie schon nicht mehr zur Gestaltung fähig sind, 
sollten Sie wenigstens dafür sorgen, daß der gesetz-
liche Rahmen eingehalten wird und daß das umge-
setzt wird, was wir hier gemeinsam beschlossen 
haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Der Abgeord-
nete Elmar Müller, CDU/CSU-Fraktion, hat noch ein-
mal um das Wort  gebeten. Er ist wirklich der letzte 
Redner in dieser Aktuellen Stunde. 

Elmar Müller (Kirchheim) (CDU/CSU): Mir ist klar-
geworden, daß die SPD mit dieser Aktuellen Stunde 
sozusagen eine Gegenleistung für das Geld erbringt, 
das die Gewerkschaften für diesen Wahlkampf aus-
geben. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Dafür entbietet sie den Gewerkschaften hier sozusa-
gen im Gegenzug einen Liebesbeweis. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist doch außer

-

halb jeder Kritikmöglichkeit, die sich bie

-

tet!) 

Diese Aktuelle Stunde wurde von Ihnen in Zusam-
menarbeit mit der Postgewerkschaft durchgeführt. 

Ich möchte aber zu einem Thema Stellung neh-
men, das hier nicht ohne Kommentar im Raum ste-
henbleiben darf. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Völlig ohne Stihl 
und Henkel reden Sie  hier!)  

Welche Gerüchte aus dem Haushaltsausschuß hier 
verbreitet werden, ist schon hanebüchen. Wir muß-
ten bei den Verhandlungen über die Pensionslasten 
von unserer Seite auf Grund der Pensionsverpflich-
tungen Kosten in der Größenordnung von etwa 
100 Milliarden DM - bewältigen. Ihre Aussage, daß 
bis 2010 etwa 80 Milliarden DM an Defizit auflaufen 
werden, stimmt mit den Berechnungen, die wir bis 
hin zum Jahre 2043 vorgelegt bekommen haben, 
überhaupt nicht überein. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Was legt denn der 
Waigel dort  vor?) 

Deshalb hat die Bundesregierung erklärt, daß diese 
Verpflichtungen auch für dieses Jahr eingelöst wer-
den können, wie es nach dem Gesetz vorgeschrieben 
ist, indem sie aus den Erlösen des Aktienverkaufes 
und aus den Erlösen der Dividende finanziert wer-
den. Dazu hat die Bundesregierung in diesem Jahr 
Aktien in der Größenordnung von etwa 10 Milliarden 
DM über die KfW verkauft, und es werden dieses 
Jahr möglicherweise noch einmal etwa 15 Milliarden 
DM über das gleiche Platzhaltersystem fällig, so daß 
also diese Defizite abgedeckt sind. 

Es ist aber wahr, daß die Kosten für die Frühpen-
sionierungen, die die Post mit der Gewerkschaft und 
den Vertretern des Bet riebsrates gemeinsam auf den 
Weg gebracht hat und die sie inzwischen in steigen-
der Zahl vornimmt, nicht berechnet werden können. 
Diese können jeweils erst zum Jahresende berechnet 
werden. 

Diese Sachverhalte sind aber, um es klar zu sagen, 
abgeklärt worden. So ist es Ihnen beantwortet wor-
den. Deshalb sollten wir solche Horrorzahlen, die 
draußen lediglich Verwirrung stiften, nicht in den 
Raum stellen. 

Es war mir ein Anliegen, diesen Eindruck zu korri-
gieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Aktuelle Stunde ist beendet. 
Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, 7. Mai 1998, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.11 Uhr) 
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Berichtigung 

229. Sitzung, Seite 20993 C; zweiter Absatz 
der Antwort des Parl. Staatssekretärs 

Eduard Lintner vierte Zeile: 

Statt „Aus dem Kontakt mit Ihren Fraktionskollegen 
des Haushaltsausschusses, wo diese Frage ausführ-
lich erörtert worden ist, wissen Sie vielleicht, daß 
man auch deshalb ein Urteil anstrebt und im übrigen 
bisher Vergleiche, die nicht bef riedigend waren, ab-
gelehnt hat, weil man dazu beitragen will, daß eine 
Art  grauer Kunstmarkt am Haupthandelsplatz für die 
Kunst der Welt, nämlich in London, entsteht, der von 
Beutekunststücken aus dem Bereich des ehemaligen 
Ostblocks gespeist wird,"  ist 

„Aus dem Kontakt mit Ihren Fraktionskollegen des 
Haushaltsausschusses, wo diese Frage ausführlich 
erörtert worden ist, wissen Sie vielleicht, daß man 
auch deshalb ein Urteil anstrebt und im übrigen bis-
her Vergleiche, die nicht bef riedigend waren, abge-
lehnt hat, weil man nicht dazu beitragen will, daß 
eine Art  grauer Kunstmarkt am Haupthandelsplatz 
für die Kunst der Welt, nämlich in London, entsteht, 
der von Beutekunststücken aus dem Bereich des ehe-
maligen Ostblocks gespeist wird, " zu lesen. 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  
entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robe rt  SPD 6. 5. 98 ** 

Behrendt, Wolfgang SPD 6. 5. 98 * 

Berger, Hans SPD 6. 5. 98 

Blunck, Lilo SPD 6. 5. 98 ** 

Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 6. 5. 98 * 

Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 6. 5. 98 
Peter Harry 

Dr. Dregger, Alfred CDU/CSU 6. 5. 98 

Duve, Freimut SPD 6. 5. 98 

Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 6. 5. 98 * 

Haack (Extertal), SPD 6. 5. 98 
Karl Hermann 

Hasselfeldt, Gerda CDU/CSU 6. 5. 98 

Heyne, Kristin BÜNDNIS 6. 5. 98 
90/DIE 
GRÜNEN 

(B) 	
Höfken, Ulrike BÜNDNIS 6. 5. 98 

90/DIE 
GRÜNEN 

Dr. Hoyer, Werner F.D.P. 6. 5. 98 

Ilte, Wolfgang SPD 6. 5. 98 

Keller, Peter CDU/CSU 6. 5. 98 * 

Lenzer, Christian CDU/CSU 6. 5. 98 * * 

Dr. Leonhard, Elke SPD 6. 5. 98 

Müller (Zittau), Christian SPD 6. 5. 98 

Pfeiffer, Angelika CDU/CSU 6. 5. 98 

Dr. Probst, Albe rt  CDU/CSU 6. 5. 98 ** 

Reinhardt, Erika CDU/CSU 6. 5. 98 

Terborg, Margitta SPD 6. 5. 98 

Verheugen, Günter SPD 6. 5. 98 

Vosen, Josef SPD 6. 5. 98 

Wimmer (Neuss), Willy CDU/CSU 6. 5. 98 

Wissmann, Matthias CDU/CSU 6. 5. 98 

Zierer, Benno CDU/CSU 6. 5. 98 ** 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla-
ments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich auf 
die Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/10576 Frage 2): 

Wird Bundesminister Carl-Dieter Spranger entsprechend den 
Bestimmungen des Berlin/Bonn-Gesetzes sowie dem Kabinett-
beschluß vom 3. Juni 1992 die Leitungsfunktionen des Bundes-
ministeriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung grundsätzlich in der Bundesstadt Bonn wahrnehmen, und 
trifft es zu, daß Minister Carl-Dieter Spranger die Anweisung 
erteilt hat, am zweiten Dienstsitz des Ministe riums in Berlin Ar-
beitsmöglichkeiten für ca. 50 zusätzliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter vorzusehen? 

Der Bundesminister und der beamtete Staatssekre-
tär werden ihren ersten Dienstsitz in Bonn nehmen. 
Die Frage, wo der Parlamentarische Staatssekretär 
seinen Dienstsitz haben wird, wird zeitnah zum Teil-
umzug der Bundesregierung entschieden. 

Die derzeitigen Planungen für die Organisations-
struktur des zweiten Dienstsitzes in Berlin sehen als 
notwendige Stellenausstattung dort insgesamt 52 zu-
sätzliche Planstellen und Stellen vor. 

Anlage 3 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Klaus Rose auf die Frage 
des Abgeordneten Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 Frage 12): 

Welche Schritte hat die Bundesregierung mit welchem Zeit-
plan eingeleitet oder beabsichtigt sie einzuleiten, um den Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 24. April 1998 zur Um-
benennung von Kasernen der Bundeswehr, die den Namen von 
Mitgliedern der Legion Condor führen, wie beispielsweise die 
Werner-Mölders-Kasernen in Visselhövede und Braunschweig, 
umzusetzen? 

Die Bundesregierung hat den Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 24. Ap ril 1998 zur Kenntnis 
genommen. Sie prüft derzeit die Auswirkungen die-
ses Beschlusses. 

Anlage 4 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Klaus Rose auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/10576 Frage 13): 

Kann das Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) die 
übereinstimmenden Aussagen der damaligen Parlamentari-
schen Staatssekretärin Michaela Geiger vom 19. Juni 1996, Ple-
narprotokoll 13/112, S. 9997/A sowie des Leiters des Organisa-
tionsstabes im BMVg, in der Zeitschrift „Wehrtechnik" vom De-
zember 1997 bestätigen, wonach der Leitungsbereich des 
BMVg (mit den Büros des Ministers, der Parlamentarischen 
Staatssekretäre, eines beamteten Staatssekretärs, dem Pla-
nungsstab, dem Parlaments- und Kabinettreferat, dem Proto-
kollreferat und der Stabsabteilung Militärpolitik) „gänzlich" 
bzw. „ausschließlich" am zweiten Dienstsitz in Berlin angesie-
delt werden soll? 



21476* 	Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode — 234. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Mai 1998 

Der erste Dienstsitz des Bundesministers der Ver-
teidigung mit künftig rund 3000 Arbeitsplätzen 
bleibt Bonn. Dort  behält der Minister die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben benötigten Arbeitsmöglichkei-
ten. Am zweiten Dienstsitz in Berlin mit rund 
350 Arbeitsplätzen wird der Minister Arbeitsmöglich-
keiten erhalten, die auf seine Unterstützung wäh-
rend der unausweichlichen Aufenthalte ausgerichtet 
sind, die sich aus seiner Funktion als Ressortminister, 
Mitglied des Kabinetts und Inhaber der Befehls- und 
Kommandogewalt ergeben. 

Da die Hälfte aller Kalenderwochen Sitzungswo-
chen des Deutschen Bundestages mit Präsenzpflicht 
für Parlamentarier sind und auch an sitzungsfreien 
Wochen durch Kabinettsitzungen und weiteren Ver-
pflichtungen Präsenzpflichten für Leitungsmitglieder 
des BMVg in Berlin vorgezeichnet sind, ist es richtig, 
daß die diesen Erfordernissen entsprechenden Unter-
stützungselemente für die Leitung grundsätzlich do rt 

 angesiedelt werden. Eine Duplizierung der Unter-
stützungselemente am ersten Dienstsitz kommt aus 
Kostengründen nicht in Betracht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/10576 Frage 20): 

Was unternimmt die Bundesregierung, um den Mißbrauch 
von Führerscheinen Verstorbener zu verhindern? 

Dem Bundesministerium für Verkehr sind bislang 
keine derartigen Mißbräuche bekannt geworden. 

Die im künftigen Zentralen Fahrerlaubnisregister 
beim Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg gespeicher-
ten Fahrerlaubnisdaten werden dann gelöscht, wenn 
nach § 61 Abs. 1 Nr. 2 des Straßenverkehrsgesetzes 
eine amtliche Mitteilung über den Tod des Betreffen-
den eingeht. 

Eine allgemeine Mitteilungspflicht der Standesäm-
ter bzw. Meldebehörden an das Kraftfahrt-Bundes-
amt über Sterbefälle besteht nicht. 

Die Einführung einer dera rtigen Verpflichtung bei 
der Erarbeitung der Registervorschriften wurde zwar 
erörtert, aber nicht weiter verfolgt. Der damit verbun-
dene zusätzliche hohe Verwaltungsaufwand hätte in 
keinem angemessenen Verhältnis zum angestrebten 
Zweck gestanden. Dies deckt sich im übrigen mit 
den Intentionen zum „Schlanken Staat" . 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.) 
(Drucksache 13/10576 Fragen 27 und 28): 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, daß sich sogenannte deutsche Beutekunst aus dem Zwei-
ten Weltkrieg nicht nur in Rußland, sondern auch in Polen und 
der Ukraine befindet, und um welche Stücke handelt es sich 
dabei? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um 
die Kunstgegenstände nach Deutschland zurückzuholen? 

Zu Frage 27: 

Sowohl in Polen als auch in der Ukraine befinden 
sich noch kriegsbedingt verlagerte Kulturgüter. In 
Polen gehören dazu vor allem Bestände der Preu-
ßischen Staatsbibliothek, die während des Krieges 
nach Schlesien ausgelagert und do rt  nach dem Krieg 
von Polen aufgefunden wurden. Sie befinden sich 
jetzt in der Jagiellonen-Bibliothek in Krakau. Es han-
delt sich u. a. um 

- ca. 20 000 Notenautographen, darunter zahlreiche 
Manuskripte von Bach, Moza rt , Beethoven und 
Schumann 

- die weltberühmte „Sammlung Varnhagen" und ca. 
300 000 Autographen und Dokumente zum Zeit-
alter der Romantik 

- ca. 212 000 Manuskripte von Gelehrten, Dichtern 
und Staatsmännern u. a. von Goethe, Schiller und 
Herder 

- die Nachlässe von A. v. Humboldt und Hoffmann 
von Fallersleben. 

Über die noch in der Ukraine befindlichen kriegs-
bedingt verlagerten deutschen Kulturgüter haben 
wir noch keinen präzisen Überblick. 

Ein zentraler Punkt in den Verhandlungen mit der 
Ukraine ist deshalb auch die Erstellung eines voll-
ständigen Inventars über diese Gegenstände. 

Zu Frage 28: 

Mit der ukrainischen Seite verhandelt die Bundes-
regierung seit 1993 auf der Grundlage des A rt . 16 
des Deutsch-Ukrainischen-Kulturabkommens. Er 
lautet: 

Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß 
verschollene oder unrechtmäßig verbrachte Kul-
turgüter, die sich in ihren Hoheitsgebieten befin-
den, an den Eigentümer oder seinen Rechtsnach-
folger zurückgegeben werden. 

Die vertragliche und völkerrechtliche Verpflich-
tung zur Rückgabe wird von der ukrainischen Regie-
rung nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Dies 
kommt auch in einem Protokoll zum Ausruck, das 
1996 am Rande des Besuchs des Bundeskanzlers im 
September 1996 aus Anlaß der Übergabe einiger 
deutscher Kulturgüter unterzeichnet wurde. Präsi-
dent Kutschma hat damals erklärt, mit diesen Rück-
gaben sei eine breite Straße eröffnet worden. Im De-
zember 1997 hat die Ukraine zu einer weiteren Ver-
handlungsrunde eingeladen, allerdings einen Proto-
kollentwurf vorgelegt, der jedoch weder eine voll-
ständige Inventarliste noch einen Zeitraum für die 
Rückführung enthielt. Bei den deutsch-ukrainischen 
Gesprächen am Rande des Staatsbesuches des Bun-
despräsidenten in Kiew im Februar wurde die ukrai- 
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nische Seite dringend gebeten, noch vor der näch-
sten Verhandlungsrunde die in bezug auf diese bei-
den für sachliche Fortschritte der Rückführung we-
sentlichen Fragen nachzubessern. 

Auch die Verhandlungen mit Polen gestalten sich 
schwierig und haben bisher kaum Fortschritte ge-
bracht. 

Die Bundesregierung setzt sie dennoch beharrlich 
und im Bewußtsein fort  daß es um schwierige und 
beiderseits sensible Fragen geht. Ziel ist eine Lö-
sung, die dem Völkerrecht, den bilateralen Verträ-
gen und dem guten Stand der bilateralen Beziehun-
gen entspricht. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Volker Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) (Drucksache 13/10576 Frage 29): 

Was weiß die Bundesregierung (hinsichtlich der Antworten 
der Bundesregierung auf meine schriftlichen Fragen vom 
20. April 1998) insbesondere für die Zeit vom 2. September 
1997 bis heute bezüglich der Entscheidungspraxis und Zahl der 
Visa-Anträge mit dem Ziel der Führung einer gleichgeschlecht-
lichen Lebensgemeinschaft sowie die Zahl der Klagen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Berichte von ADN, 13. Fe-
bruar 1997, 14.50 (sechs Anträge, zwei positiv, einer negativ, 
drei in Bearbeitung) und der „Tageszeitung" vom 24. April 
1998 (ein Dutzend Anträge, davon zwei positiv, zwei negativ 
entschieden)? 

Die Auslandsvertretungen erteilen Visa zur Füh-
rung einer gleichgeschlechtlichen Lebensgemein-
schaft, wenn das Bestehen der Lebensgemeinschaft 
nachgewiesen ist, die Ausländerbehörde der Visums

-

erteilung zugestimmt hat und die übrigen allgemei-
nen ausländerrechtlichen Voraussetzungen vorlie-
gen. Das Auswärtige Amt führt keine Statistiken im 
Sinne der von Ihnen gestellten Fragen Nr. 4/91-4/93. 
Deshalb konnte der Sprecher des Auswärtigen Am-
tes auf Nachfrage auch lediglich die Ihnen bekann-
ten Angaben zu in die Zeit nach September 1997 f al-
lenden Einzelfällen machen, die zu diesem Zweck 
extra erhoben werden mußten. Auch die in der 
Tageszeitung „taz" genannten Zahlen beruhen nicht 
auf einer Statistik, sondern auf einer Schätzung, die 
die Größenordnung verdeutlichen sollte. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/10576 Fragen 30 und 31): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung über Pläne 
der Türkei, Griechenlands, Bulgariens und weiterer Balkanlän-
der, eigene Friedenstruppen zum Einsatz bei regionalen Kon-
flikten oder Spannungsfällen zu bilden, und wie beurteilt die 

Bundesregierung diese Pläne aus der Sicht der aktuellen Ent-
wicklungen in Südosteuropa? 

Welche Aufgaben können nach Auffassung der Bundesregie-
rung solche Balkan-Friedenstruppen übernehmen, und welche 
Abgrenzungen sind dabei gegenüber potentiellen Missionen 
notwendig, die direkt von den Vereinten Nationen, der OSZE 
oder der NATO in dieser Region durchgeführt werden? 

Zu Frage 30: 

Die Idee einer multinationalen Friedenstruppe süd-
osteuropäischer Staaten wurde bei den Treffen der 
südosteuropäischen Verteidigungsminister 1996 in 
Tirana und 1997 in Sofia als eine Möglichkeit der 
Stärkung der regionalen Zusammenarbeit diskutiert. 
Albanien, Bulgarien, Griechenland, die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, Rumänien und 
die Türkei haben ihr Interesse erklärt, sich an der 
Verwirklichung dieses Projektes zu beteiligen. Die 
Planungen befinden sich noch im Anfangsstadium. 
Umfang, Struktur, Auftrag und Dislozierung des zu 
schaffenden multilateralen Verbandes sind noch 
nicht festgelegt. Auch hinsichtlich des Sitzes des 
Hauptquartiers und des Oberbefehls sind noch keine 
Beschlüsse gefaßt worden. Erste Koordinierungssit-
zungen haben im März 1998 in Ankara und im April 
in Bukarest stattgefunden. Ein weiteres Expertentref-
fen soll im Mai in Bulgarien stattfinden. Es wird er-
wartet, daß bei einem Treffen im Mai in Tirana auf 
Ministerebene erste konkrete Beschlüsse gefaßt wer-
den. Der zu schaffende Verband soll den Namen 
South Eastern Europe B rigade tragen und für ein 
breites Spektrum friedenserhaltender Operationen, 
auch außerhalb Südosteuropas, zur Verfügung ste-
hen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bereitschaft der 
beteiligten Staaten Südosteuropas, auch im Bereich 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik die Zusam-
menarbeit untereinander zu intensivieren und mit 
den Planungen zur Aufstellung eines eigenen multi-
lateralen Kontingents einen Beitrag zur internationa-
len Lastenteilung im Bereich friedenserhaltender 
Maßnahmen zu leisten. Auswirkungen des Vorha-
bens auf aktuelle Entwicklungen in Südosteuropa 
sind nicht zu erwarten, da das Vorhaben sich noch im 
Planungsstadium befindet. 

Zu Frage 31: 

Die Frage kann angesichts des geschilderten Pla-
nungsstandes noch nicht präzise beantwortet wer-
den. Die genaue Zielsetzung und Aufgabenstellung 
des Verbandes wurde bislang nicht festgelegt. Inf or-
mationen über eine eventuelle Anmeldung zum 
„Stand-by-arrangement for Peacekeeping" der VN 
liegen nicht vor. Nach den Erfahrungen mit ähnli-
chen multilateralen Vorhaben - z. B. im Rahmen des 
baltischen Bataillons - dürfte bis zur Aufstellung und 
tatsächlichen Operationsfähigkeit des geplanten 
Verbands noch einige Zeit vergehen. Die Frage einer 
Koordinierung, Zusammenarbeit oder Abgrenzung 
mit dann bestehenden Friedensmissionen kann nur 
anhand des konkreten Einzelfalls geklärt werden 
und muß zunächst von den teilnehmenden Staaten 
entschieden werden. Die Bundesregierung geht aber 
davon aus, daß die beteiligten Staaten die Partnerre-
gierungen z. B. im Euro-Atlantischen Partnerschafts- 
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rat und der OSZE über den Planungs- und Realisie-
rungsstand weiterhin auf dem laufenden halten und 
auch die Frage einer Koordinierung z. B. mit den Ver-
einten Nationen und der OSZE zu gegebener Zeit 
klären werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Manfred Such (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 
Frage 34): 

Welche Auskunft gibt die Bundesregierung über A rt , voraus-
sichtliche Dauer, Gründe, genaue Auswirkungen, Kosten und 
beschlossene Zwischenlösungen derjenigen technischen Pro-
bleme des Computersystems von Europol, aufgrund derer dieses 
geplante Kriminalamt der Europäischen Union nach Feststel-
lung der europäischen Innen- und Justizminister seine informa-
tionelle Tätigkeit nicht vor dem Jahr 2000 voll aufnehmen kann, 
und wie erklärt die Bundesregierung angesichts dieses ihr be-
reits länger bekannten Umstands ihr anhaltendes öffentliches 
Drängen, das Europol-Abkommen sowie das dazugehörige Im-
munitätsprotokoll müßten spätestens im März 1998 ratifiziert 
werden wegen der „Eilbedürftigkeit" und zwecks Europols 
„schneller Tätigkeitsaufnahme zum 1. Juli 1998" (Schreiben des 
Bundesministers des Innern vom 12. Februar 1998 an den 
Innenpolitischen Sprecher der F.D.P.; Rede des Parlamentari-
schen Staatssekretärs beim Bundesministerium des Innern, 
Eduard Lintner, am 27. März 1998, im Deutschen Bundestag, 
Plenarprotokoll 13/225, S. 20704 D, s. auch Drucksache 13/1020? 

Der Europäische Rat hat auf seiner Sitzung am 16./ 
17. Juni 1997 in Amsterdam die Schlüsselrolle betont, 
die Europol bei der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität zukommt, und erneut darauf hingewie-
sen, daß die Ratifizierung des Europol-Übereinkom-
mens durch alle Mitgliedstaaten vor Ende 1997 für 
ihn vorrangige Bedeutung hat. Dementsprechend 
sollte Europol Mitte 1998 mit seiner Tätigkeit begin-
nen. Die Bundesregierung hat sich erfolgreich be-
müht, diesen Zeitplan einzuhalten. 

Mit der Tätigkeitsaufnahme wird Europol die Poli-
zeibehörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämp-
fung der Organisierten Kriminalität im Bereich der 
Verhütung und Bekämpfung des i llegalen Drogen-
handels, des illegalen Handels von Nuklearmaterial, 
der Schleuserkriminalität, des Menschenhandels, 
insbesondere des Mißbrauchs von Kindern, und der 
Kraftfahrzeugkriminalität sowie der damit verbunde-
nen Geldwäsche durch Informationsaustausch und 
Verbrechensanalyse unterstützen. Hierzu soll bei 
Europol ein Informationssystem und ein Analyse-
system eingerichtet werden. 

Das Analysesystem wird voraussichtlich zum Zeit-
punkt der Tätigkeitsaufnahme zur Verfügung stehen. 

Die Entwicklung des Informationssystems nach 
Artikel 7 des Übereinkommens ist ungleich komple-
xer, zumal die On-line-Anbindungen der nationalen 
Systeme realisie rt  werden müssen. 

Die Gesamtkosten des Europol-Computersystems 
sind auf ca. 30 Millionen ECU veranschlagt. Hinzu 
kommt ca. 1 Million ECU für die angesprochene Zwi-
schenlösung. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/10579 Frage 35): 

Teilt die Bundesregierung die im Deutschen Ärzteblatt vom 
3. April 1998/19 vertretene Auffassung, daß eine ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung im Katastrophenfall mit der dafür 
notwendigen Bereitstellung von Personal, medizinischen Gerä-
ten, Medikamenten, Transportmöglichkeiten und Betten nicht 
gewährleistet ist, und sieht die Bundesregierung insoweit 
Handlungsbedarf? 

Organisation und Durchführung des Katastrophen-
schutzes fallen in die Kompetenz der Länder, vgl. Ar-
tikel 30 und 70 des Grundgesetzes. Die Bundesregie-
rung sieht davon ab, zu Maßnahmen der Länder auf 
diesem Gebiet Stellung zu nehmen. 

Für Zwecke des Verteidigungsfalls hat der Bund 
Vorkehrungen getroffen, die das Katastrophen

-

schutzpotential der Länder verstärken und auch im 
Falle von Katastrophen und schweren Unglücksfäl-
len in Friedenszeiten genutzt werden. Hierzu gehö-
ren z. B. neben 22 Hubschraubern, die im Rettungs-
dienst eingesetzt werden, auch 4 840 Fahrzeuge, die 
der Bund den Sanitätsorganisationen zur Verfügung 
gestellt hat, sowie die vom Bund geförderte Ausbil-
dung von Pflegehilfskräften. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich eine Ar-
beitsgruppe zur Prüfung der Effizienzsteigerung der 
medizinischen Versorgung der Bevölkerung konsti-
tuiert hat. In dieser Arbeitsgruppe sind die Länder, 
das Bundesministerium für Gesundheit, Landesärzte-
kammern sowie Lehrstuhlinhaber für Fragen der 
Notfall- und Rettungsmedizin vertreten, darunter 
auch der in dem Artikel des Deutschen Ärzteblattes 
erwähnte Expe rte. Anlaß ist ein von der Schutzkom-
mission beim Bundesminister des Innern erstellter 
Gefahrenbericht. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Egbert Nitsch (Rendsburg) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): (Drucksache 13/10576 
Frage 36): 

Welche Anhaltspunkte hat die Bundesregierung möglicher-
weise dafür, daß es entgegen der Auflösungserklärung der 
„Roten Armee Fraktion" künftig nochmals zu politisch moti-
vierten Gewalttaten durch den betreffenden Personenkreis 
kommen könnte, und welche Konsequenzen zieht die Bundes-
regierung aus dieser Einschätzung für die Möglichkeit etwaiger 
Verringerungen der personellen und sächlichen Ausstattung 
von Antiterror-Abteilungen der Strafverfolgungsbehörden des 
Bundes, insbesondere beim Bundeskriminalamt und beim Ge-
neralbundesanwalt? 

Mit Vorliegen der sogenannten „Auflösungser-
klärung" der RAF kann nach Einschätzung der Bun-
desregierung zwar davon ausgegangen werden, daß 
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sich die RAF tatsächlich aufgelöst hat und als terrori-
stische Vereinigung nicht mehr existiert. Die Verfas-
ser dieser Erklärung lassen aber gleichzeitig die 
Frage einer möglichen weiteren militant-aktionisti-
schen Betätigung der nun „ehemaligen" RAF-Mit-
glieder ausdrücklich offen. Sie machen deutlich, daß 
sie ihren bisher aus dem Untergrund heraus geführ-
ten Kampf zur „Umwälzung der kapitalistischen Ver-
hältnisse" für nach wie vor legitim halten und — in 
welcher Form auch immer — an einem Prozeß der 
„gemeinsamen Befreiung" weiterarbeiten wollen. In-
sofern bleibt die weitere Entwicklung abzuwarten. 

Für eine Verringerung der personellen wie mate-
riellen Ausstattung der mit der Verfolgung terroristi-
scher Straftaten befaßten Behörden besteht nach 
Auffassung der Bundesregierung vor diesem Hinter-
grund zum gegenwärtigen Zeitpunkt keinerlei Ver-
anlassung. Dies gilt um so mehr, als die Bedrohung 
durch den Terrorismus sich nicht auf die nunmehr 
aufgelöste RAF beschränkt hat und demzufolge mit 
dem Verschwinden dieser Terrorgruppe auch nicht 
gegenstandslos geworden ist. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 13/10576 Frage 39): 

Wie ist der Stand der verfassungsschutzrelevanten Erkennt-
nisse über die PDS und ihre Unterorganisationen? 

Der Bundesminister des Innern beschreibt seit ge-
raumer Zeit in den jährlichen Verfassungsschutzbe-
richten tatsächliche Anhaltspunkte dafür, daß die 
PDS als Gesamtpartei die freiheitliche demokratische 
Grundordnung überwinden will. Programmatische 
Aussagen und politische Praxis haben diese Bewer-
tung der PDS zwischenzeitlich vielfach bestätigt. Im 
einzelnen wird auf die einschlägigen Passagen der 
o. a. Berichte verwiesen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 Frage 40): 

Inwieweit teilt die Bundesregierung nach der Auflösungser-
klärung der RAF („Rote Armee Fraktion") sowie angesichts des 
Umstands, daß laut Angaben des Generalbundesanwalts in den 
gegen mehr als 6000 Beschuldigte geführten Ermittlungsver-
fahren gemäß § 129a StGB im Zeitraum 1980 bis 1996 nur sechs 
Urteile allein auf diese Strafvorschrift gestützt werden konnten 
(zitiert nach Drucksache 13/9460), die Einschätzung des Bun-
desministers der Justiz (Deutschlandradio 23. April 1998), diese 
Norm sei gegen künftigen „Terror von rechts" sowie gegen 
„terroristische Vereinigungen" in Gestalt osteuropäischer orga-
nisierter Waffen- und Menschenhändler weiterhin unverzicht-

bar, und welche Auskunft gibt die Bundesregierung ferner über 
die bisherigen Erfolge und die künftige Fortführung des Aus-
steigerprogramms sowie über die bisherige Anwendung und 
künftige Verzichtbarkeit des Verbots anwaltlicher Mehrfach-
verteidigung (§ 146 StPO) und der Kontaktsperrevorschriften 
(§§ 31 bis 38 EGGVG)? 

Zu dem Komplex Auflösungserklärung der RAF 
und den damit nach Auffassung der Bundesregie-
rung ggf. zu ziehenden Konsequenzen liegen über 
die Frage des Kollegen Such hinaus weitere Fragen 
der Kollegin Dietert-Scheuer und der Kollegen 
Nitsch und Häfner vor. Erlauben Sie mir daher, bevor 
ich auf die sich teilweise überschneidenden Fragen 
im einzelnen eingehe, in Beantwortung der Anfrage 
des Kollegen Such und zu dem Fragenkomplex allge-
mein folgendes zu bemerken: 

Aufgrund der zwischenzeitlich durchgeführten 
Überprüfungen der Strafverfolgungsbehörden steht 
fest, daß das „Selbstauflösungsschreiben" von der 
RAF stammt und damit authentisch ist. Da das 
Schreiben jedoch weder seine Verfasser benennt 
noch bekannt ist, welche Personen heute noch hinter 
der RAF stehen, bleibt offen, wer für diese Erklärung 
die persönliche Verantwortung trägt. Ebenso ist völ-
lig ungewiß, welcher Kreis von Tätern oder Sympa-
thisanten sich an diese Erklärung gebunden fühlt. 

Erst die zukünftige Entwicklung wird zeigen, ob 
sich entsprechend der Erklärung die RAF-Mitglieder 
aus dem Terrorismus zurückziehen, oder ob sie sich 
zu neuen gewaltbereiten Gruppierungen zusammen-
schließen. 

Hinzuweisen ist auch darauf, daß der Generalbun-
desanwalt weiterhin Verfahren wegen schwerster 
Straftaten gegen Mitglieder der RAF führt. U. a. müs-
sen noch sechs Morde, zu denen sich die RAF be-
kannt hat, aufgeklärt werden. Schon deshalb ist der 
Ruf nach Abschaffung des § 129a StGB und der zur 
Verfolgung terroristischer Vereinigungen geschaffe-
ner strafprozessualer Normen zumindest verfrüht. 

Selbst wenn man unterstellt, daß mit dem Auflö-
sungsschreiben die terroristische Bedrohung durch 
die RAF ihr Ende gefunden hat, hat sich der straf-
rechtlich relevante Extremismus auch in seiner Er-
scheinungsform des Terrorismus damit noch nicht er-
ledigt. Hinzuweisen ist hier insbesondere auf die fo rt

-bestehende Bedrohung durch ausländische terroristi-
sche Organisationen und die existente Gefahr terrori-
stischer Entwicklungen im rechtsextremistischen Be-
reich. 

Die Vorschrift des § 129a StGB und die zur Verfol-
gung terroristischer Vereinigungen geschaffenen 
strafprozessualen Normen sind seit langem für eine 
effektive Verfolgung von Tätergruppen aus diesem 
Bereich unerläßlich geworden. Die Vorschrift des 
§ 129a StGB stützt und ergänzt die Anwendung der 
Vorschriften des Allgemeinen Teils des Strafgesetz-
buches zu Täterschaft und Anstiftung und ermöglicht 
es so, Hintermänner und Drahtzieher schwerwiegen-
der Straftaten selbst dann strafrechtlich zur Verant-
wortung zu ziehen, wenn die unmittelbar an der Aus-
führung der Anschläge Beteiligten infolge der Grup-
penstruktur nicht ermittelt werden können. Schon 
aus diesem Grunde läßt sich die Bedeutung des 



21480* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 234. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Mai 1998 

§ 129a StGB für eine effektive Terrorismusbekämp-
fung nicht allein anhand statistischer Angaben beur-
teilen. Das in der Frage angesprochene Verhältnis 
zwischen der Anzahl der Beschuldigten, gegen die 
der Generalbundesanwalt wegen Vergehen oder 
Verbrechen nach § 129a StGB ermittelt hat und den 
Verurteilungen nach dieser Vorschrift ist im übrigen 
wie folgt zu erklären: 

Die weit überwiegende Anzahl dieser Verfahren 
richtete sich gegen unbekannte Täter. Verfahren, de-
ren Schwerpunkt bei der Unterstützung einer terrori-
stischen Vereinigung oder beim Werben für diese 
liegt, werden vom Generalbundesanwalt in der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle wegen geringer Be-
deutung an die Staatsanwaltschaften der Länder ab-
gegeben. Die Art  und Weise der Verfahrensbeendi-
gung durch die Staatsanwaltschaften der Länder ist 
in den Statistiken des Generalbundesanwalts nicht 
erfaßt. Bei den in Verfahren des Generalbundesan-
walts erfolgten sechs Verurteilungen gem. § 129 a 
StGB beruhte der Schuldspruch allein auf dieser Vor-
schrift. Verfahren, in denen Verurteilungen auch 
gem. § 129a StGB erfolgt sind und Verfahren, in de-
nen die Strafverfolgung gem. § 154f der Strafprozeß-
ordnung auf schwerwiegendere Straftaten konzen-
triert wurden, blieben unberücksichtigt. 

Die fortbestehende Relevanz der Vorschrift des 
§ 129a StGB wird nicht zuletzt dadurch deutlich, daß 
derzeit im Bereich des polizeilichen Staatsschutzes 
vom Bundeskriminalamt 149 Ermittlungsverfahren 
gem. § 129 a StGB geführt werden. 

Die Vorschrift des § 129a StGB stellt daher nach 
Auffassung der Bundesregierung auch weiterhin ein 
unverzichtbares Instrument in der Bekämpfung des 
Terrorismus dar. 

Hinsichtlich der erbetenen Auskunft über das Aus-
steigerprogramm ist folgendes anzumerken: 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat im Rah-
men des Aussteigerprojekts bisher zu sechs Personen 
Kontakt aufgenommen, gegen die wegen Mitglied-
schaft in einer terroristischen Vereinigung Haftbe-
fehle bestanden bzw. Ermittlungsverfahren liefen; 
fünf von ihnen haben sich den Strafverfolgungsbe-
hörden gestellt. 

Derzeit sind drei weitere Einzelprojekte in Bearbei-
tung. Im übrigen darf ich auf die Antwort der Bun-
desregierung auf die Kleine Anfrage der Kollegin 
Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS vom 17. Februar 
1997 (BT-Drucksache 13/6952) verweisen. 

Soweit es die Frage nach der bisherigen Anwen-
dung und der künftigen Verzichtbarkeit des Verbots 
anwaltlicher Mehrfachverteidigung (§ 146 StPO) und 
der Kontaktsperrevorschriften gem. den §§  31-38 
EGGVG betrifft, ist zu bemerken, daß die Kontakt-
sperrevorschriften bisher nur in einem einzigen Fall 
und zwar während der Entführung von Herrn Hanns 
Martin Schleyer im Jahre 1977 angewendet worden 
sind. 

Demgegenüber läßt sich für das Verbot der Mehr-
fachverteidigung und für strafprozessuale Maßnah-
men, die u. a. an § 129a StGB anknüpfen, die Zahl  

ihrer jeweiligen Anwendungsfälle mangels entspre-
chender statistischer Erhebung nicht feststellen. 

Ob in diesem Bereich Anlaß für einen künftigen 
Verzicht auf einzelne Vorschriften besteht, bedarf 
nach Auffassung der Bundesregierung sorgfältiger 
Prüfung. 

Dabei wird insbesondere nicht außer Acht gelas-
sen werden dürfen, daß einzelne strafprozessuale 
Normen nicht nur für die Terrorismusbekämpfung 
von Bedeutung sind. So soll nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts das Verbot 
der Mehrfachverteidigung nicht zuletzt dazu dienen, 
den Beschuldigten, auch gegen seinen Willen, davor 
zu schützen, daß der Verteidiger in einen Interessen-
widerstreit gerät und dadurch seine Beistandsfunk-
tion, die es auch im öffentlichen Interesse zu bewah-
ren gilt, beeinträchtigt wird. 

Bereits dieses Beispiel zeigt, daß die Frage, ob und 
ggf. auf welche strafprozessuale Regelungen verzich-
tet werden kann, für jede Norm im einzelnen geprüft 
werden muß und sich einer Beantwortung im Rah-
men einer aktuellen Fragestunde entzieht. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Egbert Nitsch (Rendsburg) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 
Frage 41): 

Nach wie vielen Personen, die dem Kreis der „Rote Armee 
Fraktion" zugerechnet werden, fahnden nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Strafverfolgungsbehörden von Bund und 
Ländern noch, und hinsichtlich wie vieler dieser Personen hat 
die Bundesregierung Anhaltspunkte, daß sie sich - abgesehen 
von der Auflösungserklärung der „Rote Armee Fraktion" - per-
sönlich noch nicht von politisch motivierter Gewalttätigkeit los-
gesagt haben? 

Es wird derzeit nach acht mit Haftbefehlen gesuch-
ten Mitgliedern der „Roten Armee Fraktion" gefahn-
det. Erkenntnisse darüber, daß dieser Personenkreis 
sich von politisch motivierter Gewalttätigkeit losge-
sagt hat, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 Fragen 42 
und 43): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
Auflösungserklärung der RAF vom 20. April 1998, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung des Bundesministers der 
Justiz, Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, daß sowohl das Kontakt-
sperrgesetz als auch das Verbot der Mehrfachverteidigung 
nicht mehr nötig seien (taz vom 5. September 1997)? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen straf-
prozessualer Maßnahmen, die auf der Grundlage des Ver-
dachts einer Straftat nach § 129a StGB angeordnet werden (so 
z. B. die Kontaktsperre nach §§ 31 ff. des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz und die Einschränkung der 
Verteidigerrechte gemäß § 148 Abs. 2 der Strafprozeßordnung) 
auf den Grundrechtsschutz der Betroffenen, und ist die Bundes-
regierung der Auffassung, daß solche Maßnahmen auch nach 
der Auflösung der RAF erforderlich sind? 

Bezüglich dieser beiden Fragen darf ich auf meine 
Antworten zur Frage 40 des Kollegen Such Bezug 
nehmen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra-
gen der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/10576 
Fragen 44 und 45): 

Um wieviel Prozent übersteigen die heutige Personalausstat-
tung und die jährlichen sächlichen Zuwendungen für die 
Staatsschutz-Abteilungen des Bundeskriminalamts und des 
Generalbundesanwalts den entsprechenden Personalstand und 
sächlichen Aufwand im Jahr 1970 vor Beginn der Aktivitäten 
der „Rote Armee Fraktion", und welche Möglichkeiten und 
Veranlassung sieht die Bundesregierung zu diesbezüglichen 
Verringerungen nach der Auflösungserklärung der „Rote Ar-
mee Fraktion" und der inzwischen erfolgten deutlichen Venin-
gerung anderer vergleichbar politisch motivierter Anschläge? 

Welche Veranlassung sieht die Bundesregierung nach der 
Auflösungserklärung der „Rote Armee Fraktion", die einst vor 
allem wegen derer Gewalttaten geschaffenen sogenannten 
„Antiterrorgesetze" - insbesondere § 129a StGB und hiermit 
verbundene Normen - aufzuheben, und welche dieser Rege-
lungen sieht die Bundesregierung als auch künftig unverzicht-
bar gegen politisch motivierte Gewalttaten an? 

Zu Frage 44: 

Ein Vergleich der beim Bundeskriminalamt für die 
Terrorismusbekämpfung eingesetzten personellen 
und materiellen Ressourcen in den Jahren 1970 und 
1998 kann nicht vorgenommen werden, da Daten für 
den Zeitraum 1970 und davor im Bundeskriminalamt 
nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Die Anzahl der Planstellen für den staatsanwalt-
schaftlichen Dienst der erstinstanzlichen Abteilungen 
des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof 
hat im Jahre 1970 zehn Planstellen betragen. 

Im Jahre 1998 weist die Abteilung für Strafsachen ge-
gen die Innere Sicherheit insgesamt 22 Planstellen im 
staatsanwaltschaftlichen Dienst aus (1 Bundesanwalt 
als Abteilungsleiter, 8 Bundesanwälte, 13 Ober-
staatsanwälte beim Bundesgerichtshof). Weitere 
11 Planstellen für den staatsanwaltschaftlichen Dienst 
sind in der Abteilung für Strafsachen gegen die Äußere 
Sicherheit vorhanden. 

Für eine Verringerung der personellen wie mate-
riellen Ausstattung der mit der Verfolgung terroristi-
scher Straftaten befaßten Behörden besteht nach 
Auffassung der Bundesregierung zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt keinerlei Veranlassung. Dies gilt um 
so mehr, als die Bedrohung durch den Terrorismus  

sich nicht auf die nunmehr aufgelöste RAF be-
schränkt und demzufolge mit dem Verschwinden 
dieser Terrorgruppe auch nicht gegenstandslos ge-
worden ist. 

Das Schwergericht der Verfolgungszuständigkeit 
des Generalbundesanwalts hat sich lange vor der 
Auflösungserklärung der „RAF" auf andere Täter-
gruppen verlagert. Bedeutung haben heute Ermitt-
lungen gegen ausländische terroristische Gruppie-
rungen und gegen Beschuldigte, die des Völkermor-
des im ehemaligen Jugoslawien verdächtigt sind, so-
wie Ermittlungen gegen Autonome. 

Im übrigen kann von der in der Fragestellung be-
haupteten Verringerung politisch motivierter An-
schläge keine Rede sein: Von 1996 zu 1997 stieg die 
bundesweite Zahl der Staatsschutzdelikte von 12 735 
auf 16 406 Straftaten. 

Zu Frage 45: 

Die zweite Frage habe ich mit den Beiträgen zu der 
vorherigen Frage bereits beantwortet. 

Sie gibt mir jedoch Anlaß auf einen noch nicht er-
wähnten Gesichtspunkt aufmerksam zu machen. 

Ebensowenig wie Terrorismus vor Grenzen Halt 
macht, dürfen wir - wenn wir Terrorismus erfolgreich 
bekämpfen wollen - den Blick nur auf unsere Rechts-
ordnung lenken. 

Terrorismusbekämpfung muß gerade in einem zu-
sammenwachsenden Europa über innerstaatliche 
Grenzen hinausgereifen. Daß dies auch von unseren 
europäischen Kollegen so gesehen wird, hat seinen 
Niederschlag in einem von den zuständigen Gremien 
der Europäischen Union vorgelegten Entwurf einer 
„Gemeinsamen Maßnahme betreffend den Straftat-
bestand der Beteiligung an einer kriminellen Ver-
einigung in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union" gefunden, die noch in diesem Monat dem Rat 
der Europäischen Union zur Verabschiedung vorge-
legt werden wird. Diese Gemeinsame Maßnahme 
enthält u. a. die Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
zum Zwecke der besseren Bekämpfung krimineller 
Vereinigungen einschließlich der Bekämpfung terro-
ristischer Aktivitäten in ihrem jeweiligen innerstaat-
lichen Recht die Voraussetzungen für wirksame, an-
gemessene und abschreckende Sanktionen zu schaf-
fen. 

Dabei zielt der Entwurf der Gemeinsamen Maß-
nahme im wesentlichen darauf ab, europaweit Straf-
tatbestände zu etablieren, mit denen bereits die 
bloße Beteiligung an einer kriminellen bzw. terroristi-
schen Vereinigung unter Strafe gestellt wird. Diese 
Absicht, nicht erst bei der Begehung konkreter De-
likte sondern bereits im Vorfeld anzusetzen und straf-
bewehrte Schranken zu ziehen, entspricht der nach 
unserer Rechtsordnung erfolgten Ausgestaltung der 
§.§.  129, 129a StGB als Organisations- und abstrakte 
Gefährdungsdelikte. Eine Aufhebung des § 129 a 
StGB dürfte vor diesem Hintergrund bei unseren 
europäischen Partnern auf Unverständnis stoßen und 
den Eindruck entstehen lassen, daß Deutschland sich 
aus der gemeinsamen Terrorismusbekämpfung ver-
abschiedet. 
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Anlage 17 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Karl Diller (SPD) (Druck-
sache 13/10579 Fragen 47 und 48): 

Wie hoch ist aus heutiger Sicht der Umfang der Nettoentla-
stung durch die von der Koalition angestrebte Steuerreform ge-
mäß dem Konzept der sog. „Petersberger Steuervorschläge", 
und wie hoch sind die sich daraus ergebenden Nettosteueraus-
fälle beim Bund in den einzelnen Jahren des Finanzplanungs-
zeitraums bis 2002? 

Will  die Bundesregierung mit dem Haushaltsentwurf 1999 so-
wie der Finanzplanung bis 2002 - wie in einem Bericht der Süd-
deutschen Zeitung vom 29. April 1998 über ein Gespräch der 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden der Koalition bei Bundes-
kanzler Dr. Helmut Kohl zu lesen war - „den Wählern die 
Chance geben, die Wahlversprechen der Koalition konkret 
nachzuprüfen", und werden insbesondere die finanziellen Aus-
wirkungen der von der Koalition angekündigten Steuerreform 
einschließlich der Gegenfinanzierungsmaßnahmen berücksich-
tigt und nachvollziehbar ausgewiesen? 

Zu Frage 47: 

Das seinerzeit erstellte Tableau zu den Steuer-
mehr- und -mindereinnahmen des Bundestagsbe-
schlusses zu den Steuerreformgesetzen 1998/1999 ist 
inzwischen veraltet. Neuberechnungen auf der 
Grundlage aktueller gesamtwirtschaftlicher Zahlen  

liegen zur Zeit nicht vor. Sie werden rechtzeitig auf 
der Grundlage der nach der Bundestagswahl zu tref-
fenden, steuerpolitischen Entscheidungen vorge-
nommen. 

Zu Frage 48: 

Das Bundeskabinett wird am 8. Juli 1998 den Ent-
wurf des Bundeshauhalts 1999 und den Finanzplan 
1998 bis 2002 beraten und beschließen. Die erste Le-
sung im Plenum des Deutschen Bundestages ist für 
den 2. und 3. September 1998 vorgesehen. 

Mit dem Haushaltsentwurf 1999 und dem Finanz-
plan bis zum Jahre 2002 wird die Bundesregierung 
ihre erfolgreich eingeschlagene Konsolidierungsstra-
tegie fortsetzen. Die Veröffentlichung der Haushalts-
daten vor der Bundestagswahl bietet den Wählerin-
nen und Wählern die Möglichkeit, die Finanzpolitik 
der Bundesregierung einzuschätzen. 

Wir werden nach der Bundestagswahl die Steuer-
reform neu auf den Weg bringen, eine Reform die 
nach Auffassung nationaler und internationaler Ex-
perten, ich nenne hier beispielhaft Bundesbank, 
OECD und IWF, von zentraler Bedeutung ist für 
mehr Wachstum und Beschäftigung sowie für die 
Stabilisierung der Einnahmenbasis der öffentlichen 
Haushalte. 
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